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Editorial 


Hauptsächlich eine unwahrscheinliche Häufung von Problemen mit unsrem Computer hat dazu 
geführt, daß dieses Heft so spät erscheint. Für Leute, die gleich uns mit diesen Maschinen arbeiten 
müssen: Zuerst besuchte uns der Form-Virus und richtete beträchtlichen Schaden an, dann gab der 
Stacker den Dienst auf, weil ihm die Platte zu vollwar. Danach hatte eine von den Disketten, die wir 
der Druckerei zugeschickt hatten, einen Schreibfehler und unwahrscheinlicherweise auch ihre 
Dublette. Als wir die Diskette noch einmal - diesmal in dreifacher Ausführung - der Druckerei 
nachgeschickt hatten, ließ sich der entkomprimierte Pagemaker-File trotzdem nicht laden - Schreib- 
fehler im File. Und schließlich zum schönen Schluß sagte der simple Geräteschalter unseres 
Computers den Dienst auf. Letzteres hat unsimmerhin noch einmal zwei weitere Tage gekostet. Wie 
esso schönheißt: 90% aller Probleme, die durch Computer gelöstwerden, sinderstdurch Computer 
entstanden. 

Wirhoffen, daß esdennochnichtallzuviel Erregungbei unserenLeserInnen auslöst, daß wir 
Heft 11 und 12 angesichts dessen zusammengelegt haben. Abgesehen von der Aktualität, die 
freilich bei manchen Texten hin ist, haben wir in den vergangenen Heften zugunsten des Inhalts 
schon ständig Seiten zugelegt, sodaß auch die Abonnenten aufihre Kosten gekommen sein dürften. 
Nicht zureden von unseren Problemen, den “telegraph” weiter zu finanzieren, ist doch beispielswei- 
se, wie die Zeitschrift “Beute” in ihrem Editorial vermerkt, allein der Papierpreis in den letzten zwei 
Jahren um 34% gestiegen. Darüber werden wir demnächst wieder heftig nachdenken müssen. 

Nach den mehr aktuellen Artikeln wird ein großer Teil des Heftes mit zwei historischen 
Rückblicken gefüllt: dereine, die Fortsetzung des schon bekannten Artikels zum 5-jährigen Jubiläum 
der Liquidierung der Mainzer Straße in Berlin, diesmal direkt zur Mainzer Straße. Der zweite ist ein 
Versuch zur Lokalisierung und Reflektion von Erinnerungen an den DDR-Knast. Es ist hoffentlich 
schon aus der ganzen Haltung des “telegraph” ersichtlich, daß mit der Schilderung dieser sehr in 
russischer Tradition liegenden Barbareien nicht der heutige bundesdeutsche Knast als Stätte der 
Humanität dargestellt werden soll, genausowenig wie verdeckt werden soll, daß die Strafvollzüge 
und Konzentrationslager der Nazis in jedem Fallnoch ein Stück barbarischer waren - wenigstens als 
der DDR-Strafvollzug seit den sechziger Jahren (über die Fünziger und Vierziger läßt sich streiten). 
Eswäre auch sinnvoll - ein geeigneter Ansatzpunkt undein passender Autor oder Gesprächspartner 
fehlt uns noch - , mit einer ähnlichen Betrachtung über heutige bundesdeutsche und westeuropäi- 
sche Knäste fortzusetzen, vielleicht dann sogar mit der Diskussion von Alternativen zum Gefängnis- 
system. 


Bildnachweis: S. 5, 17, 18, 19, 20, 21, 24, 25, 27, 28, 29, 30, 34, 37, 41, 44, 46, 47 und Titelseite: 
Redaktionsarchiv, S. /: Aus "Friedensforum" 6/95/UNICEF/Darko Gorenak, S. 14: Aus Frank 


Gaudlitz, Thomas Kumlehn, Die Russen gehen, S. 111, BasisDruck, Berlin 1993, S. 39: Aus 
Hausbesetzerkalender 1991, S.42, 43 Foto Peter Homann, Berlin, A. Klug, Pankow-Press, 5.43: 
Titelbild des Buchs über die Mainzer Straße vom BasisDruck, 
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Kommentar: „Es gibt eine linke Mehrheit in Deutschland!“ 


Ich muß zugeben, daß ich Oskar Lafontaine 
nicht leiden kann. Spätestens seit er bei einem 
Besuch in Ostberlin während der Zionsaffäre im 
November 1987, während ich und andere in 
Stasihaft saßen, den DDR-Oberen versicherte, 


er werde sich in diese inneren Angelegenheiten 


der DDR nicht. einmischen. Wenn er in der 
Bundesrepublik dazu etwas sagen müsse, ge- 
schehe dieseinzigundalleinauswahltaktischen 
Gründen. Das war nichtnur plumpe Liebediene- 
rei. Das erwies sich darüber hinaus als beson- 
ders kurzsichtig. 

Vielleicht nehme ich diese Geschichte 
- Wirklich etwas zu persönlich. Aberwas der neue 
SPD-Chef sonst an politischen Weisheiten von 
sich gibt, zeugt auch nicht gerade von Konzep- 
tion und politischem Weitblick, sondern besten- 
falls von einem gewissen taktischen Geschick. 
Umso verwunderlicher ist es, daß der Satz, daß 
die SPD eine linke Partei sei, nicht allgemeines 
Erstaunen auslöste, sondern dazu führte, daß 
Linke massenweise in die Partei eintraten, in 
dem Glauben, nun sei endlich, endlich wieder 
mal ihre Zeit gekommen. Dabei ist doch be- 
kannt, daßauch Lafontaine zum Asylkompromiß 
steht und anderswo und beispielsweise in der 
ultrarechten Zeitschrift “Mut” sich schon längst 
zur “Modernisierung” und zur “Stärkung der 
Investitionskraftder Unternehmen” bekannthat, 
um den “Arbeitsplatz Deutschland” zu erhalten. 
Finanziert werden soll das durch moderate Ta- 
rifabschlüsse und dadurch, daß “soziale Lei- 
stungen nur wirklich Bedürftigen zugute kom- 
men.’ Bildung und Wissenschaft sollen noch 
industriegerechter zugeschnitten werden. Zu 
einem Zeitpunkt zu dem beispielsweise die che- 
mische Industrie in Deutschland ihre Gewinne 
verdoppelt, findet der Chef der Sozialdemokra- 
tischen Partei Deutschlands nicht ein Wort der 
Ermahnung an die immer raffgierigeren Wort- 
führer des Bundesverbandes der deutschen 


Industrie, sondern deutet stattdessen an, daß 
die Volksgenossen dann halt den Riemen etwas 
enger schnallen müssen. 

Wie er mit solchen Sprüchen mit den 
Grünen zusammen kommen will, wäre noch vor 
ein paar Jahren eine erhebliche Frage gewe- 
sen. Seitdem Joschka Fischers Mannen - die 
Frauen nicht zu vergessen -keinen Kompromiß 
scheuen, um eine rot-grüne Koalition zu errei- 
chen, ist das kein Problem mehr. Gewiß, man 
könnte sich von einer rot-grünen Koalition einen 
durch rigide staatliche Maßnahmen umwelt- 
freundlich gezähmten Kapitalismusversprechen, 
die Entmachtungderharten Industrien, der Atom- 
mafia, der Stromkonzerne, der Chemieriesen 
und der Rüstungsindustrie. Das wäre immerhin 
eine wirkliche “Innovation”, ein vielversprechen- 
der Anfang, der aber jedenfalls von diesen Par- 
teien und Politikern gewiß nicht zu erwarten ist. 
Man wird sich halt zusammenfinden. Der eine 
wird etwas mehr Marienkäferförderung und 
Biokartoffeln zulassen, der andere wird dafür 
die Kürzung der Sozialhilfe schlucken. Gemein- 
sam werden sie sagen, daß die Arbeitslosen ZU 
viel Geld bekommen und die Tarifabschlüsse 
moderater” werden müssen. Schwieriger wird 
es mit dem Einmotten der Atomkraftwerke wer- 
den, das nun tatsächlich an das Eingemachte 
der Industrie geht. Aber ich bin sicher, daß sich 
auch hier gutklingende industriefeundliche Aus- 

den. 
ER gehn es wird nicht reichen. Und 
wenn Oskarchen sagt, daß es eine linke Mehr- 
heit in Deutschland gibt, SO meint er damit 
natürlich die Partei des Demokratischen Sozia- 
lismus, die ungeachtet der Mißachtung durch 
die altbundestdeutschen Parteien und der Be- 
obachtung durch den Verfassungsschutz im- 
mer schwärzere Zahlen schreibt. Vorerstspricht 
man nur von lokalen und regionalen Bündnis- 
sen, aber alle warten gespannt, welche neuen 
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Schritte dem lange angekündigten Gespräch 
zwischen La Fontaine und Gysi folgen werden. 
Eine wahrhaft historische Begegnung der Ver- 
treter zweier Arbeiterparteien, die gleicherma- 
Ben längst ganz andere Interessen vertreten. 
Undich glaube nicht zuweitzu gehen, wennich 
denke, daß auch die PDS bereit ist, diese oder 
jene Position zugunsten eines künftigen harmo- 
nischen Verhältnisses fallen zu lassen. Da ist 
beispielsweise dieses sentimentale Wort “S”im 
Parteinamen, das natürlich der Klientel lieb und 
teuer ist, aber jedenfalls nur atmosphärisch ge- 
meint ist und sicher allerlei Umdeutungen ver- 
trägt. Schließlich besteht die Anhängerschaft 
der PDS, wie die allgegenwärtigen Marktfor- 
scher erkundet haben, in der Masse nicht aus 
den Verlassenen und Enterbten Ostdeutsch- 
lands, sondern rekrutiert sich aus den gut bis 
besser verdienden Schichten. 

Zwischen der gegenwärtigen Parteifüh- 
rung der PDS und der SPD dürfte es ohnehin 
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kaum Schwierigkeiten geben, beide sind gut 
sozialdemokratisch, also kapitalfreundlich mit 
patriotisch verstandenen sozialen Ressenti- 
ments. Am Ende wird es also reichen, endlich 
die Stasiakten zu schließen und einen Schluß- 
strich unter die Vergangenheit zu ziehen. Damit 
könnten dann die Intellegenzlerrenten für ver- 
diente Mitarbeiter des Staatsapparates gezahlt 
werden und die lärmenden Greise aus der Frak- 
tion Modrow würden sich ermattet aber befrie- 
digtin den Alterssitz zurückziehen. Der Restder 
Partei, Reformer, Linke Liste oder anarchisti- 
sche Plattformen in der PDS, sind eh nur aus 
propagandistischen Gründen notwendig gewe- 
sen und würden sich dann halt fügen müssen. 
Die PDS wird die ostdeutsche CSU der SPD 
werden. 

Alles in allem großartige Aussichten. 
Wie Oskar Lafontainschonrichtig sagte: “Es gibt 
eine linke Mehrheit in Deutschland!” 

W. Rüddenklau 


Der Frieden von Dayton 


Einige notwendige kritische Anmerkungen 
Bei einer Analyse der neuesten Entwicklung des Jugoslawien-Konflikts hätten wir 
zu wenig Kenntnis und Erfahrung, um unser Mißtrauen und unsere Befürchtungen 
begründen zu können. Wir stellen deshalb gern Ottfried Nassauer, dem Chef des 
Berliner Informationszentrums für transatlantische Sicherheit, den Raum für einen 
nur scheinbar zurückhaltenden Kommentar zur Verfügung. 


Dayton ist - vielleicht - ein historisches Abkom- 
men. Nach Jahren des Krieges im ehemaligen 
Jugoslawien eröffnet das von den Präsidenten 
Serbiens, Kroatiens und Bosnien-Herzegowi- 
nas ausgehandelte Abkommen die Chance auf 
Frieden, zumindest aber auf eine vorläufige 
oder gar vorläufig endgültige Beendigung un- 
endlichen Leids. Dieses Leid hat vor allem die 
Zivilbevölkerung, getroffen, die Kinder und Al- 
ten allerBevölkerungsgruppen. Dayton steht für 
die Hoffnung auf Frieden. Es erinnert an die 
Tatsache, daß Frieden immer und überall noch 
möglich sein sollte. Es ruft in Erinnerung daß 
Frieden es wert ist, auch in politisch noch so 
aussichtsloser Lage immer wieder und doch 
noch den Versuch zu machen, militärische Kon- 
flikte politisch zu beenden: Das Abkommen von 
Dayton ist ein Grund zur Hoffnung. 
Dayton hat aber - und hier muß Wasser 
in den Wein der allgemeinen Freude und Hoff- 
nung gegossen werden - zugleich aus anderen 
Gründen das Zeug von späteren Generationen 
als historisches Abkommen bezeichnet zu wer- 
den. Die Inhalte des Abkommens, die Planun- 
gen für seine Um- und Durchsetzung und die 
Umstände seines Zustandekommens erlauben 
den Blick auf einige Aspekte, die sich nicht 
wiederholen dürfen. Die Hoffnung auf Friedenin 
Bosnien darf den Blick auf zentrale, mit diesem 
Einsatz verbundene Probleme nicht verstellen. 


1. Dayton bedeutet die Hoffung auf Frieden; 
Bedeutet es aber auch die Hoffnung auf einen 


gerechten Frieden? Ich bezweifle das aus zwei 
Gründen. Zum einen: Dayton stellt die zu einem 
Abkommen geschmiedete Verletzung zumin- 
dest eines wesentlichen Kernpunktes der Erklä- 
rung von’ Helsinki und der OSZE-Charta von 
Paris dar. Die OSZE-Staaten haben sich feier- 
lich verpflichtet, einseitige gewaltsame Ände- 
rungen von Staatsgrenzennichtanzuerkennen, 
kriegerische Eroberungen politisch zu ächten. 
Das Ergebnis von Dayton bedeutet das Gegen- 
teil: Das Ergebnis der Verhandlungen impliziert 
die Anerkennung serbisch-bosnischer Erobe- 
rungen, die Anerkennung durch ethinische Säu- 
berungen und Mord geschaffener Realitäten. 
Die Aufteilung Bosniens ist de facto paraphiert - 
die staatliche Einheit papierene Fiktion. Gerecht 
ist der Frieden von Dayton damit kaum. Die 
resultierende Frage lautet, ob er - aus eben 
diesem Grunde dauerhaft halten kann. 

2. Mit der Um- und Durchsetzung des Abkom- 
mens sind mehrere äußerst bedeutsame Um- 
stände verbunden, die sich zu politisch schwer. 
wiegenden und riskanten Präzedenzfälle ent. 
wickeln können und die sich nicht wiederholen 
dürfen: 

* Erstmals wird die NATO von der UNO per 
Mandat mit der Umsetzung einer Mission ba. 
traut. Die Hauptbedingung der NATO für ihre 
Bereitschaft, das Abkommen von Dayton militä- 
risch abzusichern, aber ist politisch inakzepta- 
bel. Brüssel will - unter amerikanischer Führung 
- die Legitimation des NATO-Einsatzes durch 
ein Mandat der UNO, entzieht aber der UNO die 
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politische und militärische Kontrolle über das 
Vorgehen der NATO. New York soll Brüssel 
nicht in die konkrete Umsetzung hineinreden, 
New York soll Brüssel nicht kontrollieren kön- 
nen. Machtverhältnisse werden klargestellt: Die 
NATO ist der Hund, die UNO der Schwanz. Und 
letzterer soll lediglich freundlich wedeln, da er in 
der Rolle des Hundessich jaulend vor der Meute 
der Bullterrier zurückziehen mußte. Die UNO 
mandatiert, die NATO operiert und kontrolliert. 
Wird dies ein Präzendenzfall, so wird die UNO 
einen rapiden Einflußverlust hinnehmen, ihre 
politische Rolle und Funktion wird reduziert 
werden, ihre Glaubwürdigkeit nimmt Schaden, 
die Option auf die Schaffung eines Systems 
kollektiver Sicherheit wird auf Jahrzehnte irreal 
bleiben und durch eine Praxis UN-legitimierter 
kollektiver Interventionen ersetzt werden. Nach 
dem Willen der NATO-Staaten ist dies ein poli- 
tischer Präzenzfall. Setzen sie sich durch, wird 
die UNO über kurz oder lang als ein Instrument 
zur Ordnung der Welt nach den Kriterien allein 
westlicher Industriestaaten wahrgenommen 
werden. 
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“Der Einsatz in Bosnien sollein unterzeichnetes 
Friedensabkommen absichern. Im Blick auf die 
Vergangenheit ist dies ein typischer Fall für 
einentraditionellen UNO. Peacekeeping-Einsatz 
nach Kapitel VI der UN-Charta. Nicht so, wenn 
die NATO tätig wird. Die NATO machte zwar 
einen Friedensvertrag zur Vorbedingung ihres 
Einsatzes - marschiert aber nach Struktur, Stär- 
ke und Einsatzdoktrin für einen Peace- 
Enforcement Einsatz auf, eine Maßnahme ty- 
pisch für das Kapitel VII der UN-Charta. Der 
Frieden von Dayton wird offensichtlich als äu- 
Berstfragilerachtet. Wergeglaubthatte, daß die 
gescheiterten Einsätze der UNO in Somalia und 
Jugoslawien auch in den wichtigsten NATO- 
Staaten der Erkenntnis zum Durchbruch verhol- 
fen hätten, daß eine klare Trennung von 
Peacekeeping- und Peaceenforcement-Einsät- 
zen vonnöten sei, wird durch die Planungen der 
NATO von der faktischen Kraft des Gegenteiles 
überzeugt. 

* Schlimmer noch: Die Rules of Engagement - 
also die Regeln für den Gewalteinsatz durch 
NATO-Kräfte- sehen vor, daß NATO-Kräfte 


Waffengewalt nicht nur dann einsetzen dürfen, 
wenn der Waffenstillstand gebrochen, das Ab- 
kommen von Dayton verletzt oder sie selbst 
angegriffenwerden, sondern schon dann, wenn 
der Verdacht besteht, daß solche Handlungen 
bevorstehen. Damit aber wird deutlich: NATO- 
Truppen könnten - ähnlich den UNPROFOR- 
Truppen in der Vergangenheit - leicht den Ruf 
der Unparteilichkeit verlieren, von den Konflikt- 
parteien als Kriegspartei wahrgenommen wer- 
den.Beides, die Vermischung von Peacekeeping 
und Peaceenforment-Elementen und die Aus- 
gestaltung der Rules of Engagement führen 
somit zu einem erheblichen Eskalationsrisiko. 
Dieses wird seitens der NATO bewußt in Kauf 
genommen. 
* Am 1. Dezember teilte der amerikanische 
'Verteidigungsminister William Perry dem 
Verteidigungsausschuß des US-Senates mit: 
„Die militärischen Aufgabe der IFOR-Truppe, 
die wir ihnen heute beschrieben haben, fußen 
auf dem Operationsplan der NATO, der vom 
Nordatlantikrat gebilligt wurde. Sie sind weit 
enger begrenzt als jene, die im Abkommen von 
Dayton dargelegt werden.“ „Wir werden zehn- 


mal soviele militärische Muskeln für ein | 


Hunderstel der Aufgaben haben“ ergänzte - im 
Vergleich zuUNPROFOR -NATO-Oberbefehls- 
haber Jouwlan gegenüber der Washington Times 
am 5. Dezember. Beide machten keine Anga- 
ben, welche der im Dayton-Abkommen nieder- 
gelegten Aufgaben die NATO nicht erfüllen will; 
die entscheidende Frage lautet, ob darunter 
solche sind, die Erfolg und Durchführbarkeitdes 
Abkommens in Frage stellen - beispielsweise 
ein Verzicht auf die vorgesehenen Entwaffnun- 
gen oder ein Verzicht auf die Festnahme von 
Kriegsverbrechern. 


3. Dayton ist ein Erfolg der US-Diplomatie, un- 
abhängig davon wie groß Außenminister Kinkel 
den europäischen - und besonders den deut- 


schen Beitrag dazu bewertet. US-Diplomatie 
aber heißt selten Konfliktmediation und ehrli- 
ches Maklertum zwischen den Konfliktparteien, 
sondern zumeist: Coercive Diplomacy* verbun- 
den mit der Drohung militärischen Drucks. Der 
Vertrag von Dayton ist auf massiven politischen 
Druck der USA zustande gekommen. Für die 
Clinton-Administrationwareninnenpolitischeund 
wahltaktische Gründe dafür bestimmend, daß 
sie seit 1995 verstärktes Engagement zeigten. 
In diesem Engagement der militärischen Super- 
macht USA per se liegt der Grund für das 
Einlenken der Konfliktparteien, nicht in der Tat- 
sache, daß die NATO - schon unter amerikani- 
scher Führung - aus der Luft massiv zugeschla- 
gen und Gesprächsbereitschaft herbeigebombt 
hätte. Dies macht das Abkommen von Dayton 
und seine Umsetzung verletzlich im Hinblick auf 
die US-Innenpolitik. Je näher die US-Wahlen 
rücken, desto verletzlicherwird der Hauptakteur 
politisch, z.B. durch militärische Nadelstich- 
aktionen der Konfliktparteien. 


4. Die unumstrittene US-amerikanische 
Führungsrolle bei der NATO-Umsetzung des 
Dayton-Abkommens beinhaltet aber auch wei- 
tere Risiken. Ziel der USA dürfte es sein, durch 
einen erfolgreichen NATO-Einsatz nachzuwei- 
sen, daß dieses unter ihrer Führung stehende 
Militärbündnis weiterhin wichtige und notwendi- 
ge Aufgaben erfüllt. Nicht zuletzt deshalb dürfte 
das Scheitern anderer wie der europäischen 
Staaten und der UNO manchen US-Politiker zu 
klammheimlicher Freude veranlaßt haben. Ge- 
lingt der NATO ein Erfolg, so ist sie weiterhin ein 
entscheidender Faktor zur Gestaltung der Welt- 
ordnung. Scheitert sie, stellt sich mit Macht die 
Frage nach ihrer künftigen Rolle und Bedeu- 
tung. Für beide mögliche Ergebnisse spricht 
etwas: Für die Möglichkeit des Erfolges spricht 
die im Vergleich zu allen anderen Bosnien- 
Missionen weit größere militärische Durchset- 
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zungsfähigkeitder NATO, derenfastunbegrenz- 
te Möglichkeiten der Eskalation. Für die Mög- 
lichkeit des Scheiterns spricht die Tatsache, 
daß alle nunmehr zur vorgeblichen Endlösung 
antretenden Parteien auch zuvor bereits betei- 
ligt und - Dank der Widersprüche zwischenihren 
Positionen - an der Knüpfung des gordischen 
Knotens beteiligt waren. Der wesentliche Unter- 
schied liegt in Ausmaß und Umfang des Enga- 
gements der USA. Wird deren Führunggsrolle die 


Kohäsion des Bündnisses auch bei schwieri-: 


. gem Verlauf der Mission sichern? Die Rückkehr 
Frankreichs in die militärische Integration der 
NATO und die komplexen Probleme, die mit der 
Einbindung Russlands verbunden sind, stellen 
dabei weit größere Herausforderungen an Füh- 
rungsqualität dar, als diese für die USA in den 
vergangen 25 Jahren existierten. 


5. Mit Dayton endet nichtjene Phase, in der viele 
Akteure im westlichen Lager mit Hilfe des Bos- 
nien-Konfliktes versuchen, ihre eigenen außen- 
‚ innen- oder gar parteipolitischen Ziele durch- 
zusetzen: Das Machtverhältnis von UNO und 
NATO, die Beteiligung der Bundeswehr an 
Kampfeinsätzen außerhalb des NATO-Gebie- 
tes, die Auseinandersetzung der Republikaner 


mit der Clinton-Administration, bündnisgrünes _ 


Regierungsfähigwerden - der überzeugenden 
Beispiele gibt es genug. | 


Schlußbemerkung: Nach Angaben des deut- 
schen Verteidigungsministeriums soll ein ein- 
jähriger Einsatz des 4.000 Mann starken 
Bundeswehrkontingentes ca 700 Mio DM ko- 
sten; rechnet man diesen Betrag auf 60.000 
NATO-Soldaten hoch, so ergeben sich für den 
NATO-Einsatz Kosten in Höhe von 10,5 Mrd 
DM, sagen wir konservativ von 5-10 Mrd DM. 
Diese Summe erscheint nach den Erfahrungen 
des Golfkrieges als Minimum. Welche Resultate 
hätte eine solche Summe, ergänzt um die bishe- 
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rigen Kosten für UNPROFOR-, NATO- und WEU- 
Einsätze, in der Konfliktprävention oder in der 
Effektivierung des Wirtschaftsembargos zeiti- 
genkönnen? Zweitens undironisch: Wäre diese 
Summe möglicherweise ausreichend gewesen, 
um die Konfliktparteien jederzeit von der 
Sinnhaftigkeiteiner Konfliktbeendigung zu über- 
zeugen? Drittens: Wird für den Wiederaufbau 
des vom Krieg zerstörten ehemaligen Jugosla- 
wiens jemals eine vergleichbare Summe in ei- 
nem vergleichbaren Zeitraum zur Verfügung 
stehen? Solche Fragen liegen jenseits der rea- 
len Politik - zugegebenermaßen. 
Otfried Nassauer 


* Red: Coercive Diplomacy - Diplomatie der 
Nötigung 


Grenzgängerinnen 
Migrantinnen im Frauenknast 


Eine Broschüre zur Situation von 
‚Migrantinnen im Frauenknast 
Plötzensee (Berlin) 


Die Frauen des LAZ (Lateinamerikazentrum)- 
Frauenplenumsbesuchen seit 1991 Frauen ohne 
deutschen Paß im Frauenknast Plötzensee. 
In dieser Broschüre werden ihre Erfahrungen 
und Informationen über Ursachen und Ausmaß 
weltweiter Migrationsbewegungen, die Folgen 
des Ausländer- und Asylgesstzes, die Haftbe- 
dingungen in Plötzensee, die Berliner Abschie- 
bepraxis sowie über (rassistische) Drogenpolitik 
und den Mythos der “organisierten Kriminafität” 
veröffentlicht. | 2 
Erscheinungsdatum Okt. '95,72S.(DINA4), _ 
10,- (zzgl. Versand) - Wiederverkäufer/innen 
(ab5 Ex.) erhalten 30% Rabatt! 
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Polizeiexzesse gegen Universitäts-Besetzer 
in Griechenland 


Zwei Berichte der FAU Bonn im CL-Netz, die sich mit den Verhaftungen in Griechen- 
land zum 12. Jahrestag des Aufstands gegen die Militärdiktatur beschäftigen, waren 
so unglaublich wirr, daß sich daraus kein Bild gewinnen ließ. Das ist umso trauriger, 

als das Vorgehen der griechischen Behörden offensichtlich wirklich ohne Beispiel 
war und offensichtlich in Zusammenhang mit einer Krise des Regimes steht. Ein 
anderer von der Faktenvielfalt dürftigerer Bericht in Englisch, der dem Adressaten 
nach aus England kommt, aber wohl direkte Kenntnis von den Ereignissen hat, endet 
zwar am 22. November, ist aber halbwegs eindeutig. Im Folgenden eine grobe 


Übersetzung. 


Saloniki 

14. November 1995. Vier Leute wurden wäh- 
rend einer Demonstration gegen die Inhaftie- 
rung des Anarchisten Kostas Kalarmas verhaf- 
tet, der sich seit dem 11. November im Hunger- 
streik befand, angeklagt der Teilnahme an ei- 
nem Bankraub. Es gibt keinen Beweis gegen 
ihn, aber die Polizei versucht ihn wegen seiner 
Aktivitäten und seiner anarchistischen Ideen 
und seines Kampfes in der sozialen Wider- 
standsbewegung zu kriminalisieren. 

Die zweihundert Leute, die zusammen- 
kamen, berieten gerade, ob sie einen Protest- 
marsch durch die Stadt durchführen wollten, als 
sie von 200 Aufstandsbekämpfungspolizisten 
und Angehörigen anderer Einheiten überrascht 
wurden. Ohne Warnung oder Provokation be- 
gann die Polizei auf die Leute einzuschlagen 
und nahm dabei vier Leute fest, ohne daß der 
Rest der Menge begriff, was überhaupt los war. 

Die Demonstranten gruppierten sich 
schnell wieder und entschieden sich, auf dem 
Campus der Universität etwa 500 Meter weiter, 
Zuflucht zu nehmen. Sie beschlossen, eine Fa- 
. kultät zu besetzen. Während der Nacht wurde 
das Gebäude mit Tränengas beschossen. Die 
Zusammenstöße dauerten die ganze Nacht an. 

15. November 1995:. Die Besetzer for- 
derten die Freilassung von Kalermas und der 


vier vom letzten Tag. Die Leute versuchten, das 
Gebäude zu verlassen und Flugblätter und Pro- 
teste gegen die Repression zu verteilen. Aber 
100 Meter vom Ausgang entfernt griff die Polizei 
an und noch mehr Leute mußten auf dem Cam- 
pus Zuflucht suchen. Während dieser ganzen 
Affäre hörten die Medien nicht auf, von über 50 
“maskierten Männern” zu berichten, die ohne 
irgendeinen Grunddie Polizeieinerganzen Stadt 
belästigten. 

Am 16. gaben die Besetzer auf, ohne 

irgendeines ihrer Ziele zu erreichen. 
Am 18. November begann die juristische Farce 
für die vier Angeklagten. Es waren P. Sofas, E. 
Hatzilidis, I. Anagnostou und eine 17 Jahre alte 
Frau, deren Namen die Polizei nicht herausgab. 
Sie war nichtin der Lage, vor Gericht zu stehen, 
weil sie forwährend ohnmächtig wurde. Nach 
einer medizinischen Untersuchung wurde sie 
mit Kopfverletzungen, die aus der “Behandlung” 
der Polizisten herrührten, die sie gefaßt hatten, 
in das Krankenhaus eingewiesen. 

Die Untersuchungshaft der anderen .dfei 
wurden vermittels eines Bergs von Lügen der 
Anklage fortgesetzt und der Anwalts bemühte 
sich verzweifelt, Gegenüberstellungen herbei- 
zuführen, um zu zeigen, daß sie an den Ereig- 
nissen auf dem Campus nicht teilgenommen 
hatten. Auch die Fernsehbilder zeigten, daß sie 
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schon längst verhaftet waren, als die Besetzung der Fakultät 
begann. 

20.November: Die Untersuchungshaftdauerte an. Schwe- 
re Verbrechen wurden den Angeklagten vorgeworfen, die reine 
- Phantasie waren: Zwei wurden der “Subversion und Revolte” 
beschuldigt, “Widerstand gegen die Staatsgewalt” und “Beleidi- 
gung” und sie bekamen dreieinhalb Jahre Gefängnis ohne Chan- 
ce zur Strafverkürzung oder Freilassung gegen Kaution. Der 
Dritte, “nur” angeklagt wegen “Subversion und Revolte”, erhielt 
zweieinhalb Jahre. Es muß hinzugefügt werden, daß es solche 
Strafen für derartige Anklagen seit 25 Jahren nicht gegeben hat, 
weder unter der Diktatur noch früher. 

Das Gericht und seine Korridore waren voll mit 
Aufstandsbekämpfungs-Polizei und Spezialeinheiten, die noch 
mehr von denen einsperrten, die gekommen waren, um ihre 
Solidarität mit den Gefangen zu zeigen und Parolen riefen wie: 
“Schämt Euch! Das ist die Diktatur!” Der Prozeß gegen die junge 
Frau wurde bis zum 27. November aufgeschoben. 


Athen 


17. November: (Jahrestag des 17. November 1973, als der - 


Aufstand gegen die Militärdiktatur mit Gewalt durch das Erschei- 
nen der Panzer aufdem Gelände der Polytechnik beendet wurde) 
Einige Monate später fiel die Junta und so ist dieser Tag zu einem 
Symbol des Widerstands und Protests geworden und ein Ge- 
denktag, an dem Mitglieder der Regierung und andere Offizielle 
Blumengebinde ablegen und feierliche Reden halten. 

“Die Polytechnik war ein Aufstand, ein Klassenkampf, 
nicht der einer Partei!” So besetzen jedes Jahr 1 bis 2000 Leute 
das Polytechnikum, um auf ihre eigene Weise das Jubiläum zu 
feiern, während sie von der Aufstandsbekämpfungs-Polizei at- 
tackiertwerden. Die Medien erzählenden Zuschauernihre Lügen 
von 50 oder 100 “maskierten Männern” und Hooligans, die das 
Gedächtnis des Polytechnikums und der Republik schänden und 
öffentliches Eigentum zerstören. 

Ebenso besetzten dieses Jahr etwa 1500 Leute die 
Fakultät, um gegen die Travestie des Andenken des 17. Febru- 
ars zu demonstrieren - gegen jede Form von Unterdrückung, 
gegen illegale Verhaftungen und Polizeiverfügungen, die mögli- 
cherweise zum Tod von Kotas Kalarmas führen können, der im 
Hungerstreik ist. 

Einige Leute brachen aus dem Gelände heraus, als sie 
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sahen, daß die Spezialeinheiten ankamen. Das 
führte zu einerfurchtbaren Nacht.- Aufdereinen 
Seite war der Polizei-Hubschrauber und die 
Aufstandspolizei, die unaufhörlich Tränengas 
undandere chemische Produkte einsetzte (wäh- 
rend die Leute sich mit Molotow-Coctails und 
Leuchtfeuer zur Wehr setzen, um sich vor dem 
Rauch zu schützen). Andererseits hatte der 
Senat der Universität zunächst beschlossen, 
das Asylrecht nicht aufzugeben und damit der 
Polizei Zutritt zu verschaffen und zu räumen. 

Schließlich gab.die Universitätdoch grü- 
nes Licht und am Morgen um acht drang die 
Aufstandsbekämpfungs-Polizei in die Fakultät 
ein. Die Besetzer leisteten keinen Widerstand 
und kamen in ordentlicher Reihe zur Polizei, so 
daß ganz Griechenland sehen konnte, daß “50 
oder 100 maskierte Männer”in Wirklichkeitmehr 
als 500 Leute waren, junge und alte, Arbeiter 
und Arbeitslose, Minderjährige und Erwachse- 
ne, normale Gesellschaftsmitglieder und nicht 
Leute mitpsychologischen Problemen oderwas 
die anderen Lügen waren, die durch die Medien 
ausgestreut wurden. 

Von 518 Leutem, die festgenommen 
wurden (das ist das erste Mal, daß die Zahl so 


hoch war), wurden 100 in Untersuchungshaft 
behalten, während die anderen nach zwei Ta- 
gen freigelassen wurden, nachdem ihnen der 
Tag ihres Prozesses mitgeteilt worden war. Die 
100 sind weiterhin im Gefängnis. Sie beschwe- 
ren sich über die Brutalität der Polizei, die ihnen 
alle menschlichen Rechte während der Zeit der 
Untersuchung entzieht. Der Prozeß ist für den 
22. November angesetzt. 


Solidaritätskundgebung in Bonn 
Am Vormittag des 5. Dezember demonstrierten 
einige deutscheanarchistische GruppeninBonn 


' vor der griechischen Botschaft. Sie entrollten 


Transparente mit dem Text: “Freiheit für alle 
politischen Gefangenen” und’“Vivalarevolucion” 
und überreichten einem Vertreter der Botschaft 
eine Petition, in der sie gegen die Verhaftungen 
im Zusammenhang mit den jüngsten Ereignis- 
sen in Griechenland protestierten. Die etwa 
halbstündige Kundgebung, zu der die Gruppen 
A-Team Bonn, FAU-IAA Bonn und Von Der 
Fahne Bonn aufgerufen hatten, verlief ohne 
Zwischenfälle. 


Hunger, Drangsalierung, Vergewaltigung 
und Mord 
Die Verhältnisse schreien nach einer vollständigen Reform 
der russischen Armee 


1. Die “Insel der Russen” 
Die grusligen Zuständen der russischen Armee 
wurden in dem spektakulären russischen Fern- 
sehbericht “Insel der Russen” erörtert, der in 
diesen Tagen in der Umwelt-Bibliothek in einer 
miserablen 15. Raubkopie gezeigt und dan- 
kenswerterweise von Sabine Erdmann und ih- 
rem russischen Mann, Aleksandr Kutnevic , 


übersetzt wurde. Es geht um eine Insel im 
russischen Fernen Osten, die militärisches Sperr- 
gebiet ist und bis in die Gegenwart von keinem 
Zivilisten betreten werden konnte. Viktor 
Tscherenkov, der Kameramann, der Aufnah- 
men von den Zuständen und Augenzeugenbe- 
richte von einfachen Soldaten einfing, ist zu- 
gleich Dumaabgeordneter und Offizier. Selbst 
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Angehöriger derherrschenden Strukturen, zeigte 
ersich nur schwer in derLage, Folgerungen aus 
den Bildern zu ziehen. Aber ihn ergriff der Jam- 
mer dieser Menschen under stellte das Material 
Journalisten des russischen Staatsfernsehens 
zur Verfügung, dieeskommentierten undschnit- 
ten. Ä 
Gefilmt wurde ein Krankenhaus, in dem 
die Opfer von schweren Drangsalierungen und 
Hungerdistrophie lagen, die der Alltag von rus- 
sischen Wehrdienstpflichtigen sind. Eine be- 
sonderserbärmliche Notebekamendie Ausagen 
noch durch den Umstand, daß der Kamera- 
mann es mit militärischer Gründlichkeit gele- 
gentlich für wichtig gehalten hatte, die beileben- 
digen Leib skelettierten jungen Männer halb- 
nackt in Habachtstellung berichten zu lassen. 
| Während zweier Monate Grundausbil- 
dung, berichtete einer, seien vier Soldaten ver- 
hungert, einer erstochen worden. Drangsa- 
lierungen seien normal. Kürzlich erst sei einer 
von den Offizieren vor 400 angetretenen Kame- 
raden zusammengeschlagen worden. Ein an- 
derer berichtete von einem Soldaten, der bei 
einer solchen öffentlichen Bestrafung mit einer 
Eisenstange umgekommen war, weil das Rück- 
grat brach. Über die alltäglichen Zustände, die 
ihrem Aussehen zufolge, schlimm genug sind, 
berichten die jungen Männer nichts. Die schei- 
nen sie schon für normal zu halten. 

Das sei aber nicht alles, sagten halbe 
Kinder mit bewegungslosen Stimmen. Richtig 
schlimm werde es erst, wenn man aufdas Schiff 
komme. Dort seien Selbstmord und Vergewalti- 
gung Alltag. Von den dort untergebrachten drei 
Dienstjahren hätte das zweite und dritte das 
Recht, mit den Rekruten alles zu tun. Unter den 
NeuankömmlingenwürdenzunächstLeute aus- 
gesucht, die in Kabinen eingesperrt würden und 
den Älteren und den Offizieren ständig zur Ver- 
gewaltigung zur Verfügung stünden. Aber auch 
darüber hinaus könne jeder Beliebige zu jeder 
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Zeit vergewaltigt werden. Nein, mit dem eigent- 
lichen Soldatsein hätten sie nicht viel zu tun. 
Zwei bis drei Mal hätten sie während der Ausbil- 
dung geschossen. Ansonsten seien sie mitBau- 
en von Garagen, Renovieren von Wohnungen 
und Gartenarbeiten für die Offiziere beschäftigt. 

Schlimmer noch sei esim Strafbataillon. 
Die Neuen würden zunächst in die Banja ge- 
bracht und gewaschen und dabei gefragt, was 
sie früher getan hätten, dann geschlagen und 
gefragt und geschlagen. Die Älteren gingen 
nicht auf die Toilette, sondern verrichteten ihre 
Notdurft aufden Fluren unddie “Vergewaltigten” 
(Red.: nicht übersetzbarer Gossenausdruck, 
entspricht vielleicht dem Ausdruck “Votze” im 
DDR-Knast) müßten den Kotwegräumen. Auch 
dort gebe es Leute, die sich daran gwöhnen 
mußten, ständig als Sexualobjekt zu dienen und 
andere, die nur gelegentlich vergewaltigt wür- 
den. 

Viktor Tscherenkov, der Kameramann, 
wurde von den Journalisten gefragt, ob er sich 
von dem kürzlichen Wechsel in Leitung der 
Flotte des Stillen Ozeans etwas verspreche. Er 
wisse es nicht. Aber diese Insel sei noch nicht 
der schlimmste Ort. An anderen Orte würden 
Soldaten mit Ketten gefesselt oder in die Kälte 
gestellt und mit Kerosin überschüttet, das erst 
bei sehr tiefen Temperaturen gefriert. 

Dann Bilder von Eltern. Ein Vater sagt: 
“Als ich meinen Sohn losgeschickt habe, war er 
gesund. Alser wieder kam, sah er aus, alskäme 
er aus einem Konzentrationslager. Ich hätte ihn 
besser ins Gefängnis gegeben.” Eine weinende 
MutternebenihrembisaufsSkelettabgemager- 
ten Sohn: “Mein Sohn war Sportler und kam als 
Invalide zurück!” 

Dann werden - was vielleicht Russen 
leichter fallen mag, die ja Opfer auch diesen 
Systems gewesen sind - Bildern von skelettier- 
ten Auschwitz-Häftlingen ähnlich jammervolle 
Bilder von heutigen russischen Rekruten ge- 


genübergestellt. Zum Hohn wirbt eine russische 
Schlagertussi in einem Ausschnitt aus einem 
offiziellen Werbefilm für den freiwilligen Eintritt 
in die Armee. Tänzelnd marschiert sie auf der 
Bühne und trällert, wie schön es sei, Soldat zu 
sein und wie sehr sie esbedaure, daß russische 
Frauen keine Soldaten werden dürften. 


2. ARA gegen den Militarismus 
in Rußland 
Eine von den Organisationen, die füreine Militär- 
reform zu kämpfen versuchen, ist die ARA, die 
Antimilitaristische Radikale Vereinigung, dieam 


13. Mai 1995 gegründetwurde. Unter den Grün-- 


. dungsmitgliedern der Vereinigung sind die 
Dumaabgeordneten Valery Borschev ("Jablo- 
ko”) und Yuly Rybakov (“Rußlands Wahl”), die 
führenden Mitglieder des russischen Soldaten- 
mütterkomitees, Valentina Melnikova, Lyudmila 
.Zinchenko, Lyudmila Obraztsova, Yuliya 
Goryacheva, Schatzmeister des Internationa- 
len Komitees “Kein Frieden ohne Gerechtigkeit” 


und der Präsident des italienischen Helsinki- 
Komitees, Antonio Stango, die Koordinatoren 
der Radikalen Parteiinder CIS, Nikolay Khramov 
und Mamuka Tsagareli, Aktivisten der Radika- 
len Partei in Moskau und anderen russischen 
Städten. In ihren Zielen klingt die Organisation 
für unsere Verhältnisse sehr staatsmännisch 
und sehr gemäßigt. So wird beispielsweise die 
Notwendigkeit einer Militärreform und die Ver- 
ringerung der Streitkräfte auch mit ökonomi- 
schen Gründen und der Festigung des 
Rechtsstaats begründet. Dashataber unter den 
Bedingungen allgemeiner bitterer Armut und 
ungezügelter Mafiaherschaft eine ganz andere 
Bedeutung als gleiche Formeln hier in Deutsch- 
land. 

Ineiner Selbstdarstellungder ARAheißt 
es: 
Die Dringlichkeit einer Armeereform istklar. Die 
veraltete Struktur der Streitkräfte gar, antiert nicht 
mehr die nationale Sicherheit. Die Stärke der 
Armee ist künstlich aufgebläht. Die Armee wird 
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nicht gut geführt und ihre Kampfkraft ist sehr 
gering im Verhältnis zum enormen Aufwand 
(Wir bezahlen 500 von jeden 1000 Rubeln, um 
die Armee zu erhalten). Barackenleben, militäri- 
scher Drill, eine Atmosphäre des Terrors für die 
Neuankömmlinge von Seiten der alten Solda- 
ten, sehr schlechte Bedingungen für die Offizie- 
re mit niedrigen Rängen, alle diese Faktoren 
beeinflussen negativ die russische Wirtschaft 
und Gesellschaft. 

Es ist notwendig, die Struktur der Streit- 
kräfte zu verändern. Es istnotwendig so schnell 
als möglich, eine Berufsarmee auf freiwilliger 
Basis zu schaffen. Natürlich, kostet ein Berufs- 
soldatviermalmehralsein Wehrdienstpflichtiger. 
Aber die Armee, die wir brauchen, ist vier mal 
niedriger als die Zahl, die unsere Generäle 
nennen, um ihre Posten zu sichern, indem sie 
auch Studenten einberufen. Die Zahl der Solda- 
ten sollte in einem sinnvollen Verhältnis zur 
realen ökonomischen Kraft des Landes und zu 
den realen Erfordernissen seiner nationalen $i- 
cherheit stehen und nicht zu den Forderungen 
der Generäle. 

Es ist jetzt das Hauptziel der ARA, zu- 
sammerr mit der Demokratischen Stimme Ruß- 
lands und dem Russischen Soldatenmütter- 
Komitee, die öffentliche Meinung füreine Militär- 
reform zu mobilisieren. Kürzlich wurde das 
Organisaationskomitee für die Militärreformbe- 
wegung gegründet, im nächsten Sommer pla- 
nen wir, einen konstituierenden Kongreß durch- 
zuführen... 

Natürlich steht die ARA auch für einen Alterna- 
tiven Ersatzdienst. In der zitierten Selbtdar- 
stellung heißt es dazu: 

“Seit dem Dezember 1993 haben alle Bürger 
von Rußland das verfassungsmäßige Recht, 
Wehrdienstverweigerer zu werden. Aber es gibt 
kein Ausführungsbestimmung, die den juristi- 
schen Prozeß regelt. Das Hauptziel der ARA ist 
es, zu erreichen, daß die Duma sobald als 
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möglich ein Gesetz für einen alternativen Zivil- 
dienst verabschiedet. Ein solches Recht muß 
demokratisch undnicht diskriminierend sein. Es 
sollte den zivilen Charakter des alternativen 
Dienstes garantieren. Außerdem sollte es die 
Anerkennung des Rechts, den Wehrdienst zu 
verweigern und den Zivildiens zu wählen als 


allgemeines Bürgerrechtfestschreiben, dasalle : 


Russen ausüben können. Die Musterungs- 
kommission sollte nicht das Recht haben, die 
Aufrichtigkeit der Wehrdienstpflichtigen zu prü- 
fen und die Möglichkeit abzulehnen den alterna- 
tiven Zivildienst zu wählen. 

Auf Initiative der Radikalen Partei sam- 
meln wir Unterschriften, um an beide Kammern 
des russischen Parlaments und den russischen 
Präsidenten zu appellieren “Für das Recht, die 
Einberufung zu verweigern, gegen den Militaris- 
mus”. Im Juni hatten wir bereits über 5.000 
Unterschriften von russischen Bürgern gesam- 
melt. Natürlich ist das nicht genug. Bis Septem- 
ber planen wir noch viele tausend Stimmen aus 
allen russischen Regionen zu sammeln. Wenn 
wir das schaffen, geben wir unseren Bürgern 
eine Chance, ein annehmbares Recht für einen 
alternativen Zivildienst zu erreichen. Ein Ge- 
setz, das ein effektives Instrument der Demilita- 
risierung und Konversion werden kannundnicht 
die Art von gesetzlichen Garantien, die “die 
Verräter des Mutterlandes entsendet, um die 
Toiletten zu reinigen”. ... 


Antimilitaristische Radikale Vereinigung 


. Trubnaya str. 25-2-49 


103051 Moscow - Russia 
Tel/fax +7-095-9239127 
E-mail: ara@glas.apc.org 
A.R.A@agora.stm.it 


„Nur krank darfst Du nicht werden!” 
Versuch einer Lokalisierung von Erinnerungen an alte Ost- 
berliner Knäste 


Man sollte denken, daß die Bundesrepublik 


Deutschland sich gern als das menschlichere 
System präsentiert und dementsprechend freu- 
dig die Stasi- und Justizfolterhöhlen aus der 
DDR-Zeit all denjenigen vorführt, die sie sehen 
wollen oder nicht. Karawanen von Schülern, 
sollte man glauben, werden durch diese Stätten 
der Unmenschlichkeit geführt und mehr oder 
freiwillig mit den Opfern des SED-Regimeskon- 
frontiert. Dem ist nicht so. 

Stattdessen haben es diejenigen, die 
ihre Erinnerungen an DDR-Knäste verifizieren 
wollen, gar nichtleicht, die Mauern ihrerehema- 
ligen Gefängnisse zu überwinden. Zwar erklärte 
mir die Pressestelle der Berliner Justizverwal- 
tung vollmundig, die Ostberliner-Haftanstalten 
seien am 3. Oktober 1990 wegen unwürdiger 
Haftbedingungen geschlossen worden. Aber 
dieses Datum stimmtnicht, wahrscheinlich nicht 
einmal die Begründung. Die Zentrale 
Untersuchungshaftanstalt der Staatssicherheit 
in Hohenschönhausen zum Beispiel, noch im 
Jahre 1990 vom letzten DDR-Innenminister 
Diestel zur Strafvollzugsanstalt umgerüstet, 
wurde zwar im November 1990 nach heftigen 
Protesten der Opferverbände geschlossen. 
Dennoch tauchten immer wieder Pläne des 
Berliner Senats auf, nebender Einrichtung einer 
Gedenkstätte in Hohenschönhausen den Rest 
zu einer Strafvollzugsanstalt umzubauen. Nach 
kontinuierlich wiederkehrenden Protestwellen 


wurde der Umbau schließlich aufgegeben, aber 


nun bestand auch keine besondere Notwendig- 
keit mehr für die Einrichtung einer Gedenkstät- 
te. Trotz vieler und langer good-will-Erklärun- 
gen von Senat, Bundesregierung und Enquete- 
Kommission des Bundestages wurde erst 1994 


ein ABM-Projekt mit dem Einrichten einer provi- 
sorischen Gedenkstätte betraut. Im Unterschied 
zu vielen anderen dieser Arbeitslosen- 
Beschäftigungsprojekte in Ostdeutschland sind 
die Leute von der Gedenkstätte Hohenschön- 
hausen im Rahmen der Möglichkeiten motiviert 
und fleißig. Dennoch wurden ihnen in diesem 
Jahr Stellen und Mittel gekürzt. Die Herausgabe 
einer Broschüre wurde verhindert, Forschung 
und Dokumentation ist Privat- und Glückssache 
und ständig wird mit der Schließung gedroht 

Ansonsten befinden sich diealten DDR. 
Haftanstalten in Berlinim Umbau, entweder, um 
tatsächlich die “unwürdigen Haftbedingungen’ 
zu ändern oder, wie ich eher glauben möchte 
um sie an westdeutsche Sicherheitsstandards 
anzupassen. Die Berliner Justizverwaltung baut 
die Stasigefängnisse Pankow und Lichtenberg 
zu Haftanstalten nach Weststandard um. Das 
Köpenicker Frauengefängnis in der Grünauer 
Straße wurde von der Landespolizei übernom- 
men und bis Anfang Dezember diesen Jahres 
zum Abschiebegewahrsam völlig umgebaut 
Ebenfalls im Besitz der Landespolizei ist der 
Knast im Inneren des alten Ostberliner Polizei. 
präsidiumsin der Keibelstraße. Über eine weite. 
re Nutzung gibt es nach Angaben der Presse. 
stelle und des Baureferats der Polizei noch 
keine Überlegungen. Nur zwischenzeitlich sei 
eine Etage in der Mitte der DDR-U-Haft für 
“Yerwahrräume” des Landeskriminalamtes um- 
gebaut worden, bis die Polizeigefangenen im 
neuen Landeskriminalamt in Westberlin Platz 
finden könnten. 

Der Rummelsburger Knast wurde 1991 
zum Zwecke des Abrisses dem Liegenschafts- 
amtübergeben. 1993 sprach der Justizsprecher 
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plötzlich von einem “Justizgarten”, der mit den 
alten Häusern geschaffen werden sollte. Der 
Plan verschwand dann offenbar zusammen mit 
der Olympiaplanung wieder in der Schublade. 


Am leichtesten schien mir ein Auffrischen alter 
Erinnerungen also im Stasiknast Hohenschön- 
hausen, einer wachturmumgebenen Zwingburg 
aus Beton, von der Außenwelt ehemals durch 
eine weitere Mauer um das umliegende Viertel 
von Stasiverwaltungsgebäuden und -Werkstät- 
ten doppelt abgeschottet. Die Fiktion eines “La- 
ger X", wie derbis 1974. dort ebenfalls ansässige 
Strafvollzug der Staatssicherheit hieß, wurde 
bis zum Ende des Regimes auch für die U-Haft 
aufrechterhalten. Nach Hohenschönhausenkam 
man nie direkt. Von einem anderen Ein- 
lieferungsort, “Rummeline” (Rummelsburg) oder 
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Zentrale Untersuchungshaftanstaltder Staatssicherheitin Hohenschönhausen - Außensicht, die niemand 


zu Gesicht bekam 
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der “Magdalene” (Stasihauptquartier in der 
Magdalenstraße) wurde manim geschlossenen 
“Barkas”, einem DDR-Kleinlastwagen, mit ei- 
nem Container auf dem Rücken, in die U-Haft 
gefahren und dorterstineinerweiteren “Schleu- 
se” innerhalb des Gebäudes ausgeladen. Auch 
eventuelle Kontakte mit der Außenwelt und die 
Entlassung war nur über Zwischentransporte 
nach außen möglich. Nie hatte damals ein Ge- 
fangener die Chance, den Komplex von außen 
zu sehen. Die Fenster waren mit Glasziegeln 
vermauert, der “Freihof” eine ummauerte Zelle, 
die nach oben nur durch Gitter und Stacheldraht 
einen Blick in den Himmel! freiließ. Auch Kontakt 
zu den Mitgefangenen war nur soweit vorgese- 
hen, wie das die Staatssicherheit bestimmte. 
Wer nicht über Monate in Einzelhaft saß, bekam 
einen sorgfältig ausgewählten Zellengenossen 
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zugeteilt. Oft genug war das ein sogenannter 
“ZI” (Zelleninformant), entweder ein Krimineller, 
der für fleißige Berichte Hafterleichterungen 
bekam oder sogar ein Angestellter der “Firma” 
(wie der DDR-Geheimdienst nicht nur intern 
genannt wurde), der für seine Tätigkeit bezahlt 
wurde. Dafür, daß man während der Transporte 
zum Vernehmer, zum Arzt oder zum Duschen 
nie einem anderen Gefangenen begegnete und 
soziale Kontakte höchstens mit den Stasi-Leu- 


ten unterhalten konnte, sorgte ein ausgeklügel- 
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Durchschnittliche Zellei in rohensehönhanen; Fenst 


tes Warnsystem. Wenn die rote Lampe leuchte- 
te, mußte man sich mit dem Gesicht zur Wand 
stellen. “Desorientierung”, sagt Herr Nock, der 
uns durch die schon erschlossenen Teile der 
Gebäude führt, “war eine Folter, die genauso 
wirksam war wie die Wasserzellen im 1964 still 
gelegten unterirdischen KGB-Gefängnis, dem 
U-Boot.” Die Gefangenen wurden nicht mit Na- 
men, sondern mit Nummern angeredet (Ich 
selbst, damals in einer Zweierzelle, mit der 
Zellennummer und dem Zusatz “links”). Ein U- 
Häftling, derwochenlangin einer 
wasser- und toilettenlosen 
Dunkelzelle verbrachthatte, wur- 
de vom Vernehmer mit den Wor- 
ten empfangen: “Wo waren sie 
denn? Ich habe sie seit Wochen 
gesucht! Wie Sie aussehen, wa- 
ren sie in der Sommerfrische!” 
Der Häftling teilte verzagt mit, er 
habe in Dunkelhaft gesessen. 
“Dunkelhaft”, sagte der 
Vernehmer, “haben wirhier nicht. 
Für mich waren sie in der Som- 
merfrische!” Eine besondere Fi- 
nesse der Entpersönlichung des 
Gefangenen war auch die Tatsa- 
che, daß niemand in die Zelle 
einen Stift und Papier bekam. 
Briefe, Eingaben oder Formulare 
durften nur im Zimmer des 
Vernehmersgeschriebenwerden, 
Prozeßunterlagen nur dorteinge- 
sehen werden. Persönliche Auf- 
zeichnungen durften nicht ange- 
fertigt werden. 
Darüber hinaus gab es in 


Hohenschönhausen die unter- 
schiedlichsten Haftbedingungen, 


ziegeln, Bett, Tisch und Schemel, Toilete und Ferse, die über Monate und Jahrekkeinerlei 
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Kontakte hatten und das Sprechen verlernten 
bis zu besonders privilegierten Gefangenen, zu 
denen in den achtziger Jahren auch wir im 
Westen bekannte und von den Westmedien 
thematisierte Bürgerrechtler zählten. “Da hat 
doch”, erzählt mir der Gedenkstättenführer 
Noack giftig, “die Bürgerrechtlerin Vera 
Wollenberger damals ihre vegetarische Phase 
gehabt und schon bekam sie vegetarische Nah- 
rung. Und dann hatte sie natürlich auch psychi- 
sche Probleme. Da hat sie für den Tisch ein 


Vernehmerzelle in Hohenschönhausen: Der Gefangene saß auf einem Schemel, links hinter der Tür " 


Deckchen und dazu noch eine Kerze für Stun- 
den der Besinnlichkeit bekommen!” Ich selbst 
entdecke auch peinlich berührt, daß ich wohl 
etwas privilegiertere Haftbedingungen hatte. Der 
Häftling saß nämlich nicht, wie ich als selbstver- 
ständlich akzeptierte, hinter einem Tisch gegen- 
über dem Vernehmer, sondern auf einem Holz- 
schemel hinter der Tür. Einkaufwar nicht für alle 
möglich und schon gar nichtwurden, wie bei mir, 
der ich im November 1987 in der Tagesschau 
gemeldet wurde, schon am nächsten Tag unbü- 
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rokratisch mehrere Schachteln der DDR-Outsi- 
der-Zigarette Karo ohne Geld durch die Zellen- 
tür gereicht. Das “Hotel Hilton”, wie Hohen- 
schönhausen im Unterschied zur Stasi-U-Haft 
Pankow unter DDR-Oppositionellen genannt 
wurde, war eben nur für uns unter den besonde- 
ren Bedingungen der achtziger Jahre verhält- 
nismäßig komfortabel. Gar nicht nur sprichwört- 
lich übel wurde mir, als der Museumsführer für 
einen Momenthinter unsdie Tür einer mitschwe- 
rem Gummi ausgeschlagenen Zelle, einer wahr- 
haftigen Gummizelle, im Keller schloß und das 
Licht löschte. Ein Wachsoldat der Stasi, der vor 
Monaten hier war, um seinen Kindern seine 
frühere Arbeitsstätte zuzeigen, behauptete, das 
sei gar nicht so schlimm gewesen, denn die 
meisten hätten sich in dieser Zelle schon nach 
kurzer Zeitberuhigt und seien wieder herausge- 
holt worden. 
Im Unterschied zum Stasigefängnis Hohen- 
schönhausenistderehemalige Strafvollzug und 
die U-Haft-Anstalt in Rummelsburg völlig uner- 
schlossen. Im Verwaltungsgebäude des ehe- 


maligen DDR-Knasts sind, ähnlich wie unweit . 


des Stasigefängnisses in Hohenschönhausen, 
Asylbewerberlnnen untergebracht, vermutlich, 


um ihnen gleich von vornherein die mehr düste- 


re Seite Deutschlands zu zeigen. Die Schleuse, 
ein doppeltes Torsystem, das in allen Gefäng- 
nissen der Weltden Zu- und Abgangkontrolliert, 
ist in Rummelsburg heute verriegelt und verro- 
stet. Ein Wachbulle in einem Materiallager der 
Polizei nebenan teilte mir mit, der Zugang zum 
alten Knast sei nur mit Erlaubnis der Justizver- 
waltung möglich. Da ich mich allerdings mit 
solchem bürokratischem Krams schwer tue und 
überdies von einem Freund erfahren hatte, daß 
die allgegenwärtigen Bauarbeiter von der Spree- 
seite in die alte Knastmauer einLoch gebrochen 
hätten, drang ich ohne behördliche Erlaubnis 
und umso größerem Vergnügen ein. 
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Im Turm der Schleuse des alten Rummelsburger 
Knasts ein Asylbewerberkind - Konfrontation mit 
den mehr düsteren Seiten Deutschlands? 


Ich ging ander Knastmauer entlang und 
fotografierteden Hunde-Laufgang unddie Wach- 
türme. Ich lief durch eine verlassene dunkle 
Großküche, fand in verstaubten Büroräumen 
noch die alten DDR-Telefone auf Sprelacart- 
Schreibtischen und gelangte endlich, endlich 
auf den Hof der U-Haftanstalt, auf dem ich einst 
vier Monate lang im Verein mit anderen Häftlin- 
genim Kreise gehend, meine Freistunde genie- 
ßen durfte. Die alten Backsteingebäude aus 
dem 19. Jahrhundert hatten nichts von ihrer 
düsteren Häßlichkeit verloren. Leider waren sie 
verrammelt und verriegelt, so daßich meine alte 
Zelle nicht sehen konnte. 

Die Stasi-U-Haft mit der normalen Un- 
tersuchungshaft in der DDR zu vergleichen und 

die mit den Strafvollzügen, wird wahrscheinlich 
schwierig bleiben. Zu erinnern wäre vielleicht, 
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Innenhof der UHA I in Rummelsburg, links das "Nichtarbeiterhaus", die beiden Häuser im Hintergrund 
gehörten zum Strafvolzug. Auf dem Hof im Vordergrund durften die Untersuchungshäftlinge ihre 
"Freistunde" geordnet im Kreis gehend verleben. Die Bänke in der Mitte waren nur für BENLER und 
eventuell noch zur Dekoration 


daß Untersuchungshäftlinge zumindestens for- 
mal noch unschuldig sind. Zu unterscheiden 
wäre zwischen bewußter Verschärfung von 
Haftbedingungen zur Erpressung von Aussa- 
gen in Stasihaft und den schweren Haftbedin- 
gungen in der normalen U-Haft, die der allge- 
meinen Dumpfheit und Gleichgültigkeit von Be- 
amten gegenüber Menschen entspringen. An- 
dererseits ist Gefängnis in keinem Land der 
Welt eine angenehme Sache. “Knast ist”, sagte 
mir ein Mithäftling, “wenn Du mit Leuten, mit 
denen Du nie in Leben etwas zu tun haben 
wolltest, in eine Zelle gesperrt wirst und mit 
denen leben mußt.” Das ist schon unter norma- 
len Bedingungen schwierig, noch komplizierter, 
wenn die Zellen überbelegt sind (sechs bis acht 
Gefangene in einem fünf mal sechs Meter gro- 
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Ben Raum) und fast ausweglos, wenn, wie in 
Rummelsburg ein ganzes Haus der U-Haft, die 
sogenannte “Nichtarbeiterstation” den ganzen 
Tag nichts tun darf, die Zelle außer zur “Frei- 
stunde” nicht verläßt und nur herumsitzt. Zur 
Strafe dafür durften die “Nichtarbeiter”auchkein 
Fernsehen sehen. Das führte fast automatisch 
dazu, daß “Spiele gespielt”, nämlich Mithäftlinge 
erniedrigt und gequält wurden. Schon um die 
unangenehmen Aufgaben wie Zellenreinigung 
abzudelegieren, wurde ein Mithäftling zur“Votze” 
ernannt und mußte gelegentlich den anderen 
auch sexuell zu Diensten sein. Wenn die Schlie- 
Ber von solchen sogenannten 
“Drangsalierungen” über Beschwerden erfuh- 
ren, wurde mit einer Verwarnung oder Arrest 
bestraft. Allerdings war nur allzu deutlich, daß 
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es. dem Strafvollzugspersonal nur um die eigene 
Ruhe ging. Wenn nichts aus der Zelle (im Osten 
wie im Westen offiziell als “Verwahrraum” be- 
zeichnet) herausdrang, krähte auch kein Hahn 
danach. 

Ein 16-jähriger U-Häftling aus der soge- 
nannten Jugendzelle berichtete eines Tages im 
Rechtsanwalts-Warteraum unsÄlteren, daßsich 
die “Votze” ihrer Zelle beim Stationsleiter über 
Drangsalierungen beschwert hätte. Heute 
abend, meinte er beifallsheischend, werde er 
die “Votze” zur Strafe zusammentreten. Andere 
stimmten ihm bei und gaben ihm Ratschläge, 
wie man aufsehenerregende blaue Fecken ver- 
meidet. Ich schwieg. Der junge Mann hatte 
wegen Brandstiftung mehrere Jahre schweren 
Knast vor sich. Erwar sehr hübsch, zu hübsch. 
Wenn er nicht möglichst schnell genauso ge- 
mein und unangenehm würde wie die anderen, 
würde er im Knast entweder häufig vergewaltigt 
oder gezwungen, als “Miez” die höheren 
Häftlingsränge zu betreuen. Was soll man unter 
solchen unmenschlichen Umständenraten, wel- 
che Moral kann es da geben? 

Unter den sparsamen “Vergünstigun- 
gen”, die auch denjenigen zuteil wurden, die 
nicht arbeiteten, war einmal in der Woche der 
Einkauf in einem kleinen Laden auf dem Hof. 
Von den fünfzig Mark, die dem U-Häftling im 
Monat von Verwandten oder Freunden zuge- 
schickt werden durften, konnte man Tabak und 
eine winzige Auswahl von Obst und Gemüse, 
sprich: Äpfel und Zwiebeln, kaufen. Der schwar- 

ze Tee, von dem man eine Blechkanne voll 
erwerben durfte, führte unter der Bedingung der 
fast völligen Abwesenheit von Außenreizen zu 
rauschähnlichen Zuständen, insbesondere wenn 
die “Kalfs”, die als Hausarbeiter dienenden Straf- 
gefangenen, die Teeblätter sehr lange in der 
Kanne ließen oder sogar mit dem Wasser ge- 
kocht hatten. 

Das Essen, dasin Rummelsburg für alle 
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Berliner Knäste gekocht wurde, war herzlich 
schlecht, wenig vitaminreich und geschmack- 
lich eine Zumutung. Besonders die Krautsuppe, 
die es jeden Montag gab, war allerseits unbe- 
liebt. Der Geschmack erinnerte an einen länge- 
re Zeitfeucht gelagerten Abwaschlappen. Uner- 
freulich war auch “tote Oma”, Blutwurst, die mit 
größeren Mengen Wasser zu einer spinat- 
ähnlichen Soße verrührtwar. Aber Großküchen- 
essen ist immer unbeliebt und das Essen, das 
wir in den achtziger Jahren bekamen, hält kei- 
nen Vergleich mit dem aus, was DDR-Häftlinge 
in den sechziger oder gar fünfziger Jahren ertra- 
gen mußten. Es gab in den Achtzigern keine 
verfaulten Lebensmittel und man wurde jeden- 
falls satt. 
Die Arrestzellen in Rummelsburg, inder 
Häftlingssprache “Mumpe” genannt, habe ich 
Gottseidank damals nicht gesehen und heute 
leider auch nicht sehen können. In der Ost- 
berliner LDPD-Zeitung“Morgen” vom 19.9.1990 
fandichfolgendenBericht:“... eindunklesKeller- 
loch, allein durch ein paar schmutzige Glasbau- 
steine dringt etwas Licht; es riecht muffig, denn 
zur Belüftung sind nur winzige Löcher vorhan- 
den. Diese lächerlichen drei Quadratmeter sind 
zudem noch durch ein Gitter unterteilt, das K]o 
und Pritsche voneinander trennt. Das herunter- 
klappbare Brettkann nurvom Gang aus betätigt 
werden, so daß der Gefangene allein dann 
schlafen kann, wenn der Wärter es ihm ermög- 
licht.”. Dazu muß gesagt werden, daß es nicht 
nur eine Arrestzelle gab und andere womöglich 
nicht besser, aber anders aussahen. Aus den 
Berichten, die ich erhalten habe, weiß ich dar- 
über hinaus, daß nicht geheizt wurde und die 
Gefangenen teilweise nachts keine Decke er- 
hielten. Als Zusatzspezialität des Hauses gab 
es Ratten, die nachts aus den Toiletten kamen. 
Es wurde von U-Häftlingen berichtet, die sich 
solche Tiere abgerichtet und nach dem Ende 
des Arrests heimlich in ihre Zelle mitgenommen 
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hatten. Überflüssig zu sagen, daß Haustiere in 
jeder Form verboten waren. 

Ein Haus des Elends, diese U-Haft in 
Rummelsburg. Am Ausdrucksvollsten war dies 
während Unwettern zu hören. Dann brüllte der 
gesamte Knast in Hoffnung auf eine Katastro- 
phe undich fühlte mich lebhaft an die Worte des 
Piratenhäuptlings aus Hauffs Gespensterschiff 
erinnert: “UndmittollerLustsegelnwirjedes Mal 
in den Sturm, in der Hoffnung, daß das Schiff 
endlich einmal untergeht!” 


Als Untersuchungshaftanstalt Il (UHA Il) diente, 
wie gesagt das Gefängnis im Inneren des Ost- 
berliner Polizeipräsidiums in der Keibelstraße. 
Die Keibelstraße war ein Knast nach amerikani- 
scher Bauart. Um einen.bis zum Glasdach rei- 
chenden Innenschacht liefen in 6 Etagen Gän- 
ge, von denen aus die Zellen begehbar waren. 
Immerhin gab es in der Keibelstraße eine über- 
wiegende Reihe von Zwei-Mann-Zellen, die al- 
lerdings sehr zugig und nur schwer beheizbar 
waren. In jeder Etage waren je zwei größere 
Zellen, vielleicht 10 mal 5 Meter groß, die ge- 
wöhnlich mit 12 Gefangenenbelegtwaren. Im6. 
Stock war die Untersuchungshaft für Frauen, 
_ von den Männeretagen streng abgeschottet. Im 
3. Stock gab es den sogenannten Hoch- 
sicherheitsbereich, durch zusätzliche Gitter ab- 
geschottet, in dem besonders gefährliche oder 
aus anderen Gründen für kürzere oder längere 
Zeit zu isolierende Gefangene in Einzelhaft sa- 
Ben. Wahrscheinlich ebenfalls im 3. Stock gab 
es eine Verbindung zum Polizeipräsidium und 
dort die Zellen des Polizeigewahrsams, von den 
Gefangenen aus sicher nicht beliebigen Grün- 
den als “Rote Hölle” bezeichnet. 

Die Etagen wurden durch Treppen aus 
Beton und Stahl verbunden, aufdenentagsüber 
beständig Leben herrschte, weil immer neue 
Gefangenenströme aufs Dach gelotst wurden, 
wo man in einem mauerumgebenen Dachgar- 
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ten seine “Freistunde” verleben durfte. Im Un- 
terschied zu den “Freizellen” in Hohenschön- 
hausen lief man hier immerhin mit anderen 
Gefangenen zu zweien im Kreis und konnte die 
oberen Etagen des Interhotels am Alex sehen, 
gelegentlich auch sehnsuchtsvoll nach einem 
Flugzeug gucken, das den Knast überflog. Und 
zwischen den Betonplatten wuchs hin und wie- 
der ein wenig Moos, das man nach monatelan- 
ger Haft immer liebevoller betrachtete 

Die sonstigen Verhältnisse waren ähn- 
lich trist wie auf den Nichtarbeiterstationen in 
der Rummelsburger .U-Haft. Abgesehen von 
den Hausarbeitern durfte in der Keibelstraße 
niemand arbeiten und alle saßen den lieben 
langen Tag in der Zelle, denn aufs Bett legen 
durfte man sich tagsüber nicht oder jedenfalls 
durfte man sich nicht dabei erwischen lassen. 
Fernsehen war wie in Rummelsburg für “Nicht- 
arbeiter” nicht möglich. Es gab für jeden jede 
Woche zweiBücher zumLesen, nämlichirgend- 
welche, die von den Kalfshereingereicht wurde. 
Das war in großen Zellen erträglicher, weil hier 
immerhin die Bücher der anderen zum Aus- 
tausch zur Verfügung standen. Wer clever war, 
konnte beim Vorbeigehen zur Freistunde Bezie- 
hungen zum Funktionshäftling anknüpfen, der 
für die Bücher zuständig war. Dann bekam die 
ganze Zelle Dostojewski, Bulgakow und Böll, 
und.die Kriminellen schimpften über die“Russen- 
literatur”. 

Aber in den großen Zellen gab es auch 
die schon angedeuteten “Spiele”, die unter Men- 
schen, die unter drangvoller Enge untergebracht 
sind, offenbar normal sind. Gefangene, die von 
den anderen verachtet und unterdrückt waren, 
mußten die schmutzigen Arbeiten machen und 
wurden außerdem nachts mit “Schüttungen”, 
Schüsseln voll Wasser ins Bett überrascht. Wie 
quälend dieses Regime war, hing nicht so sehr 
von den Schließern, sondern den von ihnen 
ernannten “Verwahrraumältesten” ab. Meine 
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Beobachtung war, daß diese “Ältesten” beson- 
ders unheilvoll wirkten, wenn sie noch jung 
waren undsich ständigbestätigenmußten. Älte- 
re Männer, die allerdings seltener waren, schie- 
nen sich auf die Macht, die darin lag, “daß den 
Anordnungen der Verwahrraumältesten unbe- 
dingt Folge zu leisten ist”, nicht allzu viel einzu- 


bilden, sondern versuchten nurdasLebeninder . 
Zelle so zuregeln, daß es nicht allzviel Streß für 


sie und die anderen gab. 

Ebenso wie in der UHA I gab es einmal 
in der Woche die Möglichkeit zum Einkauf von 
Kleinigkeiten. Hier erhielt man, anders als in 
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"Zivilgeld" war streng verboten 


24 


IE EEE 


Wertgutscheine, die Knastwährung der DDR, sogenannt 


Rummelsburg, keinen Tee, sondern je eine gro- 
Be Tasse Bohnenkaffee, der allerdings zu ganz 
ähnlichen Rauschzuständen wie der Tee führte. 
Wer auf irgendeine legale oder illegale Weise 
Tee bekommen hatte, mußte ihn sich heimlich 
selbst zubereiten. Mankonnte versuchen, Was- 
ser in einer blechernen Kanne auf einem Feuer 
aus einem Gemisch von Bohnerwachs, Schwei- 
neschmalz und Toilettenpapier auf der Kehr- 
schaufel heiß zu machen. Oder man verfertigte 
- was in der Keibelstraße für Normalgefangene 
nicht möglich war- aus Rasierklingen einen 
Tauchsieder, den man über irgendwoher be- 
sorgtes Kabel mit Strom aus der Lam- 
pe versorgte. Beliebte Beschäftigun- 
gen waren auch das Basteln von Lam- 
pen aus einer Kremdose, die mit 
Schweineschmalz gefülltwar oder das 
Herstellen von Wein aus Brot, Wasser 
und Marmelade. All das war natürlich 
streng verboten, ebenso wie die Kon- 
taktaufnahme zu den Nachbarzellen 
über Klopfen oder über die Wasser- 
toilette, die sich in jeder Zelle befand. 
Letztere Institution war als Kommuni- 
kationsmittel so beliebt, daß sie einen 


., eigenen Häftlingsnamen hatte. Die 


Toilette hieß “Leo” und die Toiletten- 
bürste, mitdermannacheiniger Übung, 
das im Rohr stehende Wasser aus- 
pumpen konnte, hieß “Lizzy”. Zu den 
Frauen, die im obersten Stock saßen 
und die nie jemand zu Gesicht bekom- 
men hatte oder zu Gesicht bekommen 
würde, entspannen sich über den Leo 
die merkwürdigsten Liebesbeziehun- 
gen. Wenn man es wagte, zu ‘pen- 
deln”, nämlich mitaus den Wolldecken 
angefertigten Stricken Briefe auszu- 
“ tauschen, gab es noch bizarrere Ent- 
e5 _ wicklungen. Ich habe selbst erlebt, daß 
ein Mithäftling mit einer ihm nur von 
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Nur für den Dienstgebrauch 


- 06748 


Hinweise 
für das taktische Verhalten 
Strafvollzugsangehöriger 


Ministerium des Innem - Verwaltung Strafvollug 


3.2. Horchkontrollean 


Beachte: 


@ Horchkontrollen dürfen nicht bekannt sein und Strol- 
gelangenen bzw. Verhofteten auch Im Ergebnis 
nicht bekannt werden (Grundsatz: „Viel hören, ohne 
selbst gehört zu werden. ”). 

® Keine ovlötzliche unnatürliche Ruhe herbeiführen — 
Gewöhnungsfaktor der Strofgefangenen brw. Verhaf- 
teten an den Lebensrhythmus Im Verwahrbereich In 
Betracht ziehen. 


Moßnahmen: 

@ Geröuschloses Verhalten und Bewegen durch 
— zweckmäßige Fußbekleidung; 

— Weglossen geräuschverursachender Gegenstände; 
— Unterdrückung des Husten- und Niesreires. 

@ Bezirhen und Verlassen der Abhorchstelle möglichst 
in Verbirdung mit Lichtkontrollen oder anderen un- 
gedeckten Maßnahmen weiterer SV-Angehöriger vor- 
nehmen, 

@ ZweckmäBige Abhorchstelle wählen 
— in der Nähe der Sichtöffnung (Deckel nicht be- 

wegen); 
— am Türspalt bzw. -anschlog; 


Briefen her bekannten Frau Schamhaare aus- 
tauschte - bei U-Haftzeiten von drei Monaten bis 
eineinhalb Jahren sind solche Erscheinungen 
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— an Rohrdurchführungen, Be- und Entlüftungs- so- 
wie Tollettenonlagen; 


— auch außerhalb des Verwahrbereichs on Fenstern 


und anderes, 


@® Keine dem Bereich fremden Gerüche verbreiten (nicht 
rauchen, Verwendung von Parlüm, Rosierwasser und 
anderes vermeiden). 

@ Eingescholtete Beleuchtung nicht löschen; auf eige- 
nen Schatten achten. 

@ Hilfsmittel (wenn vorhanden) verwenden 
— einfaches Hönohr; 

— Stethoskop; 
— Schwerhörligkeitsgerät. 


@® Wesentliche Bemerkungen notieren; Redewendungen, 
Dialekt und anderes einprägen. 


durchaus normal. 
Unter den Schließern konnte man zu 
meiner Zeit die verschiedensten Typen der 


Menschheit wiederfinden. Da die Namen aus 
Sicherheitsgründen den Gefangenen nicht ge- 
nannt wurden, erhielt das Wachpersonal cha- 
rakteristische Spitznamen. Dawar “Pferdekopf”, 
dumpf und brutal, mit einer scheußlichen Vari- 
ante des Magdeburger Dialekts. Von ihm habe 
ich erstmals diese merkwürdige Begründung für 
den Befehl gehört, sich mit dem Gesicht gegen 
die Wand zu stellen: “Gesicht an die Wand! Die 
Wand beißt nicht!” Der als “Schön” bezeichnete 
Schließer war ein gut erhaltener Vierziger mit 
glatter Haut, dereine gefährlichwirkende freund- 
liche Sachlichkeitzeigte.. Zusammen mit Pferde- 


kopf, sagte das Gerücht, pflegte er renitente . 


Gefangene aus ihren Zellen zu holen und in 


einer weitab liegenden Zelle oder im Arrest, 


zusammenzuschlagen. Aberesgab auch qutar- 
tige Schließer: “Ängstlich” war bekannt für sei- 
nen Diensteifer und für seine gute Nase. Erroch 
durch den halben Knast, wenn verbotenerweise 
Lämpchen gebaut worden waren. Aber “Ängst- 
lich” war gelegentlich gefällig, ließ beispielswei- 
se die Gefangenen auch ab und zu außer der 
Reihe Kaffee holen. Allerseits beliebtwar “Assi”, 
ein Schließer, dem das Arbeiten angeblich kei- 
nen Spaß machte, der aber jedenfalls aus Be- 
quemlichkeit und Freundlichkeit Regeln gern 
zugunsten der Gefangenen auslegte. “Ihr wer- 
det schon machen”, pflegte er mit einer halb 
gewährenden, halb resignierenden Handbewe- 
gungzusagen undließ uns damit das Unerhörte 
ahnen: daß wir für ihn eigenständige Menschen 
mit einem eigenen Willen wären, nicht Pakete, 
die irgendwo abgestellt oder irgenwohin trans- 
portiert werden. 

“Pferdekopf” soll, wie ich kürzlich von 
einem früheren Mitgefangenen gehört habe, in 
den Westberliner Strafvollzugsdienst übernom- 
men worden sein. Ich kenne seinen Namen 
nicht undhabe auch keine Fakten, mitdenenich 
ihm die weitere Karriere versalzen könnte. 

Streng verboten war es in der Keibel- 
straße, wie in jedem anderen DDR-Knast auch, 
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zu Singen, insbesondere aber aus dem Fenster 
heraus zu singen. Aber genau das taten jeden 
Abend nach dem Lichtlöschen Gefangene, oft 
jählings durch einen Schließer unterbrochen, 
der die Zelle stürmte und sie in die “Mumpe” 
brachte. Durch einen erstaunlichen und vom 
Konstrukteur gewiß nicht beabsichtigten Zufall 
hatte der Innenhof nämlich eine ausgezeichne- 
te Akustik. Unter den Gefangenen waren wirk- 
lich gute Sänger und sie hatten den anderen 
etwas zu sagen. Oder vielleicht lag es daran, 
daß es keine andere Möglichkeit zum Musik 
hören gab, kein Radio, kein Fernsehen? Ich lag 
jedenfalls abends oft andächtig im Bett und 
wußte, daß sich hier in diesem Moment und 
gänzlich gegen alle Absichten sämtlicher offizi- 
eller Stellen Kunst ereignet. Umso quälender 
war es, daß das Knastpersonal während der 
Weihnachtszeit durch permanentes Abspielen 
von Weihnachtsliedern aus einem zentralen 
Lautsprecher die Stimmung unter den Häftlin- 
gen zu heben versuchte, vermutlich um die 
Selbstmordrate zu senken. Denn das war eine 
ihrer Hauptsorgen: den freiwilligen Abgang von 
Häftlingen zu verhindern. Die “Bretter” (Häftlings- 
deutsch für Knasttür) trugen von außen ver- 
schieden farbige Schilder - eins davon in rot 
stand für “Selbstmordgefährdet”. 

“Sieh mal’, sagte mir ein Mithäftling, 
“eine Tür hat innen eine Klinke und ein Schloß 
und draußen eine Klingel, im Knastistes umge- 
kehrt. Das ist der Unterschied zwischen einem 
Brett und einer Tür.” 
Von den Transportfahrzeugen für Häftlinge war 
schon die Rede. Für kurze Wege zwischen 
Knast und Knast oder zu Gerichten wurden die 
von den Häftlingen so bezeichnete “Minnas” 
benutzt. Die “kleine Minna” war der schon er- 
wähnte Barkas-Transporter mit einem Contai- 
ner auf dem Rücken, in dem sich vier Zellen 
befanden, worunter man sich eine fensterlose 
Kabine vorstellen muß, die hinter dem Rücken 
des Sitzenden begann und vor seinen Knien 
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"kleinen Minnas" verwendet wurden 


endete. Zur Linken war eine glatte Sprelacart- 
Wand, zur Rechten eine Tür mitdem Spion, dem 
Guckloch, durch den die Schließer den Gefan- 
genen beobachten konnten. Damit das besser 
geschehen konnte, gab es über dem Kopf noch 
eine Lampe. Die “große Minna” war ein W50- 
Lastwagen mit einem wesentlich größeren Con- 
tainer auf dem Rücken. Dafür gab es dort acht 
oder zehn Zellen von wesentlich dem gleichen 
Aufbau. In einer anderen Variante der “großen 
Minna” gab es zwei oder drei durch Gitter und 
Draht getrennte Verschläge, indenen Gefange- 
ne ohne Trennung voneinander zusammen sa- 
Ben. | 

Von außen waren diese Gefangenen- 
transporter für Zivilisten kaum erkennbar. Oft 
trugen sie einen irreführenden Aufdruck, waren 
beispielsweise als Brot-oder Wäschetransporter 
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Sogenannte "große Minna", hier Ausstellungsstück in der Gedenkstätte Hohenschönhausen, wo eher.die 


gekennzeichnet. 

Für weitere Transporte von Strafgefan- 
genen, die nichtirgendwelchen Isolierungs-oder 
Sonderbestimmungen unterlagen, wurden 
Eisenbahntransporter benutzt, die nach dem 
unglückseligen ersten DDR-Ministerpräsiden- 
ten im Volksmund den Namen “Grotewohl-Ex- 
preß” trugen. Offenbar waren sie die genaue 
Übertragung von entsprechenden russischen 
Eisenbahnwaggons, die seit Alters her nach 
einem berüchtigten zaristischen Innenminister 
den Namen “Stolypin-Waggons” hatten. Ich 
selbst “durfte” einen solchen Waggon Gott-sei- 
Dank” nicht erleben, kann also nur aus dem 
Gedächtnis die Schilderungen von Mitgefange- 
nen wiedergeben. Demnach waren sie von au- 
Ben als Postwagen deklariert. Die Fenster wa- 
ren mit Brettern sehr nachlässig verschlossen, 
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so daß es beständig zog. In den einzelnen 
Zellen entlang eines Seitengangs saßen, ähn- 
lich wie in Abteilen der älteren D-Züge, auf zwei 
gegenüberliegenden Holzbänken je sechs Per- 
sonen, allerdings so eng, daß sich die Knie 
berührten. Zum Gang hin waren diese “Abteile” 
mit Draht und Gittern abgeschlossen. 

Der Grotewohl-Expreß wurde an Bum- 
melzüge angehängt, blieb allerdings dem Ver- 
nehmen nach oft auf der Strecke liegen, weil die 
DDR-Eisenbahner passiven Widerstand gegen 
diese Transporte leisteten, behaupteten, sie 
könnten die Verantwortung nicht übernehmen, 
hätten derzeit keine Kapazität oder ähnliche 
Ausreden. Das verlängerte für die Gefangenen 
nur die quälend langsame Fahrt und oft war der 
Grotewohl-Expreß vonSüdennach Nordentage- 
und wochenlang unterwegs. Hinzukam, daß die 
Fahrt durch die Republik ein Rundkurs gewesen 
sein soll (an die genaue Strecke kann ich mich 
nicht erinnern) und darum eine Fahrt von Dres- 
den nach Meiningen unter Umständen über 
Rostock ging. Verrufen waren die Zwischen- 
quartiere, in denen übernachtet wurde, beson- 
ders die “Cottbuser Kasematten”, in denen es 
von Ratten gewimmelt haben soll. Aber diese 
Dinge kenne ich nur von Erzählungen undkann 
sie nicht bezeugen. Wenn jemand von unseren 
LeserInnengenauereKenntnishabensollteoder 
einiges an Akten über den Grotewohl-Expreß 
gefunden hat, wäre ich für eine Information 
dankbar. 

Über solche Transporte gelangte man nach der 
Untersuchungshaft in den Strafvollzug. Leben- 
dige Anschauungen habe ich nur über die StVE 
Rüdersdorf in der Nähe von Berlin. Das auf dem 
Gelände eines Zwangsarbeitslagers liegende 
Gefängnis wurde im November 1992 geschlos- 
sen und verfällt derzeit. Zementwerk und Pots- 
damer Finanzministerium streiten sich um das 
Gelände. Aber auch im Falle der Rückübertra- 
gung an das Land ist, wie man mir versicherte, 
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StVE Rüdersdorf, Schleuse und Verwaltungsge- 


bäude mit Waffenkammer 


nicht an die Wiederinbetriebnahme gedacht. 
“Rüdersdorf”, sagten die Gefangenen 
gern und oft, “ist ein Kindergarten.” Sie wollten 
damit zur Kenntnis geben, daß es im übrigen 
DDR-Knast andere und härtere Bedingungen 
gebe und daß sie dem gewachsen seien. Tat- 
sächlich figurierte die StVE Rüdersdorf, 
Belegungsnorm: 700 Gefangene, als modern- 
ster Strafvollzug der DDR. Worauf sich das 
bezieht, weiß ich nicht. Wahrscheinlich war die 
Überfüllung nicht ganz so groß wie in den übri- 
gen Gefängnissen, wahrscheinlich war das Es- 
sen besser, die Arbeit und das Regime weniger 
hart. Die Gefangenen waren in riesigen Barak- 
ken untergebracht. In den neueren Baracken 
gab es etwa 7 mal 10 Meter große Zellen, in 
denen jeweils etwa 18 Gefangene lebten. Jeder 
Zelle stand ein Wasch- und Toilettenraum zur 
Verfügung, dergern zum Quälen und Vergewal- 
tigen von Mithäftlingen verwendet wurde. 
Kennzeichnend für die leichteren 
Strafvollzugsanstalten in der DDR war die 
“Selbstverwaltung” der Gefangenen durch eine 
Hierarchie von Funktionshäftlingen, ein 
Kaposystem. Formal bedurften wohl Neuer- 
nennungen der Bestätigung durch das 
Strafvollzugspersonal. In der Praxis schoben 
brutale und durchsetzungsfähige Gefangenen 
sich undiihre Günstlinge in immer bessere Posi- 
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tionen, um untereinander einen Austausch von 
Mangelwaren und seltenen Dienstleistungen zu 
organisieren, eine Rangordnung der Gemein- 
heit. “Wenn Du am Sonntag mit Deinen Freun- 
den zusammen Kaffee trinkst und Kuchen ißt”, 
sagte mir ein Mitgefangener, “dann ist Dir eben 


bekannt, daß der Kuchen irgendeinem armen 


Schwein aus dem Paket weggenommen wor- 
- den ist, das ihm seine Mutti geschickt hat.” Als 
einfacher Häftling war man diesem 
Begünstigungssystem, das von den Bullentole- 
riertwurde, solange esinihrem Sinn funktionier- 
te, hilflos ausgeliefert. Man bekam keinen 
undurchlöcherten Strumpf, kein einigermaßen 
warmes Hemd und keinen für die Arbeit geeig- 
neten Schuh, ohnesich aufdie Kriminellenmafia 
einzulassen, die, vom “Verwahrraumältesten” 
aufwärts, diese Güter verwaltetete. Immerhin 
aberwaresnichtganz aussichtslos, selbst in die 
Hierarchie einzusteigen und in sogenannter 


“Spannerschaft” zusammen miteinigen Leuten, 
die anständigbleiben wollten, einkleines Gegen- 
regime zu errichten, das eine einigermaßen 
gerechte Verteilung von Macht und Gütern be- 
sorgte. | 
Aber es war eben nicht ganz leicht, auf 
anständig Gebliebene zu stoßen. “Der Knast”, 
wurde immer wieder gesagt, “hat sein eigenes 
Gesetz”. Das hieß vor allem, daß unter solchen 
Bedingungen Unterdrückung legitim sein sollte, 
ja, daß es richtig und geil war, Schwächere zu 
quälen, denen damit recht geschieht. “Der 
braucht das!”, war die Formel mit der etwaige 
Bedenken aus dem früheren Zivilleben beiseite 
geräumt wurden. “Quälen!”, schrie mich ein 
Funktionshäftling an, “nennst Du das Quälen?!” 
“Ich glaube”, sagte ich verzagt, “daß es keine 


-Amnestie für Moral gibt.” Das war ein Kompro- 


miß, dennich wußte, daß er nicht verstand, was 
ich damit meinte und sich mit der Feststellung 


telegraph 11/95 


29 


in 
ON 
gez 
— 
— 
Ben 
n, 
cg 
ee 
oN 
R_ 
© 
-_ 


a a a a 


23 


Rn . er 
n EEREENIEIEIEEEIEELEIIEESDEDEEENTEEIDITEREREEIEEITENEEEI TEE ELLEIEIRER 


DRRRRÄRERNERENSRTRANHHR USE 


RER 3 SS 


zufrieden gab, daß ich eben ein Spinner sei. 

In einem Gespräch mit anderen DDR- 
Häftlingen, das ich 1985 schriftlich fixiert habe, 
erzählteich:“Vom Nachbarkommandokam eine 
Miez (Red. Strichjiunge im Knast) , der war 
wegen Drangsalierung verlegt worden. Dieser 
Junge, etwa 18 Jahre.alt, sehr klein und zart, 
wurde zuerst allgemein gescheut. Es gibt dort 
neben vielen furchtbaren Sachen für manche 
Jungen (aber auch nur für manche) so etwas 
Gutes wie ein Kindertabu. Der lief bei uns unter 
diesem Tabu und wurde nicht angerührt. Nun 
botein anderer, Meier, ein etwa Zwanzigjähriger 
und nicht sehr klug im Kopf, der Miez Tabak für 
einen kleinen Liebesdienst an und die beiden 
verkrochen sich auf der Baustelle im Elektriker- 
raum. Sie hatten das Pech, daßjemandkam, an 
der Tür rüttelte und zusammen mit anderen die 
Tür aufbrach. Die beiden saßen bibbernd da. 
Das war nun etwas für die Herren Funktions- 
häftlinge! Eine Auswertung fand statt. Die bei- 
den wurden drei Stunden lang verhört. Hier 
konnten die Funktionshäftlinge endlich einmal 
den Spieß rumdrehen: aus Strafgefangenen 
wurden sie plötzlich zu Vernehmern. Für die 
beiden war dasinderFolgezeitziemlich schlimm. 
Für Meier so schlimm, daß er sich nach einiger 
Zeit ins Krankenrevier rettete.Ich hatte zwar 
Mitleid, konnte mich aber beim besten Willen 
nicht mehr mit ihm abgeben. Er war einfach zu 
verbrannt. Er hing mir vor der Angelegenheit 
ständig an den Rockschößen und ich habe ihn 
zum Teil aus Mitleid geduldet. Aber dann war es 
für mich einfach eine Frage des Selbsterhal- 
tungstriebes, ihn nichtmehr zu beachten. Wenn 
jemandbis zu einem gewissen Grade verbrannt 
ist, geht das noch. Aber wenn jemand so total 
abgebrannt ist, kann man nichts mehr tun. Das 
isteinfach Selbsterhaltungstrieb. übrigens hätte 
es ihm auchnichtmehrvielgenützt. Dasisteben 
dieSchwierigkeit mit der Solidarität. Gut, ich 
habe es in ein paar Fällen durchhalten können, 
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in anderen mindestens so lange als möglich 
versucht. Aber dann gibt es Fälle, wo Du Dir nur 
sagen kannst: Mein Gott, was bin ich für ein 
Scheißkerl!”” 

Ein unter ahnungslosen Mitbürgern weit 
verbreiteter Irrtum istdie Auffassung, ambesten 
hätten esim Strafvollzug die Schwulen, weil dort 
schließlich lauter Männer wären. Aber Knast- 
homosexualität hat aber eben gar nichts mit 
Liebe zu tun. Ein langgedienter DDR-Knaster 
sagte mir mit verlogener Sentimentalität in der 
Stimme: “Wenn man länger im Knast ist, sucht 
man sich eben Jungen, die ein bißchen wie ein 
Mädchen aussehen undeine zarte Haut undeein 
anschmiegsames Wesen haben - man braucht 
eben einen Ersatz.” Schwule und hübsche Jun- 
gen galten für ranghohe Häftlinge als Ersatz für 
Frauen, unter der Bedingung, daß sie keine 
gleichrangigen Partner waren, sondern verach- 
tete wenn auch benötigte Objekte blieben. Sie 
wurden entweder vergewaltigtoderfürihre Dien- 
ste bezahlt, waren aber auch im letzteren Fall 
Freiwild, wenn ihr Liebhaber ihnen den Laufpaß 
gab. Ein Schwuler erzählte mir von einer absur- 
den Situation, in der ein sozialer Gefangenen 
gerade “seine” Miez von hinten bummste und 
dabei aufdie “Scheißschwulen” schimpfte. Anti- 
homosexualität und Knasthomosexualität sind 
kein Widerspruch und Schwule hatten im DDR- 
Knast erst recht kein leichtes Leben. 

Kein Zweifel, man konnte sich, wenn 
man wollte, beschweren. Aber das hatte keinen 
Sinn, weil die sogenannten “Erzieher” bei den 
Funktionshäftlingen nachfragten, ob die Be- 
schwerde denn richtig sei und dann der Gefan- 
gene von den Bütteln der Häftlingsmafia zusam- 
mengeschlagen wurde. Noch weniger Sinn hat- 
te es, sich über das Verhalten des Strafvollzugs- 
personals zu beschweren. Solche Papiere 
wurden nicht nach oben weitergeleitet, sondern 
führten nur zueiner Verschlechterung.der Situa- 
tion. Direktkonnte man nur zum Verbindungsof- 
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fizier der Staatssicherheit vordringen, dem OKS, 
im Häftlingsdeutsch “Offizier für Konfekt und 
Süßigkeiten” genannt. Aber das war Verrat. 
Nein, das Wichtigste war, nichtaufzufallen. Wenn 
es gar zu schlimm wurde, konnte man versu- 
chen, sich einige Zeit ins Krankenrevier zu ret- 
ten. Nur wirklich krank durfte man nicht werden 
. -dahatte manbei den zur Verfügung stehenden 
Roßärzten sehr schlechte Karten. “Im Knast 
kannst Du allesmachen”, hieß die entsprechen- 
de Redewendung, “nur krank darfst Du nicht 
werden.” Das war in Untersuchungshaft noch 
schlimmer, wo die Trägheit der Schließer und 
des Apparats gelegentlich dafür sorgten, daß 
ein akut Erkrankter zuspätbehandeltwurde und 
starb. 

“Das meistgelesenste Buch der Gefäng- 
nisbibliothek”, sagte schon der Gedenkstätten- 
führer im Stasiknast Hohenschönhausen, "war 
die Bibel.” Das war in Rüdersdorf aufgrund der 
höheren Zahl von sozialen Gefangenen nicht 
unbedingt so. Aber in einem ostentativ atheisti- 
schen Staat und besondersin dessen Knastwar 
es eine mutige Protesthaltung, sich als Christ zu 
bezeichnen und für das wöchentliche Bibelle- 
sen und den alle vier Wochen stattfindenden 
Gottesdienst anzumelden. Zumindestens für 
mich erwies sich die Angelegenheit als echte 
Glückssträhne. Als Bibelleser wurde ich am 
Samstag und Sonntag zur Bibliothek “durch- 
geschlossen” undkonnte im Unterschied zuden 
anderen aus der reichen Gefängnisbibliothek 
selbst das auswählen, was ich lesen wollte - 
zum wenigsten die Bibel. Und noch besser: 
Neben der Bibliothek war der Gefängnisladen 
und ich konnte, was sonst nur einmal in der 
Woche möglich war, für mich und für befreunde- 
te Mithäftlinge einkaufen. Und ich muß zuge- 
ben, daß ich, der ansonsten eher gottesdienst- 
scheu bin, aus den Predigten, zu denen sich 
etwa 20 Leute aus dem Knast sammelten, wirk- 
liche intellektuelle Anregungen bezog, beson- 
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ders, weil wir. Gottesdienstbesucher auf dem 
Rückweg ernsthaft über diese Predigten disku- 
tierten. Mantrautsich dasheute kaum zuschrei- 
ben, aberdieDDR-Kirchewarebenkeine Staats- 
kirche, sondern wurde von vielen als Ort des 
Widerstands begriffen. 

Nein, das Leben im DDR-Knast war 
keinesfalls immer jammervoll. Gelegentlich dis- 
kutierte und sang und lachte man gemeinsam, 
ich profilierte mich, indemich staunenden sozia- . 
len Gefangenen, die in vieler Hinsicht Kinder 
geblieben waren, Märchen und Geschichten 
erzählte. Sogar Alfred Kubins “Andere Seite”, 
wahrhaftig kein einfaches Buch und eine unbe- 
absichtigte Karrikatur auf die DDR, habe ich an 
mehreren Abenden nach dem Lichtlöschen er- 
zählt. Mankonnte diesen oderjeneninteressan- 
ten Menschen kennenlernen, der einem sonst 
nie begegnet wäre. Man machte furchtbare, 
aber wichtige undtiefgründige Erfahrungen über 
die Mechanik von Menschen und Gesellschaft, 
die mich jedenfalls wahrscheinlich bis an mein 
Lebensende prägen werden. “Wenn manschon 
in den Knast muß, dann sollte man die Chance 
nutzen, mit ganzen Sinnen zu lernen und zu 
beobachten!”, pflege ich Leuten zu sagen, de- 
nen eine solche Zeit bevorsteht. Aber man muß 
eine solche “Schule des Lebens” nicht notwen- 
digerweise durchmachen, man kann sich auch 
ganz gut von solchen Erfahrungen berichten 
lassen. | 

Es ist schon scheußlich, was unter sol- 
chen Bedingungen in der DDR und sicher in 
anderer Form auch in den bundesdeutschen 
Knästen Menschen Menschen zufügen. Aber 
zumindestens im Falle des DDR-Strafvollzugs 
istesklar, daß es dieser vonderPolizei geschaf- 
fene und geförderte Selbstunterdrückungs- 
apparat war, der dazu führte, daß Monster das 
Sagen hatten und die Mehrzahl der Gefangenen 
schwieg. Auch der Exzeß von Gewalt und Mord, 
der kürzlich bei der Revolte eines griechischen 
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Gefängnisses ablief, dürfte Ausdruck ähnlicher 
Strukturen sein. Freie Selbstorganisation von 
Gefangenen, möchte ich glauben, hoffen, wün- 
schen, bringt ganz anderen Leute nach Oben 
und führte dazu, daß vertierte Menschen an 
Einfluß verlieren. 

Dennochbinichkein Anhängerder Theo- 
rie geworden, daß alle Gefangenenbedingungs- 
los freigelassen werden müßten. Es wird so 
etwas wie Gefängnisse immer geben müssen, 
weil viele dort untergebrachten Zeitgenossen 
wirklich nicht auf die Menschheit losgelassen 
werdenkönnen. Eine andere Frageist, obande- 
re Zeitgenossen, die sich das Ziel gesetzt ha- 
ben, ihre Mitmenschen zu beherrschen oder zu 
bevormunden, wie etwa der Medienmonopolist 
Leo Kirch, nicht eigentlich von den übrigen Leu- 
ten isoliert werden müßten, statt durch ihre 
Wirtschaftsmachteinwesentliches Mehr an Frei- 
heit zu besitzen als ihre Landsleute. Wie dem 
auch sei - eine tatsächliche Resozialisierung 
müßte in Angriff genommen werden, nicht im 
Sinne der Erziehung zum gesetzestreuen Staats- 
bürger, sondern als nachträglicher 
Sozialisationsprozeß für ein Leben in gesell- 
schaftlicher Freiheit, wo die Grenze der Freiheit 
der Individuen die Freiheit der anderen ist und 
Freiheit und Verantwortung zusammen gehö- 
ren. Aber dasistschon wieder ein ganz anderes 
Thema. | 

Es fehlt nämlich noch der retardierende 
Punkt des Dramas. Aber leider habe ich über die 
Knastaufstände, diees 1989 und 1990 überall in 
der DDR gab, keine detaillierten Kenntnisse und 
möchte hier auch nicht eine gründlichere Re- 
cherche vorwegnehmen. Tatsache ist jeden- 
falls, daß sich die Gefangenenin vielen Knästen 
wesentlich bessere Haftbedingungen erstritten, 
und zudem noch eine erstaunliche Reihe von 
Mitbestimmungsmöglichkeiten.Deshalbweiger- 
ten sich viele Ostberliner Gefangene nach der 
Einigungim Oktober indie vielschöneren Knäste 
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in Westberlin umzuziehen. Die Rummelsburger 
Gefangenenbesetzten die DächerihresKnasts. 
Vertreter des Rummelsburger Gefangenenrats 
sagten der Tageszeitung “Morgen”: “Wir haben 
uns unsere Bedingungen hier hart erkämpft”. 
Ging es also vielleicht bei der Schließung der 
Ostberliner Knäste, möchte man spekulieren, 
nicht nur um die - gar nicht mehr bestehenden - 
unmenschlichen Haftbedingungen, sondern 
auch darum, durch die Verlegung der Gefange- 
nen nach Westberlinohne größere Komplikatio- 
nendie erkämpften Freiheiten zurückzudrehen? 
Wir wissen es nicht. Dar 

Inden Westknast übernommen wurden 
in Berlin 1991 auch 237 von 619 Bediensteten 
des Ostberliner Strafvollzugs, selbstverständ- 
lich nach strenger Prüfung ihres Vorlebens. 
Gefangenenräte wurden allerdings nicht be- 
fragt, die gab es nicht mehr. 


W. Rüddenklau 


Fidele Magdalene 
Der einstige Gefangene Thomas Auerbach über seinen 
Aufenthalt in der Stasihaft REIN im n Jahre 1977 


Von der Straßenseite her sieht es aus wie eine 
Turnhalle, Typ Muskelkirche von 1910. Heute 
wird dort gebaut. An der aufgebrochenen Fas- 
sade stehen Gerüste und über dem Gebäude 


schweben die Ausleger von Kränen. Das alte 


Gefängnis wird durch einen Neubau ergänzt. 
Direktnebendemehemaligen Stasihauptquartier 
in der Lichtenberger Magdalenenstraße gele- 
gen, diente der alte Bau zu DDR-Zeiten dem 
MfS als Untersuchungsgefängnisfürbesondere 
Fälle. In den mit roten Kokosläufern ausgeleg- 
ten Vernehmerzimmern des Seitentraktes der 
“Magdalene”, hat sich Erich Mielke manchen 
prominenten Häftling persönlich zur Brust ge- 
nommen. 

Als ich im Spätsommer 1977 dort die 
letzten zehn Tage meines Lebens in der DDR 
verbrachte, habe ich ihn allerdings nicht gese- 
hen. Hinter mir lag die monatelange Untersu- 
chungshaft beim MfS in Rudolstadt, Karl-Marx- 
Stadt und Gera, unzählige Verhöre, Einzelhaft, 
Demütigungen, Angst und Selbstzweifel. Zu- 
letzt, nach dem Vorwurf der staatsfeindlichen 
Hetze und staatsfeindlichen Gruppenbildung, 
der Bescheid: “Sie werden nach Westberlin ver- 
bracht.” ( Red.: Nachdem Thomas Auerbach 
unter Druck ein entsprechendes Papier unter- 
schrieben hatte. ) 

Stattdessen war ich nun in einer der mit 
einem schmutzig-ockergelben Ölsockel 
versehenen Zellen der Magdalene gelandet. 
Durch Klopfen versuchte ich, wie gewohnt, mit 
Menschen in den Nachbarzellen Kontakt zu 
bekommen. Die Nachbarzellen waren leer. Im- 
merhin konnte ich durch Rufen herausbekom- 
men, daß irgendwo im Zellenbau auch die mit 
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mir inhaftierten Jenaer Freunde saßen. Merk- 
würdigerweise erfolgte auf diese “illegale” Kon- 
taktaufnahme keine der sonst zu erwartenden 
Bestrafungen. Dabei hatte sich der Empfang 
hier, mit der üblichen peinlichen Durchsuchung 
(“Filzen”), Türenschlagen, Schlüsselrasseln, 
Gesicht zur Wand, Hände auf den Rücken, 
Kommse, Gehnse, genauso gestaltet wie in 
jedem anderen Stasiknast. 

Am Abend gab es die zweite Überra- 
schung. Die Klappe in der Zellentür öffnete sich 
und der Posten zeigte, auch das völlig unüblich, 
sein grinsendes Gesicht. “Wollnse Blutwurst, 
wollnseLeberwurst, wollnse Jagdwurst, wollnse 
Weisbrot, wollnse Schwarzbrot, wollnse Bröt- 
chen, wollnse Filinchen?” Mir blieb nur die Ge- 
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genfrage: “Wollnse mich verarschen?” “Na 
guggense doch naus,” sagte der Posten und ließ 
mich, wider alle Stasiknastregeln, den Kopf durch 
die Klappe stecken. Da stand doch tatsächlich ein 
Servierwagen mit den angekündigten Köstlichkei- 
ten und mehr. Nach den Hungerrationen in Karl- 
Marx-Stadtwar daswieim Schlaraffenland undich 
habe diesen MfS-Sevice auch in den folgenden 
Tagen genossen. Ichkam mir dabeivorwie Hänsel 
bei der Hexe. Mehrmals wurde ich ins 
Untersuchungszimmer geführt und gewogen. So 
bekam ich mit, daß ich bei der Ankunft in der 
Magdalene 70 kg gewogen hatte. Bis zur Entlas- 
sung mästete man mich aufimmerhin 74 kg hoch. 
Meinnormales Gewichtbeträgt90kgq.Ichbekamin 
diesen Tagen täglich über eine halbe Stunde Hof- 


gang (unüblich). Ich wurde nicht angebrüllt und 


schikaniert, durfte mich auch tagsüber auf die 
Pritsche legen und wurde korrekt behandelt (alles 
absolut unüblich). Selbst die unüblich jungen Po- 
sten trugen über ihren unüblich strammsitzenden 
Uniformen bei der Essensausgabe weiße Kittel. 
Ich sang und pfiff laut und wurde dafür nicht be- 
Straft. FideleMagdalene, dachteich damals, wußte 
ich doch zu jener Zeit noch nicht, daß hier Men- 
schen über Jahrzehnte hinweg unter unmenschli- 
chen Bedingungen verhört, inDunkelhaft gehalten 
und gefoltertworden waren. Dabeihatteichihr‘“Wir 
können auch anders” doch selbst durchlebt und 
durchlitten. Dabei war mir doch klar, daß sie mich 
hier nur auffütterten, damit ich nicht einen gar so 
schlechten Eindruck machte, wenn sie mich 
zwangsweise in den Westen geschafft hatten. Als 
sie mich dann am 2.September wie einen Aus- 
tauschagenten über den Grenzübergang 
Invalidenstaße expedierten, warich nicht nur glück- 
lich.DieMagdalene verließich gern, meine Heimat 
nicht. Zwölf Jahre Exil lagen vor mir. 
DiealteMagdalene soll, sohörtman, nach 
Renovierung und Ergänzung durch den Neubau, 
auch in Zukunft weiter als Knast dienen. Mir wird 
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I Antifa-Nachrichten-Doku 


Jeden Monat gibt diese 
Zeitung einen Überblick über 
rechtsextreme Aktionen und 
Strukturen, über antifaschi- 
stische Aktivitäten und zum 
Thema Asyl. 
Die "Was geht ab?" ist ein 
Blatt für aktive Äntifas und 
Interessierte. Mit jeweils 
über 100 Berichten wird ein 
möglichst großer Überblick 
geboten, der das Durch- 
arbeiten anderer Zeitungen 
erspart. 
Eine Probenummer für 3,50 
kriegste hier: 
Was geht ab? 
Postfach 110 331 


10833 Berlin 
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unbehaglich bei dem Gedanken, daß von hier aus 
irgendwannwieder Menschen dahinabgeschoben 
werden könnten, wohin sie nicht wollen. 


Thomas Auerbach 
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Fünf Jahre danach und fast vergessen 
Über die Hausbesetzungsbewegung in Ost-Berlin 
Teil3 


[> 
In diesem Teil aus gegebenem Anlaß im wesentlichen nur ein Thema: Fünf Jahre Mainzer Straße 


und fünf Jahre Barrikadenkampf und Räumung. 


Mainzer Straße - Dieser Name allein reicht aus, um revolutionäre Straßenkämpferherzen 
höher schlagen zu lassen. Mainzer Straße, dasist der Stoff aus dem die Mythen sind. Doch Mainzer 
Straße kann nicht reduziert werden auf drei Tage Barrikadenkampf und Widerstand gegen das 
„Schweinesystem‘. Im Gegenteil, Mainzer Straße, daß ist viel mehr ein halbes Jahr Hausbesetzer- 
alltag in einer Friedrichshainer Nebenstraße. Doch alles zu seiner Zeit. 


Es begann alles etwa Anfang April 1990. Zu 
dieser Zeit, die Besetzerbewegung zeigte erste 
Anzeichen der Stagnation, als bis dahin ge- 
heimgehaltenen Informationen über Speku- 
lations- und Umstrukturierungspläne zwischen 
der Friedrichshainer KWV undeiner Nachfolge- 
firma der berüchtigten Imobilienfirma Neue 
Heimat, der „WIR“ bekanntwurden. Es ging um 
die Übernahme oder gemeinsame Bewirtschaf- 
tung großer Teile des Stadtbezirks, so zum 
Beispiel in der Niederbarnimstraße, der Main- 
zer und der Kreutziger Straße. Die Friedrichs- 
hainer KWV sollten zuvor einige Bedingungen 
erfüllen, um das Geschäft für die Neue Heimat 
lukrativzu machen. Die zur Debatte stehenden 
Häuser müßten saniert werden. „Natürlich“ 
durch die KWV. Die Maßstäbe wiederum setzte 
die WIR. Hinzu kam, daß es zunehmend zu 
faschistischen Attacken gegen die wenigen 
Besetzer in Friedrichshain kam. Als trauriger 
Höhepunkt dieser Attacken überfielen in der 
Nacht des 4. April 1990 zwölf Nazis in einer, 
anscheinend lang vorbereiteten und geplanten 
Aktion ein besetztes Haus in der Kreutziger 
Straße.Die mit GasmaskenausgerüstetenNazis 
versprühten CS-Gas und schlugen eine Be- 
wohnerin krankenhausreif . 

Dieser Zustand veranlaßte nun einige 
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„MitgliederInnen autonomer Gruppen aus Ost 
und West“, inder Polit-Szene-Zeitschrift „INTE- 
RIM“ einen Aufruf zu veröffentlichen. In Bezug- 
nahme auf oben beschriebene Zustände im’ 
Stadtbezirk Friedrichshain und der Tatsache, 
daß sich von 70 besetzten Häusern im Osten 
ledig drei in Friedrichshain befänden, wurden in 
diesem Schreiben,Frauen undMänner aus Ost 
und West“ aufgefordert, „sich diese Häuser zu 
nehmen, bevor es zu spät ist. Bildet Gruppen- 
zusammenhängeundbeendetEure Wohnungs- 
not! Wir schlagen Euch ein gemeinsames Tref- 
fen vor, um konkrete Schritte und Vorbereitun- 
gen zu besprechen. Dies sollin der Kirche von 
Unten‘, (...) am 29.04.1990 um 20.00 Uhr statt- 
finden. Auf diesem Treffen konnten jene Auto- 
nomejedochlediglich registrieren, daß viele gar 
nicht so lange gewartet hatten und schon Tage 
zuvor im Bereich Mainzer-/Kreutziger Straße 
und auch in anderen Straßen Besetzungen 
stattgefunden hatten. 


Der Mainzer wird 
neues Leben eingehaucht 


Trotzdem gilt erst der 30. April 1990 als offiziel- 


ler Tag der Besetzung der Mainzer Straße. 
Zuerst wurden die Häuser Nummer 2-11 be- 
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setzt, später auf der anderen Straßenseite Sei- 
tenflügel bzw. Quergebäude der Mainzer Str. 
22, 24. Es entstanden verschiedene Polit-und 
Wohnprojekte: 

Mainzer 3: Frauenhaus mit Frauencafe; 
Mainzer 4: Forellen-Hof, Das einzige Tunten- 
haus in Berlin, im Erdgeschossbereich das An- 
tiquariat Max Hoelz; Mainzer 5: Wohnhaus mit 
Infoladen; Mainzer 6: Wohnhaus mit Kneipe; 
Mainzer 7:Wohnhaus mit Spätverkauf; Mainzer 
9: Wohnhaus mit Volxküche; Mainzer 22/24: 
Wohnhäuser mit Volxküche und Kinderspiel- 
platz. 

Weiterhin gab es ein Kino und den 
Sammelbriefkasten für die wöchentliche 
BesetzerInnenzeitung. 

Die von Hausbesetzern produzierte 
Videomonatsschau „AK-Kraak“ interviewte in 
der Ausgabe August 1990 drei Besetzer der 
Mainzer Straße zu ihrem Altag in der Straße: 
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AK Kraak:: Warum lebst du in einem besetzten 
Haus? 

A: Ichhabe versuchtin Westberlin unterzukom- 
men, weil ich in Westberlin studieren wollte, 
habe dort aber nichts gefunden und habe den 
Tip auf dem Potsdamer bekommen (zur dama- 
ligen Zeitwar der Platz von Autonomen besetzt 
und ein Hüttendorf errichtet worden; d. Red), 
hierher zu kommen in die Mainzer Straße und 
mitzubesetzen. 

B: Wegen dem Zusammenleben hier im Haus 
mit meinen Hausbesetzerkollegen, mit den 
Freunden die man hier inzwischen gefunden 
hat und anderen Leuten auf der Straße und 
unter anderem die politische Szene die sich hier 
bewegt. | 

C: Weil hier viele Häuser leerstehen und drüben 
herscht der Wohnungsmangel, und so. 

AK Kraak: Und gibt es darüber hinaus noch 
politische Gründe ein Haus zu besetzen? 


SAN 
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C: AlsoichhabeschonBockmitdenLeutenhier 
zusammenzuwohnen, ich meine, es ist schon 
politisch genug, daß ich überhaupt hierherge- 
kommen bin. 

AK Kraak:Wieistdas Verhältniszwischen Ost- 
und Westbewohnern? 

A: Daprallen verschiedene Daseinsformen und 
verschiedene Erfahrungen aufeinander und das 
ergibt von vornherein schon ein spannendes 
Zusammenleben. 


>) 

AK Kraak: Denkst du, daß die Mainzer Straße 
eine besondere Rolle spielt? 

B: Eine andere Perspektive entsteht für die 
Polizei oder für die zuständigen Behörden, daß 
in dieser Zusammenballung eventuell eine grö- 
Bere Gefahr gesehen wird, als Ausgangspunkt 
für politische Aktionen oder als ein potentielles, 
unkontrollierbares Feld der linken radikalen 
Szene. 

AK Kraak: Wie ist das Verhältnis zur Polizei 
und gibt es eine Sicherheitspartnerschaft mit 
ihr? 

C: Polizisten, da muß ich erst einmal unter- 
scheidenzwischen VoPo sundden Westbullen. 
Das Verhältnis zu den VoPo’s ist noch nicht 
ganz so schlecht wie zu den Westbullen, wobei 
ich sagen muß, das sich das jetzt in letzter Zeit 
verschlechtert, weil die VoPo’s ihr Verhalten 
gegenüber uns auch schon geändert haben. 
Am Anfang waren die immer noch ganz freund- 
lich und jetzt ist es auch schon so, daß sie sich 


wegenjedem Scheiß aufregen. WennLeutemit 


dem Fahrrad über den Bürgersteig fahren oder 
ohne Licht. 

B: Die Sicherheitspartnerschaft ist seitens der 
Besetzer vor längerer Zeit aufgekündigt wor- 
den. 

AK Kraak: Warum? 

B: Dafür gab es mehrere Argumente. Ein Argu- 
ment war, daß die Polizei sowieso nicht in der 
Lage sei, uns effektiv zusschützen. Ein anderes, 
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daß die Sicherheitspartnerschaft ausgenutzt 
werden könnte oder würde, die Häuser auszu- 
spionieren, für den Fall, daß wir geräumt wer- 
den sollten und.dfrittens das die Polizei zu passiv 
ist. 

(...) 

AK Kraak: Wie ist das Verhältnis zu den An- 
wohnern in der Straße? 

C: Teils gut und teils schlecht. Es gibt welche, 
die haben was gegen uns und wollen uns hier 
raushaben und haben auch schon eine Bürger- 
initiative gegründet, aber es gibt auch ganz 
tolerante Nachbarn, die auf unserer Seite sind 
und ich denke, daß wir uns mit ihnen einigen 
können. 

B: Es gibt bestimmt einige, denen die Nach- 
barn egal sind. Mir sind sie nicht egal, weil ich 
hier unter anderen auch eine Möglichkeit sehe 
eine andere Form des Zusammenlebens zu 
installieren und das sollte sich nicht nur auf ein 
-Haus, oder auf den rechten Flügel der Straße 
beschränken. 


Müllentsorgung auf Mainzer Art. 
Nachdem der Bezirksbürgermeister Mendiburu 
die Bewilligung für Schuttcontainer zu Entsor- 
gung der immer höher wachsenden Schutt- 
berge in der Mainzer Straße verweigerte, ent- 
sorgten die Besetzer den für sie unhaltbaren 
Zustand am 15.08.1990 auf ihre Weise. Sie 
kippten den Schutt kurzerhand auf eine zuvor 
abgesperrte Spur der Frankfurter Allee. Aller- 
dings rückte sehr bald die VP an und unterband 
weiteres Abkippen. Kurze Zeitspäter rückte der 
Stellvertretende Bezirksbürgermeister an. Pas- 
santen blieben stehen, .Diskussionsgrüppchen 
bildeten sich, erste Presseleute tauchten auf. 
Es entstand ein öffentlichkeitswirksamer Men- 
schenauflauf. Gegen 18.30 Uhr gab die 
Ordnungmacht auf und spendierte insgesamt 
vier Schuttcontainer. Am nächsten Tag erhiel- 
ten die Besetzer der Mainzer Straße durch den 


telegraph 11/95 


EIN 


Oberbürgermeister von Ostberlin 
Schwierzina die Zusage für weite- ERBE 
re Container, so daß in den dar- ws 223 
auffolgenden drei Tagen das =, x. den: 
Schuttprobleminder Mainzer Stra- 
Be zumindestens vorübergehend 
gelöst wurde. 


Die "Befreiung" 

des K1 Tisches 
Einer der spektakulärtsten Aktionen 
dievonBewohnernderMainzer Stra- 
Bedurchgeführtwurde, wardieEnt- 
führung des „Kommune 1“-Tisches 
aus der Kantine der „Tageszei- 
tung“(TAZ). Zwanzig Personen be- 
treten am hellerlichten Tagdas Ge- Bei ELZEEREE 
bäudeder „TAZ“inderKochstraße, ES Rrt 
demontierten den K1-Tisch und tru- n 
genihn ungehindert aus dem Haus. 
Einige Tage später wurde die Berli- 
‚ner Presse in die Mainzer Straße 
eingeladen undihnender Tisch prä- 
sentiert. Der „TAZ“ wurde von den 
Enteignern eine sogenannte „Kom- 
mandoerklärung“ zugesannt: 


BR 


22 


ER 
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Berlin 26.8.1990 16.55 Uhr 
Aus der Kantine des TAZ -Headauarters (Kochstraße Westberlin) wird DER TISCH der Legendären 
KOMMUNE 1 geklaut. Ä 


SELBSTBEZICHTIGUNGSSCHREIBEN 
Im Namen der Göttin (der Allmächtigen): 
Wir haben heute den alten K1 Tisch wieder in Kollektiv-Eigentum überführt. 
Wir konnten es einfach nicht mehr ertragen, daß so viele schmierige JournalistInnenpfoten ... 
Dieser Tisch ist eine sozialrevolutionäre Reliquie und hat bei Euch schon lange nix mehr verloren. Ihr habt 
weder mit sozial noch mit revolutionär was zu tun. 
Wir hätten Euch auch die Grundmauern einreißen können, also hört bloß auf zu jammern, denn wir waren 
immerhin gewaltfrei. 
Zentralrat der umherschweifenden Haschrebelllnnen 
P.S.: Wir fordern die Übergabe des Beautiful Balloon’s an die wahre Subkultur. Falls dies nicht geschieht, 
werden wir es zu verhindern wissen, daß dort noch irgendein Scheißdreck über die Bühne geht. 


P.P.S.: Scheißt auf diese Gesellschaft der Halbgreisinnen und Tabus. Werdet wild und tut schöne Sachen. 
Have a Joint. Alles was Ihr seht und es gefällt Euch nicht, macht es kaputt! 
Habt Mut zu kämpfen, habt Mut zu siegen. n 
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Die „TAZ“ reagierte erwartungsgemäß sauer 
und mit Schaum vorm Maul. In zwei Artikeln am 
27.08.1990 bezeichneten sie die Enteigner als 
„Rotzlöffel“ und stellten fest, daß eben jene, 
„...mutmaßlich aus derOstberliner Mainzer Stra- 
Be...“ Stammenden, den Tisch am allerwenig- 
sten verdient haben. Im Gegenteil. Verdient 
hätten dieses, 1969 vom angeblich ersten und 
einzigen „... Sozialistischen Anwaltskollektiv 
Mahler-Eschen-Preuß-Ströbele...‘für800 Deut- 
sche Mark erstandene ‚.. 5,50 mal 1,50 Meter 
großes Schmuckstück...“natürlichnurdie „TAZ“, 
nachdem sich die damaligen Kommunen 1 und 
2jenes platzaufwendige Möbelstück gegensei- 
tig übergeben und wieder abgenommen hatten, 
aus vonheutiger Sicht sehrkleinkarrierten Grün- 
den. Nachdem die „Reliquie‘, so die „TAZ“, 
anschließend sowohlklingendenrevoluitonären 
Organisationen wie der „...Proletarische Linke/ 
Parteiinitiative, den Spontis und der Roten Hilfe 
als Versammlungsplatz...“gedienthatte, seissie 


Kreuzberg. Gersde die haben ihr 
nicht verdiem. Die 20 Rotzlöffel, 
mulmaßlich aus der Ostberliner . Geoe 
Mainzer Straße, die gestern den blo- 
mentder Überrumpelung nutztenund l 
einfach unseren großen Redaktions- 
usch mügehen ließen, habenihnam 
lerwerigsten verdient, Der Tisch 
hatder antiantoritären undlinken Be- 
wegungindenletzten?2! Jahren zein- 
malnıchr gedient alsdie West-Beset- 
zer in ihrem Osiberliner Haus. 

1969 war es das erste und bisher 
auch einzige Sozislistische Anwalts- 
kollektiv  Mahler-Eschen-Preuß- 


Gebt den Tisch zurüd 


Wet Base a der an 


dann 1979 der „TAZ“ übergeben, da diese (so 
die „TAZ“ über sich selbst) „... die Zeitung der 
legitime Erbe der Studentenbewegung sei...“ . 
Betrachtet man , was mehrheitlich aus eben 
jenen Studenten vondamals gewordenist, näm- 
lich etablierte Geldsäcke und Stützen des Staa- 
tes, mag die „TAZ“ wohl Recht haben. In der 
„IAZ“ angekommen, wurde der immer noch 
sehr große Tisch nicht, wie die Redakteure 
glauben machen wollten, als Redaktionstisch 
genutzt, sondern sehr schnell in die Kantine 
verbannt, wo er immerhin die sehr praktische 
Funktion einer Essenunterlage und Tassenab- 
stellfläche bekleidete, bis zu jenem Tage im 
August... 

Der weitere Verbleib des Tisches soll 
noch schnell geschildert werden. Unmittelbar 
vor der Räumung der Mainzer Straße wurde der 
Tisch, der bis dahin, zerlegtin seine Bestandtei- 
le, auf mehrere Häuser verteilt war, aus der 
Straße geschafft und versteckt. Nachdem er 
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Raub in der Mainzer Straße ergani- 
siertwurdeumisoetwaswieeine»Be- 
strafungsaktion« ch absc: , 

Wegen Olaf Kampmann«, so hieß Genossen. Rück den Tisch raus, 
ihre knappe Begründung, Der im  sonstläuft garnischtmehr. usche 


telegraph 11/95 


meheren anderen Häuser und Initiativen ange- 
boten wurde, unter anderem dem Infoladen 
Bambule in der Schönhauser Allee 20, landete 
der Tisch in der besetzten Villa in Zeesen bei 
Königs Wusterhausen. Zu den Bewohnern, 
mehrheitlich „apolitische“ Künstler gehörten 
auch einige Ex-Mainzer. 1993 wurde ihnen der 
Tisch auf ähnliche Weise wie der „TAZ“ und mit 
ähnlicherBegründungdurch Besetzer der Pots- 
damer Hausbesetzerszene entwendet. Daihrer 
Meinung nach niemand den Tisch verdient hät- 
te und sie ein für allemal das Problem aus der 
Welt schaffen wollten, wurde der Tisch in Pots- 
dam demonstrativ verbrannt. 


Die Räumung der Mainzer Straße 
Schon in den Sommermonaten zeichnet sich 
ab, daß der Ostberliner Magistrat keine Eini- 
gung mit den besetzten Häusern wollte. Er 
spielt auf Zeit und hofft, somit das Problem über 
den 3. Oktober 1990 und damitin die Zuständig- 


keit der BRD- ‚Institution 2 zu ‚befördern Daß die J 


Mainzer Straße Verträge erhalten werde, schien 
völlig ausgeschlossen. Dies jedenfallls schloß 
der Bezirksbürgermeister von Friedrichshain 
Mendiburo kategorisch aus. Es machten sich 


unbestätigte Gerüchte breit, daß die Westberli- 


ner Polizei seit einiger Zeit in einer für das 
Häuserkampftrainig bestimmten Geister- 
siedlung am Stadtrand von Westberlin, die Räu- 
mung der Mainzer trainiere. Am 3. Oktober 


1990 nahm die Westberliner Polizei die Ge- 


schicke auf den Ostberliner Straßenin die Hand 
und der Rot-Grüne Momper-Senat die Hebel 
der Macht. Die Situation spitzte sich zu. 


Augenzeugenbericht über eine militärische Ak- 
tion ... der Traum ist aus ! (aus „telegraph“ Nr. 
16, vom 23.11.1990) 

„Montag-Morgen, 12.11.90, Pfarrstrasse. Poli- 
zeieinheiten fahren auf und räumen zwei Häu- 
ser. Die BesetzerInnen setzen sich nicht zur 
Wehr und werden für mehrere Stunden fesige- 
nommen. Gleichzeitig werden ein Haus in der 


1a, ih, Vönnlans: Poftzefirasserierfar höschlaßen die noch ungeschützten Häuserder Mainzer Straße. 
Räumpanzer gehen gegen die ersten Notbarrikaden aus Container und Schutt vor. 
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Cotheniusstraße in Prenzlauer Berg und ein 
Haus in Mitte geräumt. 
Als diese Nachricht in der Mainzer Strasse 
bekannt wird, bildet sich ein spontaner Demo- 
zug von ca. 100 Menschen mit dem Ziel 
Pfarrstrasse. 

Doch schon an der Frankfurter 
Allee, nach ca. 100 Metern, wird er von auf- 
gefahrener Polizeigestopptundzurückgedrängt. 
Die Mainzer Straße wird von der Polizei abge- 
riegelt. Die BesetzerInnen verbarrikadieren 
sich in ihren Häusern. Wasserwerfer, Räum- 
panzer, gefolgt von mehreren Mannschaftswa- 
gen rücken vor. Der Wasserwerfer beschießt 
wahllos die Fenster der Strasse. Als der Konvoi 
mitten in der Strasse ist, wird er von der Dä- 
chern und aus den Häusern rnassiv mit einem 
Steinhagel eingedeckt. Die Polizei muß sich 
zurückziehen. 
| Mittlerweile kursiert die Nachricht wie 
einLauffeuer durch die Stadt. Gegen 13.00 Uhr 
sindbereitsmehrere hundert Unterstützerinnen 
aus allen besetzten Häusern und aus allen 
Stadtteilen in der Mainzer Strasse angelangt. 
Es werden notdürftig mehrere Barrikaden in der 
Mainzer und in der angrenzenden 


Scharnweberstrasse errichtet. 

Gegen 14.00 Uhr versucht die Polizei in 
einbesetztes Haus (Scharnweber Strasse/Ecke 
ColbeStrasse) einzudringen. Sie wird ziemlich 
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schnell zurückgedrängt. Die Polizei schießt mit 
Gasgranaten. Kurz danach geht die Polizei 
erneut über die Scharnweber mit schwerem 
Gerät vor. Ein Räumpanzer schiebt die Not- 
barrikaden beiseite. Er dringt, gefolgt von ei- 
nem Wasserwerfer und einer Hundertschaft 
Polizei bis zur Mainzer Straße vor. Erneuter 
Gaseinsatz. An der Mainzer Straße ist für sie 
erst einmal Schluß. Es geht ein Hagel von 
Steinen und Brandflaschen auf sie nieder. Die 
Polizisten müssen sich unter dem Schutz ihrer 
Fahrzeuge in Richtung Colbestrasse zurück- 
ziehen. Wasserwerfer und Räumpanzer ver- 
lassen die Mainzer in Richtung Boxhagener 
Straße. 

Nun werden im Bereich Colbe/Scharn- 
weber/Mainzer Strasse die Barrikaden ausge- 
baut, das Pflaster aufgerissen, Gräben ausge- 
hoben, Wälle aufgeschüttet. An der Frankfurter 
Allee entstehteine Barrikade, diebiszum Schluß 
hält und für die Polizei trotz Räumtechnik un- 
überwindbar bleibt. 

Gegen Abend hefinden sich über 1.000 
Menschenhinter den Barrikaden. Ihnen stehen 
1.500 Polizisten, mehrere Wasserwerfer und 
Räumpanzer gegenüber. Für 20.00 Uhr ist 
seitens der BesetzerInnen eine Vollversamm- 
lung geplant, gegen 22.00 Uhr eine Demo auf 
dem Ku-Darnm. Doch zur Versammlung kommt 
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es nicht. Die Polizei greift gegen 19.30 Uhr 
erneut an. In der Scharnweber laufen immer 
wieder Plänkeleien. Gasbeschuß, Wasser- 
werfereinsatz. | 

Zudieser Zeitbefinden sich verschiede- 
ne Parlamentarier und Presseleute, unterihnen 
Bärbel Bohley, Reinhard Schult vom Neuen 
Forum und Reiner Börner von der PDS, AL-er, 
aber auch Bezirksbürgermeister Mendiburuhin- 
ter den Bullen. Sie bemühen sich intensiv zu 
vermitteln und den Polizeieinsatz zu stoppen. 

An der Boxhagener Straße/ Ecke Main- 
zer Straße werden zwei Straßenbahnen ge- 
stoppt, Bauwagen umgeworfen, so daß dieses 
Gebiet bis zum Morgen für die Polizei nicht 
befahrbar ist. 

Um 22.00 Uhr demonstrieren 200 Men- 
schen auf dem Ku-Damm. Derweil werden 
auch auf der Frankfurter Allee Barrikaden er- 
richtet. Die Polizei beginnt mit einem frontalen 
Angriff auf die Mainzer Strasse. 

Ein riesiger Pulk Polizisten rückt auf der 
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ganzenBreite der Frankfurter vor. Räumpanzer 
und Wasserwerfer machen sich an der großen 
Barrikade zu’schaffen. Als der Polizeipulk fast 
an der Mainzer ist, hagelt es von den Dächern 
Pflaster- und Ziegelsteine, Dachziegel und 
Brandflaschen. Die Polizisten ziehen sich pa- 
nisch in die Seitenstraßen und an die Häuser- 
wände der FrankfurterAllee, gegenüber der 
Mainzer zurück. Bis zum 13.1 1., ca 2.30 Uhr 
dauert der Kampf. 

Im weiteren Tagesverlauf und der dar- 
auffolgenden Nacht versuchen Parlamentarier 
undder Berlin-Brandenburger Bischof Forck an 
zuständige Personen heranzukommen. Ver- 
geblich. Innensenator Pätzold läßt sich ver- 
leugnen, Innenstadtrat Krüger erweist sich als 
nicht zuständig, die Bürgermeister Schwiertzina 
und Momper sind in Moskau. 

Am 14.11. 7.30 Uhr greift die Polizei 
erneut an. 4.000 Polizisten, zehn Wasserwer- 
fer, ebensoviel Räumpanzer, Sonderein- 
satzkommandos, Hubschrauber, Bundesgrenz- 
schutz. Die nur noch ca. 500 Menschen, er- 
schöpft, übermüdet, habenkeine Chance. Zwei 
Stunden dauert es diesmal nur noch. Die Men- 
schen hinter den Barikaden, mit Gas völlig 
eingenebelt, wehren sich verzweifelt und ver- 
bissen. Als die Scharnweber/Mainzer fällt, flüch- 
ten sich die nur noch ca. 300 Menschen in die 
Häuser. Noch eine Stunde dauert es, bis die 
Polizei in die Häuser eingedrungen ist und die 
sich nichtwehrenden Menschen festnimmt. Bis 
in den späten Nachmittag braucht die Polizei, 
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um die Gefangenen abzutransportieren. Sofort 
werden die Barrikaden beseitigt, um die Spuren 
zu tigen. Am Abend demonstrieren 15.000 
Menschen, aus Solidarität mit den nun heimat- 
losen BesetzerInnen der Mainzer. Am Frank- 
furter Tor und am Bersarin-Platz gibt es bis 
Nachts um 1.00 Uhr erneut militante Auseinan- 
dersetzungen mit der Polizei. 

Inden Nachrichten protzen die politisch 
Verantwortlichen Pätzold und Momper mit ihrer 
harten Haltung und ihrem Sieg, versuchen ihr 


Handeln mit schauderhaften Lügen über die 


ehemaligen BesetzerInnenzu verteidigen. Und 
in den Häusern feiern gröhlend besoffene Poli- 
zisten ihren achso „glorreichen“ Sieg. 

Der Traum ist aus. Aber wie heißt es 
weiter in dem Lied von Ton Steine Scherben: 
„...doch wir werden alles geben, daß er Wirk- 
lichkeit wird.“ 


2 


Nachdem dem Ende des Kampfes wurden die restlichen 300 Verteidiger von der Polizei auf die Höfe der 


DOKUMENTATION 
Flugblatt aus der Ostberliner Häuserszene 
An dieser Stelle macheich erneut einen 


Forderungen des Mainzer-Straßen-Plenums aus der 
Presseerklärung vom 12. November 1990 zu den 
Angriffen auf die Mainzer Straße und andere be- 
setzte Häuser: 

Wir fordern: 


- den sofortigen Rückzug der Bullen aus dem 
Friedrichshainer Kiez, 
- eine schriftliche Nicht-Räumungs-Garantie des 


Regierenden Bürgermeisters Momper für alle be- 
setzten Häuser, um eine Wiederaufnahme der Ver- 
handlungen mit dem Ziel einer Rahmenvereinbarung 
ebenfalls für alle besetzten Häuser zu ermöglichen. 
- Rückgabe der am 12. 1 1. geräumten Häuser an die 
BewohnerInnen - Rücknahme aller Strafverfahren 
im Zusammenhang mit erfolgten Häuserräumungen 
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eroberten Häuser getrieben, wo sie auf ED-Behandlung und Abtransport zum Knast warten mußten 
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Schnitt. Imnächsten Heftwirdes vorraussichtlich 


Deutschlands Soldateska probt den Bürgerkrieg! 
(aus „telegraph“ Nr.16 vom 23. November 1990) 


Das Gebiet zwischen Frankfurter Tor und dem S-Bahnhof Frankfurter Allee gleicht einem. Kriegs- 
Schauplatz. Schon seit Wochen terrorisieren großmäulige Polizisten in ihren neuen Uniformen und 
umlackierten Funkwagen die Bevölkerung mit permanentem Sirenengeheul. Nun fallen Schüsse, 
und Rauchschwaden ziehen himmelwärts und kilometerweit über die Stadt. Noch weitab vom 
Geschehen reiben sich arglose Passanten, Lieferanten, Menschen die zur Arbeit eilen, Mütter, 
Kinder, alte Leute ihre geröteten und tränenden Augen. Hubschrauber kreisen im Tiefflug über 
Berlins Stadtbezirk Friedrichshain. In den Straßen eine Armada gepanzerter Fahrzeuge und wie 
Raubritter gerüstete Polizisten. 

Einige Gesichterkommen einem so bekannt vor. Hatten wir sie nicht vorigen Herbst am Alex 
und in der Schönhauser Allee gesehen? Mit anderen Uniformen freilich. Oder liegt es daran, daß 
die „Neuen“ nur genauso grimmig dreinschauen wie die „Alten“? 

Aber nein, da stehen ja einige, dienstbeflissen wie eh und je neben ihrem frischlackierten 
Stasi-Lada. Man hätte nicht nur Farbe und Nummernschild, man hätte die Karrosse wechseln sollen 

- so jedenfalls will die Tarnung nicht recht gelingen. 

Wie fühlen sich eigentlich die uniformierten „Wessis“ in Gesellschaft fisch rausgeputzter 
Stasischergen? Und wissen sie wohl, für wen sie da eigentlich in den Krieg geschickt werden, für 
wessen Interessen sie verheiztwerden? Istihnen klar, daß sie alten SED- und Stasiseilschaften ihre 
Pfründe sichern sollen? 

EssinddiegleichenLeute, die einstdie Häuserbis zur Unbrauchbarkeit herunterwirtschafteten 
und die heute mit den darunter befindlichen Grundstücken spekulieren und horrende Summen 
einstreichen wollen. Stasi schützt Stasi - nun unter gesamtdeutschem Oberbefehl. Und ihre Opfer 
sind natürlich nicht die Neonazis in der Weitlingstrasse, sondern die Kinder des Herbstes 89, 
Instandbesetzer und junge Leute, die nichts als alternativ leben wollen. Das war ihnen unter 
Honecker und Mielke verwehrt, das dürfen sie auch nicht unter Kohl und Mornper. 

Gegen siewerden Geheimdienstler, Spitzel und Denunzianten und eine Armada bewaffneter 
Horden ausgesandt. 

Nicht Dialog wird gesucht, nicht das Gespräch und die Verständigung. Toleranz ist ein 
Fremdwort für die Mächtigen dieser Welt. Sie verkriechen sich feige hinter den Ofen und lassen ihr 
dreckiges Geschäft von ihren blindwütigen Bütteln besorgen. Irgendwann am 20. Juli wird man 
wieder rührselig des Claus Grafen von Stauffenberg gedenken, vom Recht auf Widerstand säuseln, 
zugleich allen lebenden Bütteln den Befehlsnotstand bescheinigen und sich selbst die Absolution 
erteilen. Lüge und Demagogie - das sind die Gespielinnen der Macht. Und immer wieder fallen 
Menschen auf sie hinein, vermögen sie nicht zu unterscheiden zwischen Gewalt, die vom Staate 
ausgeht, und Gegengewalt, die im Volk provoziert wird. Wir könnten so friedlich leben, so glücklich 
sein, würden wir nicht immer wieder den Verbeissungen und Lügen der Verführer erliegen, würden 
wir nichtimmer aufs Neue uns gegeneinander hetzen lassen, sondern tolerantmiteinander umgeben, 
auch mit Minderheiten, deren Lebensweise wir mehrheitlich nicht teilen mögen. 

. Nicht Bürgerkrieg wollen wir in Deutschland, sondern von Toleranz und 
Kompromissbereitschaft getragene Demokratie und soziale Gerechtigkeit! 
Berlin, den 14. November 1990 Hans Schwenke 


(Red. H.S. ist mittlerweile Unterzeichner des Berliner Appells und auf dem Weg zur Neuen Rechten) 
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um die Kultur und Kneipenscene sowie um das Thema "Schwarze Schafe" in der Häuserbewegung 


AUFFORDERUNG AN DIE-BEVOLKERUNG 
Sie haben eine Armee gegen uns gestellt, gerichtet ist sie auch auf euch. 
Mit den Barrikaden sollen auch unsere Ideen und Hoffnungen planiert werden. 
Sie können es nicht ertragen, daß es diesmal andere sind als sie selbst, 
die sagen: Bis hierher und nicht weiter! 
Sie haben uns als Chaoten, Gcwaltäter und Terroristen bezeichnet. 
Sie haben ihre Gewaltmaschinerie aufgefahren. Sie wollen zeigen, daß sie die 
Macht haben, jeden Widerstand zu ersticken. 
Nicht nur unseren, jeden! 
Unsere Schreie sollen euch in den Ohren dröhnen, unsere Köpfe rollen bis zu 
euch. 
„seht her, brüllen die Mächtigen durch die Stadt, „so geht es allen, die unsere 
Grenzen nicht akzeptieren, wer sich uns nicht beugt, wird gebrochen“. 
Es geht nicht um die Häuser, um Besetzungen, es geht um mehr. 
- „Wenn ihr demonstriert, denkt an die Grenzen.‘ 
- „Wenn ihr streikt, denkt an die Grenzen.“ 
- „Vergesst nie diese Grenzen, wenn ihr Schikanen ertragen sollt, 
wenn ihr vor Behörden und Gerichten steht, wenn ihr eure Mieterhöhung 
bekommt, wenn der Gerichtsvollzieher vor der Tür steht, wenn euch der Chef 
zur Arbeit treibt.“ 
ERKENNT DIESE GRENZEN! TRAGT SIE NICHT MIT! 
SPRENGT DIE KETTEN IN EUREN KOPFEN! 
SCHAUT UBER DEN HORIZONT HINAUS! 
Für ein HERRschaftsfreies Leben ohne Angst, gemeinsam sind wir stark! 
DER KAMPF GEHT WEITER! 
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12.11. 1995: Demonstration zum 5. Jahr stag der Räumung der Mainzer Straße 
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RACHE? 
"ArbeiterInnen zu den Waffen! 


Arbeitendes VOLK, heute nachmittag vor 5 Iahren, räumıen die Bluthunde Eurer Aus- 
beuter die Häuser der Meinzer Straße! Warum räumten sie diese? Weil die BesetzerInnen 
den Mut hatten mit dem Los unzufrieden zu sein, das Eure Ausbeuter ihnen beschieden 
hatıen! Sie forderten Häuser, man antwortete Ihnen mit dem Schlagstock. Eingedenk der 
Tatsache, daß man damit das VOLK am wirksamsten zum Schweigen bringen kann. Viele 
Jahre habt Ihr all die Demätigungen ohne Widerspruch ertragen, habt Euch vom frühen 
Morgen bi: zum späten Abend geschunden, habt Entbehrungen jeder Art ertragen, habt 
Eure Kinder selbst geopfert, alles um die Schaotzkammern Eurer Herren 24 jüllen. Alles 
für sie! Und jetz:, wo Ihr vor sie kirtreter und sie ersucht Euck Häuser zu geben und 
Wohnungen , da heizen sie zum dank für Eure Opfer ihre Bluthunde, die Polizei, auf 
Euch, um Euch mit Tränengas und Knüppeln von der Unzufriedenheit zu kurieren! Skla- 
ven, wir fragen und beschwören Euch, bei Allem, was Euch heilig und wert ist, rächt die- 
sen scheußlichen Frevel der damals an Euren Schwestern und Brüdern begangen worden 
ist und vielleicht schon morgen an Euch begangen werden wird. Arbeiiendes VOLK, 
stewerzahlende Masse, Du bist am Scheideweg angelangt. Wo für enticheidest Du Dich? 
Für Wahlbetruy und Sklaverei oder für Freiheit und Rausch? Enischeidest Du Dich für 
das Letztere, dann säume keinen Augenblick; dann , VOLK zu den Waffen! Vernichtung 
den unmenschlichen Bestien die sich Deine Herrscher nennen! Rücksichtlose Vernick- 
tung ihnen, das muß Deine Losung sein! Denkt der Heldinnen der Mainzer Strasse, RAF 
und Widerstand, deren Blut den Weg zum Fortschritt, zur Freikeit und zur Menschlich- 
keit gedängt, und strebe Ihrer würdig zu werden.! 


EURE SCHWESTERNV UND BRÜDER 


DEMO 


12. November ‘95 
I3UHR 
Oranienplatz 


AG „Autonome Gruppen in/bei der PDS“, AG „Schöner Watinen”, „Rot Söckchea” Friedihain 
dup, SEK-Kneipenkollckäiv, Anıi-Repressionsbüra Berlin. Freie Over (MdA), Gegen A3}, einige Kämpfer Innen 
Mainzer: he Besctzerinmen inf Chemnitz : 


Et 


Oben: 12.11. 1995: Demonstration zum 5, 


ER ER 


Jahres- 


tag der Räumung der Mainzer Straße. 

Links: Demoaufruf zur Mainzer-Demo, Satire oder 
bitterer Ernst? Die Demonstrationslleitung distan- 
zierte sich am Ende der Demo von diesem Aufruf. 


Zur Demo selbst kammen nur ca 500 Men- 
schen, hauptsächlich Kids, die diebesetzte Main- 
zer allenfalls aus dem Fernsehen kennen. Von 
den ehemaligen Ostberliner Besetzern ließ sich 
kaum jemand sehen. 

Nach der sehr ruhigen Demo ohne nen- 
nenswerte Zwischenfälle bauten einige 
kampfwütige Kids an der Ecke Kreuziger/ 
Boxhagener Straße eine Barrikade und bewar- 
fen die sichtlich erstaunten Polizisten mit Stei- 
nen und Flaschen. 
gehen. 

D. Wolf 
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Kommentar: Die Machtfrage 


Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokra- 
tischesLand.Solch einLandwollten alle, dieinden 
wirren Tagen im Herbst 1989 im Kampf gegen die 
real existierende DDR ihren Kopf oder ihr Gesäß 
hingehalten haben, immer erreichen: DieBevölke- 
rung wählt frei, gleich und geheim ihre Repräsen- 
tanten, undalleanderenhhaben das zu akzeptieren. 
Zur Sicherung dieser freien Entscheidung wurden 
Deputierte in die Wahllokale entsandt, Abgesand- 
te, die die demokratischen Spielregeln, die einer 
Wahl innewohnen, zu kontrollieren hatten. 
Demokratie - so orakelten damals die aus 
dem Westen angereisten Herren -wirklicheDemo- 
kratie hieße, wirklich wählen dürfen. Also. Seitdem 
sind sechs Jahre vergangen. Fünf Wahl-Möglich- 
keiten sind inzwischen ins Land gegangen. Fünf 
Luschen. „Ja, besserleben!“, „Selbstbestimmthan- 
deln“, das wollten viele. Also stimmten die Men- 
schen dieses zerrissennen Landes für die „Allianz 
für Deutschland“ (CDU + Blockflöten) oder für die 
„SDP“ (SPD +Blockflöten). Dementsprechend drük- 
kend waren die letzten fünf Jahre unter westdeut- 
scher - das meint: kolonialer - Herrschaft: in 
Ostberlin;in Magdeburg; im GroßraumLeipzig und 
in Dresden sowieso... Überall dort sind Einheimi- 
sche von der Entscheidungsfindung ausgeschlos- 
sen. Überall dort sitzen die „Berater aus den be- 
freundeten Bundesländern“ an den Hebeln der 
mittelbaren Macht - und sorgen für ihre eigenes 
Wohlergehen: Der aus dem nordrhein-westfäli- 
schen importierte Polizeipräsident der Stadt Pots- 
dam, Herr von Schwerin, kümmert sich mehr um 
die Rückgewinnung seiner - in der Bodenreform 
eingezogenen - Ländereinen für die eigene Fami- 
lie, alsdaß erin Potsdam und Umgebung seßhafte 
oder sich aus Westdeutschland ansiedelnde Neo- 
Nazis verfolgen würde. Die seit Jahrzehnten be- 
stehende Vetterwirtschaft zwischen den Berliner 
SPD und dem Berliner Bausumpf findet im Bran- 
denburgischen ihre konsequente Verlängerung. 
Vereinigungspläne sind deshalb naheliegend. 
Mitten in diese wohlausgewogene Situati- 
on ist der Berliner SPD erneut eine Wahl geplatzt. 
Nach demokratischen Spielregeln hätte seitherdie 
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„Nachfolgepartei der SED“ - die PDS - etliche 
Bezirksbürgermeister zu stellen. 

IIn Berlin aber kann nicht sein - was nicht 
sein darf. Indiesem SinneistdieOsthälfte der Stadt 
nach derletzten WahlvonCDU, FDPundauch von 
der SPD zum „unerforschten Land“ erklärtworden. 
Die CDU-dirigiertelnnenverwaltungentsendetvver- 
fassungsfeindliche Handlunganweisungen an die 
bislang existierende Bezirksämter, die hauptstäd- 
tische SPD verbreitet in konzentrischen Kreisen 
um die Westberliner Müllerstraße die Gewißheit, 
daß, wenn esnachihrginge, diese Stadtniewieder 
links regiert werden wird. Ein davon gejagter Kai- 
ser-soscheintes-reichtden Sozialdemokratenin 
diesem Jahrhundert. 

In mehreren Ostberliner Stadtbezirken 
wäre eine den Ansprüchen des Herbstes 1989 
verpflichtete Stadtbezirks-Chef-Etage, gebildetaus 
dem demokratischen Flügel der PDS und den 
linken Flügeln von SPD und Bündnis 90/Die Grü- 
nen möglich. Wiewohl so die Option für eine bür- 
gernahe Politik geöffnet werden könnte, setzen 
alle Beteiligten nach wie vor ihre kleinen Macht- 
spiele durch. Im Stadtbezirk Mitte beispielsweise 
festigtsich die Kammarilla aus alten SED-Funktio- 
nären, dieMachtnichtaufgebenwollen, undneuen 
SPD-Funktionären, die Macht erlangen wollen. Im 
vergangenen Sommer beispielsweise konnte der 
damalige -investorenfreundliche- SPD-Bügermei- 
sternur mit Hilfeder machtgeilenMitte-PDS gegen 


 diebündsnisgrüne BaustadträtinDubrauputschen. 


In Gegenzug versucht das Bündnis Prenzlauer 
Berg einem PDS-Kandidaten die eigenen Biogra- 
phie um die Ohren zu hauen, um so etwas über 
seine Politikfähigkeit zu erfahren. Die Westler sit- 
zen dabei undlachensich heimlich ins Fäustchen. 
Unter diesen Bedingungen haben sie längst ge- 
wonnen: Die Einheimischen werden selbst dazu 
beitragen, sich und ihre eigenen Leute an die 
Stadtränder zu expedieren. 
Dann endlichwirdkleinstädtische Ruheherrschen, 
inmitten der großen Stadt. So, wie sie esausBonn 
gewöhnt sind. 

Wolfram Kempe 
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Hammerskins überfielen das Festival für Völkerfreund- 
schaft im schweizerischen Hochdorf, 


Mit einem gezielten Angriff überfielen 
Hammerskins (siehe auch "telegraph" Nr. 3/95) 
eine Musikveranstaltung in Hochdorf im Schwei- 
zer Kanton Luzern. Sie zerstörten Mobiliar und 
Musikanlagen und verletzten vier BesucherInnen. 
Sechs Skinheads sitzen in Untersuchungshaft. 
| Jeder von uns könnte der nächste sein, 
der in ZOGs Kerkern landet, schrieb der heute 
27jährige Luzerner Skinhead Patrick Iten bereits 
vor Jahren. ZOG bedeutet Zionist Occupied 
Government. Seit Dienstag, dem 7.11.sitzt der 
Rechtsextremist, eine der wichtigsten Figuren 
der Schweizer Hammer-Skinheads (SHS), nun 
tatsächlich in Untersuchungshaft. Er war Heraus- 
geber des „Totenkopfs“, Mitbegründer der SHS 
und (Mit-) Organisator vonderen Sommerparlies. 
Iten, mutmaßlicher Drahtzieher des 
Hochdorfer Überfalls, ist nicht der einzige 
Skinhead, der von der Luzerner Kantonspolizei 
zur Befragung aufgegriffen wurde.Bis Mittwoch, 
den 8.11. wurden zwölf Skinheads festgenom- 
men, sechs wurden in Untersuchungshaft ge- 
nommen. Anlaß der Verhaftungsaktionen: 
Hammerskins und Gefolge überfielen das Festi- 
val für Völkerfreundschaft, das die Antifaschisti- 
sche Aktion Luzern in Hochdorf organisiert hatte. 
Insgesamt fünf Musikgruppen hätten auftreten 
sollen, doch bereits beim zweiten Auftritt, gegen 
halb zehn Uhr abends, stürmten Vermummte das 
Konzertlokal, schlugen auf Besucherinnen ein 
und zertrümmerten Musikanlagen und Mobiliar. 
Die Aktion der zwanzig bis dreissig Angreifer, die 
teils mit Baseballschlägern, Ketten und Messern 
bewaffnet waren, war offensichtlich abgespro- 
chen und ist seit mehreren Jahren der erste 
gezielte Angriff von Rechtsextremisten gegen 
eine mißliebige Veranstaltung. Zurück blieben 
vier Verletzte, von denen einer mehrere Tage im 
Spital lag. Am folgenden Morgen fanden die 
Aufräumenden ein Flugblatt der NSDAP-AO, ei- 
ner US-Organisation, welche nationalsozialisti- 
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sches Propagandamaterial verbreitet. 

Obwohl die SHS auf der Observierungs- 
liste des Staatsschutzes stehen, wußte die Poli- 
zei nichts von einem bevorstehenden Überfall. 
Sie hatte zuerst nicht einmal Gespür für dessen 
politische Bedeutung: Der Pikettoffizier der 
Kantonspolizei, Franz Pellicoli, überschrieb die 
erste Polizeimeldung verharmlosend mit Schlä- 
gerei bei Musikfestival. Am Montag den 6.11. 
aber klotzten die Luzerner Ordnungshüter mit 
einem Grossaufgebot von bis zu zwanzig Beam- 
ten. Zusätzlich wurden sie von zwei Bundes- 
polizisten unterstützt. Sie verhafteten den 23jäh- 
rigen, in Hochdorf ansässigen W. R., der bereits 
seit Jahren in rechtsextremen Kreisen verkehrt. 
Am Dienstag, den 7.11. wurden sieben weitere 
Männer aus dem Umfeld der Luzerner Hammer- 
Skinhead-Szene polizeilich vorgeführt und von 
einem Amtsstatthalter (Untersuchungsrichter) be- 
fragt. Er ermitteltwegen Landfriedensbruch, Kör- 
perverletzung und weiteren Delikten. Es wurden 
auch mehrere Wohnungen durchsucht und ein- 
schlägiges Material behändigt. (...) 

Von Hans Stutz, aus Schweizer WochenZeitung 
(WoZ) Nr. 45 (10.November 1995) 


Hammerskins: 


Ermittlungen nach Überfall 
Die Schweizer Hammer-Skinheads stehen zwar 
auf der Observationsliste des Staatsschutzes, 
doch dieser erfuhr erstim Nachhinein von einem 
schriftlich verbreiteten Aufruf zum Angriff auf 
Linke. Die Skins hatten Anfang November in 
Hochdorf zugeschlagen. „HeilEuch Kameraden!“ 
begann der Weinfelder Pascal Lobsiger, Chef 
der Schweizer Hammer-Skinheads-Aufbau- 
organisation (SHS-AO), seinen Aufruf „zum An- 
griff aufs Niederdorf“ (Zürcher Altstadt). Lobsiger 
feierte am 4. November seinen 21. Geburtstag 
undwollte zur Feier des Tages angebliche Angrif- 
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fe auf seine Freundin und „andere Kameraden“ 
rächen. „Alle Kameraden haben die Pflicht zu 
kommen, wer nicht erscheint, istes nicht wert, sich 
einen Kämpfer für unsere Rasse zu nennen! P.S. 
Erscheint alle in Schwarz, mit Waffen und einem 
Tuch oder Sturmhaube!“ 

Am Samstag abend, den 4. November, 
änderten die Hammer-Skins, die sich im Aargauer 
Freiamt versammelt hatten, kurzfristig ihr Angriffs- 
ziel und griffen mit einer kommandoartig organi- 
sierten Attacke die TeilnehmerInnen desHochdorfer 
„Festivals für Völkerfreundschaft‘ an. Folge: zehn 
Verletzte, darunter einjungerMannmiteinerEllbogen- 
fraktur, und 15 000 Franken Sachschaden. Anfäng- 
lich verniedlichte die Luzerner Kriminalpolizei den 
Überfall als „Schlägerei“, dann klotzte sie (siehe WoZ 
Nr. 45/95). Sie setzte vorübergehend 20 Hammer- 
Skinheads in Untersuchungshaft, führte Hausdurch- 
suchungen durch und ermittelte als Täter 
ausschliesslich Männer, insgesamt 56 Hammer- 
Skinheads aus acht Deutschschweizer Kantonen. 
Knapp die Hälfte stammt aus den Kantonen Zürich 
(18) und Thurgau (9). Von jedem Tatverdacht entla- 
stet wurden Patrik Iten, einst „Totenkopf“-Herausge- 
ber, und der 23jöhrige Hochdorfer Werner Rey, die 
beide in verschiedenen Medienberichten (Iten auch 
in der WoZ) als „mutmassliche Drahtzieher“ des 
Überfalls bezeichnet worden waren. 

Bei den Hausdurchsuchungen entdeckten 
die Untersuchungsbehörden Schlag- und Schuß- 
waffen sowie Chemikalien zur Sprengstoffherstellung 
und umfangreiches neonazistisches Propaganda- 
material: nebst einigen deutschen Neonazi- Blätt- 
chen unter anderem mehrere holocaustleugnende 
Broschüren aus dem Verlag des Lausanner Alt- 
faschisten Gaston-Armand Amaudruz und einzelne 
Exemplare des „NS-Kampfrufs“, der Zeitung der 
NSDAP-AO. Beschlagnahmt wurde auch ein Exem- 
plar einer bis dahin unbekannten Skinhead-Zeit- 
schrift „Berner Front“. 

Die Ermittlungen der Kriminalpolizei Luzern 
führten im Kanton Bern zu weiteren Verfahren. Die 
Berner Behörden erfuhren bei den Verhören von 
Skinhead-Angriffen auf ausländische Jugendliche in 
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der Berner Vorortgemeinde Ittigen. Zwar waren in 
diesem Zusammenhang bereits früher zwei Anzei- 
gen bei der Kantonspolizei Bern eingegangen (viele 
Opfer verzichteten aus Angst vor Repressalien auf 
eine Anzeige), doch war die Polizei bei ihren Ermitt- 
lungen nicht fündig geworden. 

Keine Lorbeeren konnten sich im Zusam- 
menhang mit dem Hochdorfer Überfall die Staats- 
schützer holen: Sie wußten nichts vom schriftlich 


_ angekündigten Angriff, obwohldie Schweizer Ham- 


mer-Skinheads seit einiger Zeit auf der Beobach- 
tungsliste des Staatsschutzes stehen. Und nicht 


.der Staatsschutz, sondern die Luzerner Kriminal- 


polizei entdeckte einebis dahin unbekannterechts- 
extreme Gruppierung: Im Kanton Luzern existiert 
neben der Ortsgruppe der Hammer-Skinheads (18 
Mitglieder) eine Organisation namens „Morgen- 
stern“, die 16 Mitglieder zählen soll. 

Hans Stutz, WochenZeitung Nr. 49 (8.De- 
zember 1995) 


Skinheads wollen im Allgäu 


Verein gründen 
Rechtsradikale Skinheads wollen im Allgäu einen 
Verein gründen und haben beim Amtsgericht 
Kaufbeuren Antrag auf Eintrag ins Vereinsregister 
gestellt. Die Polizeidirektion Kempten übersandte 
dem Gericht nach ihren Angaben Unterlagen über 
die „polizeibekannte und gewaltbereite Gruppe". 
Die Satzung von „Skinhead Allgäu e.V.“ lese sich 
‚wie die eines Kaninchenzüchtervereins‘, so ein 
Polizeisprecher. Bei ihrer ‚konstituierenden Sit- 
zung“ im September in Mindelheim habe sich die 
Gruppe noch „Skinhead Allgäu 88 e.V.“ genannt. 
Die „88° seiin rechtsradikalen Kreisen synonym für 
„Heil Hitler“. Die Polizei geht davon aus, dass esim 
Allgäu eine 50-köpfige rechtsradikale Skinhead- 
Gruppe gibt. Diese sei ‚in hohem Maße gewalt- 
bereit‘. Auch bestünden „netzwerkartige“ Kontakte 
nach Baden- Württemberg und ins Ausland. „Mit- 
glieder der Gruppe waren bei gewalttätigen Aus- 
einandersetzungen in Belgien und Dänemark da- 
bei“, sagte ein Polizeisprecher. 

„Schwäbische Zeitung‘ vom 31-10-95 
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Mediales 


Hier kommt nun der zweite Berg mit Bücher- 
neuerscheinungen: Zum erstenmal gibt es nun in 
Deutschland eine Bakunin-Ausgabe, die über 
jene legendäre 3-bändige Ausgabe aus dem Ver- 
lag "Der Syndikalist" in den 20er Jahren hinaus- 
geht. Der Berliner Karin Kramer Verlag legt die 
erstenbeidenBüchereiner auf 12Bändeangeleg- 
ten „Ausgewählten Schriften" vor: Band 1 der 
Klassiker „Gott und der Staat“ (157 S. / 19,80 
DM), Band 2 „Barrikadenwetter und 
Revolutionshimmel - Artikel in der Dresdner 
Zeitung“ (189. / 19,80). Jährlich sollen 2 Bände 
folgen. Die Preise für die ersten beiden Bände 
werden ab 1. Januar 1996 je 24,80 DM betragen. 

Ein schon etwas älteres, aber jetzt frisch 
gelesenes Buch ist: Gabriel Kuhn, Leben unter 
dem Totenkopf - Anarchismus und Piraterie 
(Verlag Monte Verita, Wien. 57 S. / 13,80 DM). 
Eine durchaus interessante Sonntagnachmittag- 
Lektüre. 

„Das Böse istimmer und überall‘, so heißt 
es lapidar. Aber dem soll nunwissenschaftlich auf 
den Grund gegangen werden, indem sich 22 
AutorInnen in dem Sammelband „Das Böse - 
Jenseits von Absichten und Tätern oder: Ist 
der TeufelinsSystemausgewandert?“ (Steidel 
Verlag Göttingen /373 S.) bemühen. Das Buch 
ist das Ergebnis eines Kongresses, derim Febru- 
ar 1994 abgehalten worden ist. 

Hier liegt nun Mystik und Esoterik nicht 
weit. Im Stuttgarter Schmetterling Verlag er- 
schien jetzt das Buch „Thule - Vom völkischen 
Okkultismus bis zur Neuen Rechten” vonF.P. 
Heller und A. Maegerle ( 190 S.). Jene Thule- 
Organisation spielte bereits in der Weimarer Re- 
publik eine beachtliche Rolle (oder wird die Esote- 
rik mal wieder überschätzt?). 

So wie der Entwurf zur neuen Berliner 
Verfassung vertopfte vor kurzem eine aufwendig 
in England produzierte Werbebroschüre die Haus- 
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briefkästen, ‚Vom Pluszum Minus“. EineWerbe- 
broschüre für ein Buch eines gewissenReinhard 
Bonnke, mit einer angeblichen Gesamtauflage 
von 65 Millionen Ex. (!?), und versprach „Die 
erstaunlich einfache Lösung für die Probleme der 
Menschheit“. Eine christliche Großoffensive, un- 
terstützt vom ehemaligen Schlagersänger Cliff 
Richard und dem Profigolfer Bernhard Langer. 
Halleluja! Was hätten die wohl alles Gutes tun 
können mit dem Geld für diese Broschüre, aber 
nein...Manchmal tut einem die Papier- 
verschwendung in der Seele weh. 

Wer sich aber weiterhin mit der Kirche 
auseinandersetzten möchte, dem sei der Wälzer 
„Sünden der Kirche - vermarktete Illusionen. 
Das Geschäft mit dem Glauben“ von Hans- 
Jürgen Wolf empfohlen (EFB - Verlags- 
gesellschaft. 1266 S. (!) / 59,80 DM). Mit dem 
Untertitel „ Ein Lesebuch für mutige Christen“ 
(oder sich langweilende MaterialistInnen). 

Ernster zu behandeln und zu diskutieren 
ist mit Sicherheit das Buch des Belgiers Maurits 
Verzele „Der sanfte Tod-Suizidmethoden und 
Sterbehilfe“ (ProMedia Verlag Wien. 128 S. / 
19,80 DM). Ähnlich wie schon in vorangegange- 
nen Werken, wird hier aufgezeigt, wie mensch 
sich selbst aus diesem Leben befördern kann. 
Oftmals ist ein Suizid ein Hilfeschrei an die Um- 
welt, die immer gleichgültiger gegenüber dem 
Einzelschicksal wird, aber es sollte auch zur Auto- 
nomie eines jeden Einzelnen gehören, den Zeit- 
punkt seines Abblebens selbst zubestimmen. Mal 
sehen, wie lange dieses Buch auf dem Markt ist, 
bis jemand nach einem Verbot schreit. 

Verboten hätten auch viele gerne den 
„Wiener Aktionismus“, und ihre Protagoni- 
stInnen hätte gerne so manche hinter Gittern 
oderinIrrenanstaltengesehen. Aber auch diese 
extreme Kunstform ist wie einige Vorgänger 
schon heute durch große Retrospektiven zum 


fe auf seine Freundin und „andere Kameraden" 
rächen. „Alle Kameraden haben die Pflicht zu 
kommen, wer nicht erscheint, ist es nicht wert, sich 
einen Kämpfer für unsere Rasse zu nennen! P.S. 
Erscheint alle in Schwarz, mit Waffen und einem 
Tuch oder Sturmhaube!“ 

Am Samstag abend, den 4. November, 
änderten die Hammer-Skins, die sich im Aargauer 
Freiamt versammelt hatten, kurzfristig ihr Angpniffs- 
ziel und griffen mit einer kommandoarlig organi- 
sierten Attacke die TeilnehmerInnen desHochdorfer 
„restivals für Völkerfreundschaft“ an. Folge: zehn 
Verletzte, daruntereinjunger MannmiteinerEllbogen- 
fraktur, und 15 000 Franken Sachschaden. Anfäng- 
lich verniedlichte die Luzerner Kriminalpolizei den 
Überfall als „Schlägerei“, dann klotzte sie (siehe WoZ 
Nr. 45/95). Sie setzte vorübergehend 20 Hammer- 
Skinheads in Untersuchungshaft, führte Hausdurch- 
suchungen durch und ermittelte als Täter 
ausschliesslich Männer, insgesamt 56 Hammer- 
Skinheads aus acht Deutschschweizer Kantonen. 
Knapp die Hälfte stammt aus den Kantonen Zürich 
(18) und Thurgau (9). Von jedem Tatverdacht entla- 
stet wurden Patrik Iten, einst „Totenkopf‘-Herausge- 
ber, und der 23jöhrige Hochdorfer Werner Rey, die 
beide in verschiedenen Medienberichten (Iten auch 
in der WoZ) als „mutmassliche Drahtzieher“ des 
Überfalls bezeichnet worden waren. 

Bei den Hausdurchsuchungen entdeckten 
die Untersuchungsbehörden Schlag- und Schuß- 
waffen sowie Chemikalien zur Sprengstoffherstellung 
und umfangreiches neonazistisches Propaganda- 
material: nebst einigen deutschen Neonazi- Blätt- 
chen unter anderem mehrere holocaustleugnende 
Broschüren aus dem Verlag des Lausanner Alt- 
faschisten Gaston-Armand Amaudruz und einzelne 
Exemplare des „NS-Kampfrufs“, der Zeitung der 
NSDAP-AO. Beschlagnahmt wurde auch ein Exem- 
plar einer bis dahin unbekannten Skinhead-Zeit- 
schrift „Berner Front“. 

Die Ermittlungen der Kriminalpolizei Luzern 
führten im Kanton Bern zu weiteren Verfahren. Die 
Berner Behörden erfuhren bei den Verhören von 
Skinhead-Angriffen auf ausländische Jugendliche in 
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der Berner Vorortgemeinde Ittigen. Zwar waren in 
diesem Zusammenhang bereits früher zwei Anzei- 
gen bei der Kantonspolizei Bern eingegangen (viele 
Opfer verzichteten aus Angst vor Repressalien auf 
eine Anzeige), doch war die Polizei bei ihren Ermitt- 
lungen nicht fündig geworden. 

Keine Lorbeeren konnten sich im Zusam- 
menhang mit dem Hochdorfer Überfall die Staats- 
schützer holen: Sie wußten nichts vom schriftlich 


_ angekündigten Angriff, obwohldieSchweizerHam- 


mer-Skinheads seit einiger Zeit auf der Beobach- 
tungsliste des Staatsschutzes stehen. Und nicht 


.der Staatsschutz, sondern die Luzerner Kriminal- 


polizei entdeckte einebis dahin unbekannterechts- 
extreme Gruppierung: Im Kanton Luzern existiert 
neben der Ortsgruppe der Hammer-Skinheads (18 
Mitglieder) eine Organisation namens „Morgen- 
stern“, die 16 Mitglieder zählen soll. 

Hans Stutz, WochenZeitung Nr. 49 (8.De- 
zember 1995) 


Skinheads wollen im Allgäu 


Verein gründen 
Rechtsradikale Skinheads wollen im Allgäu einen 
Verein gründen und haben beim Amtsgericht 
Kaufbeuren Antrag auf Eintrag ins Vereinsregister 
gestellt. Die Polizeidirektion Kempten übersandte 
dem Gericht nach ihren Angaben Unterlagen über 
die „polizeibekannte und gewaltbereite Gruppe“. 
Die Satzung von „Skinhead Allgäu e.V.“ lese sich 
‚wie die eines Kaninchenzüchtervereins“, so ein 
Polizeisprecher. Bei ihrer „konstituierenden Sit- 
zung“ im September in Mindelheim habe sich die 
Gruppe noch „Skinhead Allgäu 88 e.V.“ genannt. 
Die „88° sei in rechtsradikalen Kreisen synonym für 
„Heil Hitler“. Die Polizei geht davon aus, dass esim 
Allgäu eine 50-köpfige rechtsradikale Skinhead- 
Gruppe gibt. Diese sei ‚in hohem Maße gewalt- 
bereit. Auch bestünden „netzwerkartige“ Kontakte 
nach Baden- Württemberg und ins Ausland. „Mit- 
glieder der Gruppe waren bei gewalttätigen Aus- 
einandersetzungen in Belgien und Dänemark da- 
bei“, sagte ein Polizeisprecher. 

„Schwäbische Zeitung“ vom 31-10-95 
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Mediales 


Hier kommt nun der zweite Berg mit Bücher- 
neuerscheinungen: Zum erstenmal gibt es nun in 
Deutschland eine Bakunin-Ausgabe, die über 
jene legendäre 3-bändige Ausgabe aus dem Ver- 
lag "Der Syndikalist" in den 20er Jahren hinaus- 
geht. Der Berliner Karin Kramer Verlag legt die 
erstenbeidenBüchereiner auf 12 Bändeangeleg- 
ten „Ausgewählten Schriften" vor: Band 1 der 
Klassiker „Gott und der Staat“ (157 S. / 19,80 
DM), Band 2 „Barrikadenwetter und 
Revolutionshimmel - Artikel in der Dresdner 
Zeitung“ (1895. / 19,80). Jährlich sollen 2 Bände 
folgen. Die Preise für die ersten beiden Bände 
werden ab 1. Januar 1996 je 24,80 DM betragen. 

Ein schon etwas älteres, aber jetzt frisch 
gelesenes Buch ist: Gabriel Kuhn, Leben unter 
dem Totenkopf - Anarchismus und Piraterie 
(Verlag Monte Verita, Wien. 57 S. / 13,80 DM). 
Eine durchaus interessante Sonntagnachmittag- 
Lektüre. 

„Das Böse istimmer und überall‘, so heißt 
es lapidar. Aber dem soll nunwissenschaftlich auf 
den Grund gegangen werden, indem sich 22 
AutorInnen in dem Sammelband „Das Böse - 
Jenseits von Absichten und Tätern oder: Ist 
der TeufelinsSystem ausgewandert?“ (Steidel 
Verlag Göttingen / 373 S.) bemühen. Das Buch 
istdas Ergebnis eines Kongresses, der im Febru- 
ar 1994 abgehalten worden ist. 

Hier liegt nun Mystik und Esoterik nicht 
weit. Im Stuttgarter Schmetterling Verlag er- 
schien jetzt das Buch „Thule - Vom völkischen 
Okkultismus bis zur Neuen Rechten“ vonF.P. 
Heller und A. Maegerle ( 190 S.). Jene Thule- 
Organisation spielte bereits in der Weimarer Re- 
publik eine beachtliche Rolle (oder wird die Esote- 
rik mal wieder überschätzt?). 

So wie der Entwurf zur neuen Berliner 
Verfassung vertopfte vor kurzem eine aufwendig 
inEnglandproduzierte Werbebroschüre die Haus- 
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briefkästen,,‚ Vom PluszumMinus“. Eine Werbe- 
broschüre für ein Buch eines gewissenReinhard 
Bonnke, mit einer angeblichen Gesamtauflage 
von 65 Millionen Ex. (!?), und versprach „Die 
erstaunlich einfache Lösung für die Probleme der 
Menschheit“. Eine christliche Großoffensive, un- 
terstützt vom ehemaligen Schlagersänger Cliff 
Richard und dem Profigolfer Bernhard Langer. 
Halleluja! Was hätten die wohl alles Gutes tun 
können mit dem Geld für diese Broschüre, aber 
nein...Manchmal tut einem die Papier- 
verschwendung in der Seele weh. 

Wer sich aber weiterhin mit der Kirche 
auseinandersetzten möchte, dem sei der Wälzer 
„Sünden der Kirche - vermarktete Illusionen. 
Das Geschäft mit dem Glauben“ von Hans- 
Jürgen Wolf empfohlen (EFB - Verlags- 
gesellschaft. 1266 S. (!) / 59,80 DM). Mit dem 
Untertitel „ Ein Lesebuch für mutige Christen“ 
(oder sich langweilende MaterialistInnen). 

Ernster zu behandeln und zu diskutieren 
ist mit Sicherheit das Buch des Belgiers Maurits 
Verzele „DersanfteTod-Suizidmethodenund 
Sterbehilfe“ (ProMedia Verlag Wien. 128 S. / 
19,80 DM). Ähnlich wie schon in vorangegange- 
nen Werken, wird hier aufgezeigt, wie mensch 
sich selbst aus diesem Leben befördern kann. 
Oftmals ist ein Suizid ein Hilfeschrei an die Um- 
welt, die immer gleichgültiger gegenüber dem 
Einzelschicksal wird, aber es sollte auch zur Auto- 
nomie eines jeden Einzelnen gehören, den Zeit- 
punkt seines Abblebens selbst zubestimmen. Mal 
sehen, wie lange dieses Buch auf dem Markt ist, 
bis jemand nach einem Verbot schreit. 

Verboten hätten auch viele gerne den 
„Wiener Aktionismus“, und ihre Protagoni- 
stInnen hätte gerne so manche hinter Gittern 
oderinIrrenanstalten gesehen. Aber auch diese 
extreme Kunstform ist wie einige Vorgänger 
schon heute durch große Retrospektiven zum 
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Teil der Kunstgeschichte geworden. Daniel 
Roussel, Die Wiener Aktionismus und die 
Österreicher - Gespräche (Ritter Verlag Kla- 
genfurt. 277 S. / 59,—DM), setzt sich mit dem 
„schweinkram“ der 60er Jahre aus heutiger 
Sicht mit Freundinnen und FeindInnen ausein- 
ander. Neue Erkenntnisse kommen da eigent- 
lich nicht zu Tage, aber esistein Stück Aufarbei- 
tung, und durchaus lesenswert. 

Jetzt aber noch ein paar Stücke Litera- 
tur: Buch-Kunst im wahrsten Sinne des Wortes 
bietet immer wieder der Verlag Sirene (inzwi- 
schen von Kreuzberg nach Fürstenwalde um- 
gezogen). Mit „Das galante Milchschaf“ von 
Benjamin Peret (85S./ Auflage 350 Ex. /38,— 
. DM) folgt der Verlag seiner surrealistischen 
Ader. 

Ein Stück „junger Literatur“ bietet der 
Hamburger Nautilus Verlag: Stewart Home, Stel- 
lungskrieg (189 S.). Ein linker Skinhead, der 
beim Geschlechtsakt Marx u.a. rezitiertim Lon- 


don unserer Tage. Arbeitslosigkeit, Sex und 


Gewalt ist die Mischung eines extremen Autors 
für extreme LeserInnen - wem’s gefällt. 

Im selben Verlag erschien das Werk 
„Der Beginn einer Epoche - Texte der 
Situationisten“ (313 S. / 49,80 DM). Wer an 
politischer Kunst interessiert ist, wird hier eine 
Fundgrube entdecken. Bis heute sind die 
SituationistInnen ein unentdecktes Reservoir 
radikaler Politik und deren künstlerischem Aus- 
druck. 

Manchmal dient die Kunst ja auch dem 
Genuß, andere halten sich da lieber am Essen. 
Und wenn beides nicht zu kurz kommen soll, 
dann eben: Daniel Spoerri „Gastronomisches 
Tagebuch - Itinerarium' für zwei Personen auf 
einer ägäischen Insel nebst Anekdoten und 
anderem Kram sowie einer Abhandlung über 
die Boulette“ (Ed. Nautilus Hamburg. 263 S. / 
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einem Index/Lesebändchen & mehreren Koch- 
rezepten). 

Guten Apettit. 
Wie wär es denn mal wieder mit einer 
Buchstabensuppe? Knobi 


' dazu sagt der Duden: „(lat.) Straßenverzeichnis der 
röm. Zeit; Aufzeichnung noch nicht vermessener 
Wege bei Forschungsreisen.“ 


So lernt mensch doch imer wieder etwas dazu. 


„.. dahinter 

steckt 

immer ein 

. renitenter 
Kopf. 
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Dogmen der Undogmatischen 


Betr.: „telegraph” Nr. 9/1995 - Redaktionelle Anmerkung zu „Warum ich die 
Gruppe NEUES FORUM/ BURGERBEWEGUNG verlasse“ von Reinhard Schult 


InNummer 9/1995 hat der „telegraph“ zu einem 
Satz in der Erklärung Reinhard Schults „Warum 
ich die Gruppe NEUES FORUM/BÜRGER- 
BEWEGUNG verlasse“ eine Anmerkung ge- 
macht. Ich halte es für keinen guten journalisti- 
schen Stil, wenn eine Redaktion zu einem von 
ihr veröffentlichten Dokument en passent kriti- 
sche Anmerkungen macht, statt generell darauf 
hinzuweisen, daß namentlich gekennzeichnete 
Beiträge nicht die Meinung der Redaktion aus- 
drücken müssen. Sich in einem eigenen Artikel 
mit dem veröffentlichten Text auseinanderzu- 
setzen bleibt davon ja unbenommen - aber wer 
hat schon Lust einer Zeitschrift Erklärungen zur 
Veröffentlichung zu geben, um sich dann ne- 
benbei anpinkeln zu lassen? 


Soweit zur Form. Doch freue ich mich natürlich 
über das Anliegen der Redaktion, der „Initiative 
für eine vereinigte Linke“ historische Gerechtig- 
keit widerfahren zu lassen. Der in der Erklärung 
Reinhard Schults inkriminierte Satz hat auch 
mich gestört, denn er war zumindest mißver- 
ständlich. Und der Vorwurf, die „VL“ sei eine 
Vorfeldorganisation der SED/ PDS gewesen 
bzw. deren U-Boot in den Bürgerbewegungen, 
wurde von pro-kapitalistischen Strömungen der 
Demokratie-Bewegung 89/90 von Anfang an 
erhoben. Dies war auch ein Hauptargument in 
den internen Auseinandersetzungen innerhalb 
der Bürgerbewegungen um eine gleichberech- 
tigte Teilnahme der „VL“ an den Wahlbündnis- 
sen der Bürgerbewegungen im Jahre 1990. 
Leute wie Konrad Weiß oder Wolfgang Templin, 
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die in und nach der „Wende“ eine raschen 
Rechtsschwenk vollzogen, hatten sich mit sol- 
chen und schlimmeren Vorwürfen in diesen 
Auseinandersetzungen bereits als „Linken- 
hasser“ profiliert. 

Der Versuch zu zeigen, daß die „VL“ ein 
originäres Kind der DDR-Opposition war, ge- 
reicht der Redaktion des „telegraph“ gerade 
deshalb zur Ehre, weil Lüge und Geschichtsver- 
drehung bezüglich der DDR-Opposition gera- 
dezu zu einem Markenzeichen der heute ‚offizi- 
ellen“, d.h. staatlich anerkannten und vergolde- 
ten Edel-Bürgerrechtler der DDR geworden sind. 
Von der selektiven Wahrnehmung dieser Oppo- 
sition durch bürgerliche Professoren ganz zu 
schweigen. Allerdings zeigt auch die Darstel- 
lung der „VL“ durch die „telegraph‘-Redaktion 
eine sichtlich selektive Wahrnehmung und lie- 
fert ein erneutes Beispiel dafür, wie sehr 
„undogmatische“ Linke selbst von Dogmen be- 
herrscht werden können. 

Die Redaktion beschreibt zwar richtig, 
daß die „VL“ als Sammelpunktaller vonder SED 
unabhängigen linken Kräfte aus der „Böhlener 
Plattform“ entstand. Sie behauptet dann aber: 
„Leider wurde sie dannim Rahmeneinesletzten 
Maßnahmeplanes der Staatssicherheit zum 
Fluchtpunkt vieler aus der SED Austretender, 
die zusammen mit einigen geistesverwandten 
Oppositionellen eine neue linke Kaderpartei zu 
schaffen versuchten. Deshalb (Hervorhebung 
von mir, B.G.) traten schon beim Gründungs- 
kongreß im November 1989 viele ‘Bunte’ .- 
nämlich nichtautoritäre Linke aus“(S.25). 
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Diese Darstellung, die gleich von meh- 
reren Unterstellungen wimmelt, dürfensich alle, 
die bei diesem Kongreß am 24./25/ 11.1989 und 
dem von diesen sogenannten „Bunten“ veran- 
stalteten chaotischen Hinterhof-Theater dabei 
waren, auf der Zunge zergehen lassen. Wer 
nicht dabei war muß den Eindruck gewinnen, 
die Auseinandersetzung auf diesem Kongreß 
drehte sich um das Problem, daß sich autoritäre 
und nichtautoritäre Sozialisten um die Grün- 
dung bzw. Verhinderung einer Kaderpartei strit- 
ten. Doch dem war mitnichten so. Die Auseinan- 
dersetzung drehte sich tatsächlich darum, obes 
eine gemeinsame, DDR-weite basis- 
demokratische Sammlungsbewegung der ver- 
schiedenen nichtstalinistischen linken Strömun- 
gen geben soll. Der basisdemokratische Cha- 
rakter dieser Bewegungwar von Anfangan, d.h. 
seit der Böhlener Plattform Konsens der Veran- 
staltenden und derweitüberwiegenden Zahl der 
Teilnehmenden. Der Streit drehte sich also gar 
nicht darum, sondern um die Frage, ob dies eine 
gemeinsame Organisation sein soll oder eine 
Anhäufung von Individuen, die sich auf lokaler 
Ebene nur informell, von Fall zu Fall verabre- 
den. Er machte sich deshalb auch nicht etwa 
daran fest, ob es nicht vielleicht ein „ZK“ oder 
einen „demokratischen Zentralismus‘ stalinisti- 
schen Angedenkens, sondern daran, obeseine 
gemeinsame Postanschrift geben solle oder 
nicht. Die gemeinsame Postanschriftwurde von 
den „Bunten“ als „Vergewaltigung des Individu- 
ums“ angesehen - mindestens als erster Schritt 
dorthin. Wir anderen empfanden eine solche 
gemeisame Postanschrift um so dringlicher, als 
das Volk längst auf den Straßen stand, die 
anderen Bürgerbewegungen längst überall prä- 
sent waren, aber die Linke für Interessent/innen 
nicht einmal eine gemeinsame Kontaktadresse 
zu bieten hatte. 

Das wichtigste politische Ergebnis die- 
ses Streites war denn auch nicht etwa die Grün- 
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dung einer Kaderpartei und der Austritt der 
„Bunten“, sondern die Verhinderung der Grün- 
dung einer DDR-weiten basisdemokratischen 
linken Sammlungsbewegung auf diesem Kon- 
greß durch die „Bunten“. Das war auch die 
wesentliche politische Botschaft nach diesem 
Kongreß in der Öffentlichkeit: die Linke ist wie- 
der einmal unfähig, sich zu organisieren. Die 
„VL“ wurde lediglich als ein offener Prozeß auf 
lokaler Ebene definiert. Allerdings wurde zuge- 
stimmt, daß die „/L“ am bevorstehenden „Run- 
den Tisch“ teilnehmen undsich zu diesem Zweck 
auf freiwilliger Basis eine Arbeitsgruppe bilden 
soll, die diese Teilnahme vorbereitet. 
Besonders hervorgetan bei der Verhin- 
derung der DDR-VL an diesem Wochenende 
haben sich übrigens nicht nur die bunten 
„Friedrichshainer Friedensfreunde“ und Redak- 
teure des „telegraph“, sondern auch Wolfgang 
Wolf (als IM „Max“ für die Stasi aktiv) und die von 
Reinhard Schult in seiner Erklärung erwähnte 
Marion Seelig, die (allerdings eher aus ABM- 
Gründen) seit 1990 mit ex-stalinistischen und 
stasi-istischen Altkadern in der PDS-Fraktion 
des Abgeordnetenhauses „nichtautoritäre lin- 
ke“ Politik macht. Für uns „autoritäre“ Basis- 
demokraten aus verschiedenen Städten und 
Regionen der DDR war denn auch der Verlauf 
dieses Kongresses durch die Front der 
Verhinderer derart katastrophal, daß wir uns 
während des Kongresses separat versammel- 
ten, um darüber zu sprechen, wie wir eine DDR- 
weite Organisation schaffen können, ohne den 


Prozeß der Diskussion und Zusammenarbeit 


mit den „Bunten“ zu stoppen. Und diese separa- 
te Beratung war offen für alle Interessent/innen, 
nicht etwa konspirativ. Der Verfasser der redak- 
tionellen Stellungnahme des „telegraph“ war 
höchst persönlich als Beobachter anwesend. 
Die „Bunten“, mit denen der Streit auf dem 
Gründungskongreß stattfand, waren im übrigen 
auch nur ein Teil der „Bunten“, noch dazu ein 
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überschaubarer ausBerlin.Wiranderentausch- 
ten überregional Kontaktadressen zur Vernet- 
zung ausundbeschlossen, uns am 9.Dezember 
1989in Leipzig zu treffen und eine überregiona- 
le Sammmlungsbewegung der basis- 
demokratischen Linken im Rahmender „Initiati- 
ve für eine vereinigte Linke“ aus der Taufe zu 
heben. 

Das geschah dann auch. Es wurde ein 
Bund unabhängiger Sozialisten gegründet, der 
die Funktion hatte, dieDDR-VL zu organisieren, 
also überregional. IndeminLeipzig verabschie- 
deten Aufruf hieß es u.a.: „Es muß ein Bund 
geschaffen werden, der basisdemokratisch or- 
ganisiert ist und ohne autoritäre Zentrale alle 
sozialistischen Kräfte zur Aktion vereint“ (die 
Stalinisten galten uns natürlich nicht als soziali- 
stisch!). „Deshalb betrachtet sich der Bund un- 
abhängiger Sozialisten als Teil der Initiative für 
eine vereinigte Linke“ und will mit allen linken 
und sozialistischen Kräften solidarisch und 
gleichberechtigt zusammenbarbeiten.“Dieswar 
also die für alle nachprüfbare politische Realität 
der sogenannten Anhänger der „Kaderpartei‘! 

In einem zweiten Aufruf zur politischen 
Situation in der DDR wurden neue, basis- 
demokratische Machtorgane, die Bildung von 
demokratischen Volksausschüssen durch die 
Bürgerkomitees und ein Volkskongress aller 
neuen, basisdemokratischen Organe des Volks- 
willens gefordert. Das war eine klare Entgegen- 
setzung zur Hauptforderung der meisten Oppo- 
sitionsgruppen nach freien Wahlen. Diese For- 
derung wurde dann von der „VL“ zeitweilig auf- 
genommen, über sie ist die reale Entwicklung 
aber im Zuge des Wiedervereinigungstaumels 
hinweggegangen. | 

Die Gründung des Bundes als überre- 
gionaler Teil und Motor der „VL“, der von der 
Veröffentlichung seiner Forderungenausgehen- 
de Mobilisierungsschub für unabhängige Be- 
triebsräte, die mit ihm in Personalunion ver- 
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quickte Arbeitsgruppe, die ja für die „VL“ am 
„Runden Tisch“ saß, kurz, die Gesamtheit der . 
Umstände, führten dazu, daß in den Regionen, 
auchinBerlin, die Mitgliedervollversammlungen 
mit großen Mehrheiten für eine DDR-weite Or- 
ganisation der „VL“ plädierten. Alssolche wurde 
dann die „V/L“im Januar 1990 inLeipzig gegrün- 
det. Alle Messen für eine erneuerte DDR waren 
da allerdings schon gesungen. Der Bund unab- 
hängiger Sozialisten hatte seine Funktion erfüllt 
und spieltekeinerleiselbständige politische Rolle 
mehr. Ein Teil der „Bunten“ wurde assoziertes 
Mitglied der „VL" auf lokaler oder regionaler 
Ebene und trat dann mit verschiedenen Tempi 
im Verlaufe des Frühjahrs 1990 wieder aus. Als 
basisdemokratische Sammlungsbewegunghat- 
te die „VL“ dafür eine ziemlich interessante 
offene Struktur entwickelt, die auch in der Zu- 
kunftnoch einmal interessantwerden könnte. In 
den politischen Beiräten auf regionaler Ebene 
waren die verschiedenen Gruppen vertreten. 
Die „VL“ in die Nähe autoritärer Kader- 
parteien zu rücken ist nicht nur närrisch, son- 
dern verkennt völlig, worin die wirklichen Ge- 
fährdungen für demokratische Prozesse inner- 
halb der „VL“ (und noch viel mehr innerhalb der 
anderenbasisdemokratischen Bürgerbewegun- 
gen) lagen: nämlich im Fehlen von Strukturen 
gewählter, kontrollierter und absetzbarer Ver- 
antwortlichkeit. Das Fehlen basisdemokratisch 
kontrollierter Verantwortlichkeit hat diewirkliche 
Macht innerhalb der Organisation stets den 
infomellen Hierarchien verschafft. Und diese 
sind bekanntlich weder wählbar noch kontrol- 
lierbar. Führer-Gefolgschafts-Beziehungen be- 
stimmen hier oft das Bild. Wenn auch dieser 
Aspekt in der „VL“ wohl am wenigsten zutraf. 
Diese wirklichen Gefährdungen demo- 
kratischer Prozesse in basisdemokratischen 
Organisationen zu thematisieren, statt ideologi- 
sche Vorurteile zu kultivieren, wäre eine ernst- 
hafte Aufgabe für den „telegraph“. Daich selbst 


maßgeblich daran beteiligt war, weiß ich, wovon 
ich spreche. 

Aber der Unterstellungen sind noch 
mehr. Zu behaupten, daß die „VL“ im „Rahmen 
eines letzten Maßnahmeplanes der Staatssi- 
cherheit zum Fluchtpunkt vieler aus der SED 
Austretender“ wurde, die versuchten, aus ihr 
eine Kaderpartei zu machen, ist absoluter Un- 
sinn. Zunächst muß gefragt werden, wo ist ein 
solcher Maßnahmeplan der Stasi belegt? Er 
wäre zwar politisch unlogisch, weil sie jaaufden 
Erhalt der SED, statt auf ihre Spaltung setzen 
mußte (und das Verhalten ihrer Einflußagenten 
wie Wolfgang Wolf belegt das), aber er wäre 
immerhin denkbar als Variante eines „kleineren 
Übels“. Ich kenne einen solchen Maßnahme- 
plan bisher jedenfalls nicht. Wo also ist er? 
Politisch wichtiger ist aber die völlige Fehlein- 
schätzung des Ausmaßes der Wanderung von 
SED-Mitgliedern zur „VL“. Eine Fehleinschät- 
zung von historischen Ausmaßen, denn diese 
Wanderung hatnicht stattgefunden.Nur wenige 
ehemalige SED-Mitglieder sind zur „VL“ gekom- 
men. Diese waren zu allen Zeiten in der „VL“ 
eine kleine Minderheit. Die einzige Ausnahme 
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bildete Thüringen. Nachdem dort die ehemali- 
gen Gründer/innen, die aus der Alternativszene 
kamen, die „VL“ zugunsten von Projektarbeit im 
Frühjahr und Sommer 1990 verlassen hatten, 
gewannen ehemalige Mitglieder der SED be- 
stimmenden Einfluß. DieserLandesverbandwar 
denn auch der einzige, der sich zu den Wahlen 
im Herbst 1990 für ein Bündnis der „VL“ mit der 
PDS im Rahmen der „Linken Liste“ ausgespro- 
chen hatte. Der Irrtum der „telegraph“-Redakti- 
on hat historische Ausmaße gerade deshalb, 
weil die Spaltung der SED und die Aufnahme 
kritischer Linker aus der SED indie „VL“ gerade- 
zu eine Absicht der „Gründer/innen der ‚VL‘ 
war. Sie hat eben nur nicht stattgefunden. Be- 
reits in der Böhlener Plattform wurde darauf 
hingewiesen, daß aus einem Erneuerungs- 
prozeß der Linken und der DDR SED-Mitglieder 
nicht ausgegrenzt werden dürfen. Das histori- 
sche Problem besteht eben darin, daß SED- 
Mitglieder in keiner politisch und sozial relevan- 
ten Zahl in die Bürgerbewegungen einschließ- 
lich der „VL“ gegangen sind, aber auch nicht die 
zahlreichen Angebote vonsich neu gründenden 
linken Parteien angenommen haben, von den 
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„Nelken“ über „KPD“, „USPD“ bis hin zu „USP 
und „Die Sozialisten“. Soweit es die „VL“ betraf, 
hat gerade das chaotische Verhalten der „Bun- 
ten“ aufdem Gründungskongreß dazubeigetra- 
gen, daß eine kleine Zahl anwesender SED- 
Mitglieder, die eine linke, aber demokratische 
Alternative zur SED suchten, im Unterschied 
zum Bundunabhängiger Sozialistendie Schluß- 
folgerung zogen, außerhalb des Bildungs- 
prozesses der „VL“, außerhalb der linken Oppo- 
sition zur SED, eine neue Partei gründen zu 
müssen: ich meine die von Michael Czollek und 
Kadern der GEWI-Akademie beim ZK der SED 
betriebene Gründung der Partei „Die Nelken“. 
Inwiefern Czolleks später enttarnte IM-Tätigkeit 
hierbei eine Rolle spielte, ist mir nicht bekannt. 
Für die politische Bewertung dieses Vorganges 
ist es aber wahrscheinlich irrelevant. Die Partei 
„Die Nelken“ hat denn tatsächlich auch von 
Anfang an den „Stallgeruch“ ehemaliger SED- 
Kader besessen, im Unterschied zur „VL“. Inder 
„VL“ bildeten die aus der SED (will}jkommenen 
Mitglieder fast stets den rechten Flügel. Ob- 
gleich Marxisten in der „VL“ einen wesentlichen 
Einfluß besaßen, war das Gros ihrer Mitglieder 
linksalternativ bis autonom bestimmt. Der hin- 
sichtlich der Mitgliedzahl relativ schwache 
„Betriebsflügel“ der „VL“ wirkte aber durch seine 
politischen Initiativen für unabhängige Interes- 
senvertretungen der Werktätigen weit in die 
übrigen Bürgerbewegungen, SDP und SED/ 
PDS hinein. 
Hinsichtlich der politischen Auseinan- 
dersetzungen um Wege und Methoden der po- 
litischen Arbeit unterschieden sich diese Flügel 
kulturell erheblich: bei den einen handelte es 
sich eher um sogenannte subkulturell-alternati- 
ve, bei den anderen eher um sogenannte tradi- 
tionelle Sektoren der Linken. Die Dominanz des 
subkulturellen Millieus war sicherlich ein Grund, 
weshalb abgesprengte SED-Leute nur schwer 
in die „VL“ fanden. Innerhalb der „VL“ vertrugen 
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sich diese verschiedenen „Kulturen“ allerdings 
erstaunlich gut. Hinsichtlich der politischen Aus- 
einandersetzungen um Bündnispartner, Wah- 
lenetc.gabesinder „VL“ stets drei Flügel, deren 
Bedeutung und Einfluß im Laufe der Zeit variier- 
ten: der stärkste, links-bürgerbewegte, der klei- 
ne, aber einflußreiche PDS-orientierte und der 
antiparlamentarische. Die praktische politische 
Klammer aller drei Fügel in den gesellschaftli- 
chen Auseinandersetzungen in der „Wende“ 
fand ihren treffendsten Ausdruck wohl in unse- 
rer damaligen Losung „Selbstverwaltung statt 
Ausverkauf“, d.h. in der Suche nach basis- 
demokratischen Lösungen der gesellschaftli- 
chen Probleme. Die gemeinsame Suche stand 
im Vordergrund unserer Diskussion, die aller- 
dings von Anfang an, d.h. seit der Böhlener 
Plattformauf einemoolitischen Minimalkonsens 
(z.Bgesellschaftliches Eigentum an Produktions- 


mitteln, Ausbau der Selbstbestimmung der Pro- 


duzenten usw.) beruhte. Dieser politische 
Minimalkonsens war denn auch von Anfang an 
das gemeinsame Band der „VL“, nicht eine 
Ideologie. Im Gegenteil, die Zusammenführung 
vonLinkenmitunterschiedlichen Ideologien und 
politischen Traditionsbezügen zur gemeinsa- 
men antistalinistischen und antikapitalistischen 
Aktion in einer gemeinsamen Bündnis- 
organisation war gerade das spezifische Anlie- 
gen, das zur Gründung der „VL“ führte. Deshalb 
hatte die „VL“ zu keinem Zeitpunkt eine gemein- 
same Ideologie, durfte undkonnte sie auch nicht 
haben, denn die politische Zusammenarbeit 
verschiedener basisdemokratischer linker Strö- 
mungen mit verschiedenen ideologischen Tra- 
ditionen war ja eben das Gegenteil davon. Alle 
Ideologien, die zugleich antistalinistisch und an- 
tikapitalistisch waren, sollten sich in der „VL 
finden. Gerade dieses Diffuse wurde der „VL“ 
von verschiedenen ideologisch bestimmten lin- 
ken Gruppen zum Vorwurf gemacht. Auch von 
einzelnentrotzkistischen Gruppen, wie etwa der 
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Streits unter Linken; die 
zustandekam, weil über 
Gegensätze hhinwegder 
politische Konsens nie 
aus dem Auge verloren 
wurde. Dies war denn 
auch die wichtigste Me- 
thode der Abgrenzung 
von anderen nicht-. 
stalinistischen Gruppie- 
rungen, Abgrenzung 
nicht von deren Ideolo- 
gie, sondern von ihrer 
sektiererischen, 
unsolidarischen, unfai- 
renundverlogenenPra- 
xis. 
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Um so unverständlicher ist denn das 
schiefgeratene Kompliment der Redaktion des 
„telegraph“ für die übrig gebliebene „VL“ im 
Haus der Demokratie, die, „obwohl man ihr 
trotzkistische Tendenzen nachsagt, eigentlich 
recht angenehm ist“. Wer eigentlich außer der 
Redaktion des „telegraph“ ist „man“ und be- 
hauptet die „trotzkistischen Tendenzen“? Selbst 
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wenn man unterstellt, daß der übrig gebliebene 
kleine Kreis mit seinem politischen Spektrum 
nicht identisch sein muß mit der damaligen 
wirklichen „VL“, so fallen mir unter den rund 
zehn verbliebenen Leuten nur zwei ein, denen 
man das nachsagen kann.(Obwohl auch bei 
denen eine Frage sein müßte, warum sie nicht 
in trotzkistischen Vereinen gelandet sind.) 

In der Tat gibt es die „VL“ in einem 
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politischen Sinn, alslinke Sammlungsbewegung 
der von mir geschilderten politischen Kräfte 
faktisch seit dem Sommer/Herbst 1990 nicht 
mehr. Sie hat die „Wiedervereinigung“ nicht 
überlebt. Wie sollte sie auch, war doch eine 
„andere DDR“ das gemeinsame Band der ver- 
schiedenen Strömungen. Dasschließtnichtaus, 
daß sie nicht in einzelnen Regionen, wie in 
Halle, politisch überlebt und eine besondere 
Rolle unter den Linken behauptet hat. In Berlin 
gibt es unter den verbliebenen Mitgliedern nur 
den Konsens, die Infrastruktur für unanhängige 
linke Projekte und Gruppen zu erhalten, aber 
nicht mehr gemeinsam als „VL“ aufzutreten. 
Weshalb nun der „telegraph“ -obwohl ja durch- 
aus wohlmeinend gesonnen- solche ideologi- 
schen Hiebe austeilt, wie „trotzkistischen Ten- 
denzen‘, ist, soweit es um die „VL“ geht, völlig 
unverständlich. Trotzkistische Tendenzen wa- 
ren in der „VL“ stets ebenso selbstverständlich, 
wie ökosozialistische, anarchistische usw.. So- 
weit es um den „Trotzkismus“ selbst geht, sind 
solche Hiebe aber besonders problematisch 
undfüreinekritische Debatte unterLinkenschäd- 
lich. Von „trotzkistischen Tendenzen“ zu spre- 
chen ist SED-Niveau der 50er Jahre. Was ist 
denn gemeint, was das Problematische am 
Trotzkismus aus der Sicht der „telegraph“-Re- 
daktion? Hierzu habe ich nie ein ernsthaftes 
Wort vernommen, obwohl ich den Vorwurf des 
Trotzkismus ja öfter hörte. Ist es das „marxisti- 
sche“ am „Trotzkismus“ oder das „Sektiereri- 
sche“, istesder Trotzkismus vonKronstadtoder 
der der Spanischen Revolution? „Trotzkistisch“ 
zu sagen ist ungefähr so, wie „marxistisch“, 
„anarchistisch“, „christlich“. Es gibt dutzende 
Richtungen, hunderte Gruppen, die sich be- 
kämpfen, die ebenso verschieden sind, wie das 
politische Leben der Linken insgesamt. Diese 
Artvonideologischer Reaktion „ausdem Bauch“ 
ist besonders auch deshalb problematisch, weil 
unter den heute nachwachsenden Linken über 
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den Trotzkismus und die historischen Ausein- 
andersetzungen in Sozialdemokratie und Kom- 
munismusinder ersten Hälfte unseres Jahrhun- 
derts kaum noch etwas bekannt ist. Eine kriti- 
sche Aufarbeitung der gesamten Geschichte 
der Linken tut heute not, auch eine von Trotzkis- 
mus und Anarchismus. Mit ideologischen Keu- 
len ist diese aber nicht zu leisten. Soweit es um 
den Trotzkismus geht, so steht ihm aber in 
jedem Fall ein Ruhmesblatt in der Geschichte 
der linken, revolutionären Kritik am Stalinismus 
zu.Dies gilt auch für die DDR-Opposition. Trotz- 
kisten gehörten zudenwenigenpolitischen Rich- 
tungen der westdeutschen Linken, die die Op- 
position in.der DDR und in Osteuropa geistig 
und praktisch unterstützt haben, ohne für den 
Kapitalismus Partei zu ergreifen. Es war ein 
Verdienstder Schriften von Trotzkioder deserst 
vor wenigen Wochen verstorbene Ernest Man- 
del marxistische und nichtmarxistische kritische 
Geister darauf zu stoßen, ihre Kritik an der 
stalinistischen Diktatur zu formulieren, ohne 
deshalb den Kapitalismus zu verherrlichen. 
Gerade Schriften der Trotzkisten haben die 
Opposition immer wieder auf Räte-, d.h. Basis- 
demokratie orientiert, haben im Gegensatz zu 
den sogenannten Reformkommunisten und 
Sozialdemokratennichtaufeinetechnokratische 
Apparatreform von oben, sondern auf eine Re- 
volution von unten und auf die Massen gesetzt. 
Deshalb bleiben sie für die Aufarbeitung der 
Demokratiebewegungen in Osteuropa auch 
weiterhin wichtig, obwohl sich ein großer Teil 
der Trotzkisten heute unter der Losung der 
„Einheit der Linken“ im Umfeld der ex-stalinisti- 
schen Parteien einfindet. 

Das Scheitern der trotzkistischen Vor- 
stellungen wie das der meisten anderen linken 
theoretischen Ansätze macht eine historische 
Kritik am Trotzkismus wie an allen anderen 
revolutionären Strömungen dringend notwen- 
dig. Das Totschlagargument „trotzkistische Ten- 
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der die Unterdrückung der Spanischen Revolu- 
tion, von Linkssozialisten, von Trotzkisten und 
Anarchisten durch die Stalinisten zum Gegen- 
stand hat.. 


denzen“ jedoch ist hierbei mehr als hinderlich. 
Bernd Gehrke | 


P.S.:Wereine Anregung dafür erhalten will, daß 
Trotzkisten, Anarchisten, Linkssozialisten sich 
in der Geschichte nicht nur bekämpft, sondern 
auch verbündet haben, der braucht nicht nur in 
die unmittelbare Vergangenheit von DDR-Op- 
position und „Wende“ zu schauen, sondern soll- 
te sich den gegenwärtig im Kino laufenden Film 
„Land and Freedom“ von Ken Loach ansehen, 


Redaktion: Eine Antwort würde an dieser Stelle zu lang und Bernd Gehrkes Text nicht gerecht werden. 
Immerhin wäre zur Probe zu bemerken, daß die "Bunten" die auch von Bernd Gehrke vertretenen Organisa- 
tionsstruktur nicht wegen einer gemeinsamen Adresse ablehnten. Das war in einer entnervenden Debatte in 
der aus den verschiedensten Ecken immer wieder auf neue Manier uns eine Struktur übergeholfen werden 
sollte, die wir nicht wollen, nur ein äußerster Punkt, an dem wir schon völlig auf Abwehr geschaltet hatten. Die 
Kritik richtete sich gegen die ermütenden, "konterrevolutionären" Strukturdiskussionen. Es gab fast keine 
Thematisierung der anstehenden Probleme, gvon deren Umsetzung in die Praxis mal ganz abgesehen, die 
tendierte ja fast gegen Null. 

Aber offensichtlich gibt es über diese wichtige Zeit diametral entgegegesetzte Auffassungen. Statt nun die 
damaligen Artikel des „telegraphs“ abzudrucken, die auch kein Beweis sind, wäre es sinnvoll, bei Gelegenheit 
eine gründliche Recherche zu machen und alle beteiligten Seiten zu Worte kommen zu lassen. 


Meldungen 


Antifa-Demonstrationin Quedlinburg 
Gegen die starken neofaschistischen Aktivitäten im 
Ostharz fand am 4. November in Quedlinburg eine 
Demonstration statt. Die etwa 1000 angereisten 
DemonstrantiInnen waren mit einer lokalen Gegen- 
kundgebung von etwa 50 Leuten aus dem örtlichen 
Parteienspektrum und kirchlichen Vertretern kon- 
frontiert. Unter dem Motto “Für Weltoffenheit und 
Toleranz” versuchte der Hauptinitiator, der Grüne 
Stadtrat, Pfarrer und Bundesverdienstkreuzträger, 
Hans Jäckel der üblichen Behauptung entgegenzu- 
treten, linke Gewalt sei gleich rechte Gewalt. 

Das Verbot der Quedlinburger Stadtverwal- 
tung, am Haus des Neonazis Steffen Hupka vor- 
beizuziehen, wurde durch einen Gerichtsbeschluß 
außer Kraft gesetzt. Die Polizei hieltsichwährend der 
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Antifa-Demonstration zurück, schützte nicht einmal 
das Haus Hupkas, als vor diesem ein Vortrag über die 
Zellenstruktur der Hupkaschen Neonazi-Bewegung 
gehalten wurde. Einem Wunsch der örtlichen 
Antifagruppe folgend, gab es dennoch keine Angriffe 
aufdas Haus, wasbei etlichen Demoteilnehmern, der 
“Göttinger Drucksache” Nr. 207 zufolge, einen bitte- 
ren Nachgeschmack hinterlassen haben soll. 


Peenemünde-Prozeß in Wolgast 

Wie im letzten “telegraph” angekündigt, fand am 10. 
Oktober in Wolgast der Prozeß gegen Ulf Thämelt 
und Holm Vogel in Sachen der Demonstration gegen 
den Verkauf von DDR-Kriegsschiffen nach Indonesi- 
en statt. Die Staatsanwältin Karin Graeger-Könnig, 
die einen erkrankten Kollegen vertrat, warf den bei- 
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den Dresdnern vor, “gemeinsam und mit zahlreichen 
anderen unbekannt gebliebenen Tätern “ einen “be- 
deutenden Schaden” an den Kriegsschiffen verur- 
sacht zu haben. Außerdem hätten sie durch “Ab- 
leinen eines Schiffes” den Seeverkehr beeinträchtigt. 
Aber kein einziger der Polizeizeugen konnte sich 
konkret an die beiden Angeklagten erinnern. Der 
Verfasser einer Notiz, nach der die beiden von den 
Schiffen kamen, konnte trotz eifriger Nachforschung 
nicht ermittelt werden. Auch eine nachträglich wäh- 
rend einer Pause herbeigeholte Polizeizeugin konnte 
nicht mehr Lichtin die Angelegenheit bringen, so daß 
die verzweifelte Staatsanwältin in einem kühnen 
Sprung immerhin Hausfriedensbruch einklagen woll- 
te. Zu diesem Zweck beantragte sie eine weitere 
Pause bzw. die Vertagung, um einen Vertreter der 
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als Kläger herbei zu zitieren. An dieser Stelle warfen 
die Rechtsanwälte der Staatsanwaltschaft Verschlep- 
pung vor. Zwei Jahre Ermittlungszeit hätten, so die 
Berliner Anwälte Wolfgang Kaleck und Volker 
Ratzmann, ausreichen müssen, um hieb- und stich- 
feste Argumente für die Anklage zu liefern. Schließ- 
lich gab Frau Karin Graeger-Könnig klein bei und 
lieferte ein Plädoyer, dem die Verteidigung nichts 
Wesentliches hinzufügen konnte. In ihrem Plädoyer 
nahmen die Rechtsanwälte nur noch zum morali- 
schen Aspekt der Aktion Stellung, daß hier von der 
bundesdeutschen Justiz diejenigen verfolgt würden, 
die die Auslieferung von Kriegswaffen an ein blutiges 
Terroregime verhindern wollten. 

Das trug zur guten Stimmung der etwa 20 
angereisten Demonstrantinnen bei, wie auch die 
Tatsache, daß der Prozeß Mittelpunkt der lokalen 
Rundfunk- und Zeitungsberichterstattung war. 


Antifa-Demonstration zum Gedächt- 
nis an den ermordeten Silvio Meier 

Am 25. November fand in Berlin einer Antifa-Demon- 
stration zum Gedenken an Silvio Meier statt, der am 
21 November 1992 im U-Bahnhof Samariterstraße 
von jugendliche Neonazis ermordet wurde. Im Ergeb- 
nis einer nachlässig bis parteilich geführten Untersu- 
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chung, über die wir seinerzeit im “telegraph” berich- 
teten wurden zwei von sieben Nazischlägern zu 
geringen Haftstrafen verurteilt, einer zu einer Bewäh- 
rungsstrafe. Aussagen der Mörder wurden ungeprüft 
an die Presse weitergegeben, Zeugen bedroht, die 
Eltern Sivio Meiersduritennichtam Prozeßtelnehmen. 
Für manche aus der DDR-Opposition, zu deren jün- 
geren Mitgliedern Silvio Meier gehörte, trug das Ver- 
halten deBehörden in dieser Angelegenheit viel zur 
Klarheit darüber bei, wessen Geistes Kind der Staat 
ist, in dem sie mittlerweile angekommen waren. 

An der Demonstration, die von der 
Jugendantifa Friedrichshain (JAF), den Freunden 
und Mitbewohnern Silvios, PDS-Gruppen, Antifa 
Marzahn/Hellersdorf und Lichtenberg, SDJ und 
AABO-Gruppen organisiert worden war und entspre- 
chend angekündigt und durchgeführt wurde, nah- 
men etwa 1000 Leute teil. Kleinere Auseinanderset- 
zungen mitderPolizeihauptsächlichinderKreutziger 
Straße hatten keine Folgen. 


Naziüberfall auf ein Haus in Aue 
In der Nacht vom 25.11. zum 26.11. haben etwa 50 
Neonazis aus Aue und Umgebung versucht, ein 
Haus, das von linken Jugendlichen bewohnt wird, zu 
stürmen. Wie es in einem Bericht von vor Ort heißt, 
war das Haus erst wenige Wochen zuvor bezogen 
worden. Gegen 3.00 Uhr haben sich die Rechten vor 
dem Haus versammelt und es dann mit Steinen 
angegriffen. Dann versuchten sie die Haustür einzu- 
treten, was aber nicht gelang. Etwa um 3.30 Uhr kam 
die Polizei und erteilte einen Platzverweis an die 
Rechten. Inder Zwischenzeit setzten sich die Bewoh- 
ner mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zur 
Wehr. Bei dem Überfall wurden viele der Fenster- 
scheiben zerstört und die Haustür stark beschädigt. 
Auf der Seite der Rechten gab es zwei Verletzte, wie 
schwer ist nicht bekannt. Schlimmer als der materiel- 
le Verlust, meinen die Hausbewohner, sei der Verlust 
an Vertrauen in der Bevölkerung, der durch den 
Überfall entstanden ist. Auch für die Zukunft seien 
weitere Überfalle nicht ausgeschlossen. 

Am Sonnabend, den 2.12. drangen mehrere 
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Polizisten mit Helmen und kugelsicheren Westen in 
das Haus ein und stellten von allen Anwesenden die 
Personalien fest. Einen Durchsuchungsbefehl hatten 
sie nicht. Sie begründeten ihr Handeln damit, daß die 
Bewohner dabei beobachtetwurden, wie sie Ziegelin 
das Haus getragen hatten. Mit diesen Ziegeln hatten 
die Bewohner die Kellerfenster zugemauert.Weimar 
vergibt Menschenrechtspreis 

Ein von der Stadt Weimar ausgesetzter Menschen- 
rechtspreis soll in Zukunft jährlich an dienamenlosen 
Opfer von Diktatur und anderen Willkürherrschaften 
in der Welt vergeben werden. Der mit 5.000 DM 
dotierte Preis soll in diesem Jahr nach dem Vorschlag 
der Gesellschaft für bedrohte Vöker und der Weima- 
rer Bündnisgrünen an den Thüringer Pfarrer Walter 
. . Schilling und den Oberbürgermeister derbosnischen 
Stadt Tuzla, Selim Beslagie, gehen. Selim Beslagie 
habe sich seit Beginn des Krieges in seinem Land 
dafür eingesetzt, daß die Menschen aller Nationalitä- 
ten und Religionsgemeinschaften in der bosnischen 
Industriestadt Tuzla weiter zusammen leben undsich 
gegen den Chauvinismus wehren, der von außen 
hereingetragen wird. Der 65-jährige Walter Schilling, 
einer der Initiatoren der Kirche von Unten, sei trotz 
ständiger Repression des DDR-Staatssicherheits- 
dienstes in seinem Pfarramtin Braunsdorf Ansprech- 
partner und Zufluchtsort für mehrere Generationen 
Jugendlicher geworden. Der Preis, hieß es aus Krei- 
sen der Jury solle an die Janusköpfigkeit der Weima- 
rer Geschichte erinnern und diese bewältigen helfen, 
um der Rolleeiner Kulturstadt gerecht zuwerden. Der 
Oberbürgermeister der vStadt Weimar Volkhardt 
Germer war zu DDR-Zeiten Stadtschulrat und Mit- 
gliedder SED-Kreisleitung. Derehemalige Ausländer- 
beauftragte Michael Hugo ist wegen Differenzen mit 
dem OB 1994 zurückgetreten. M. Hugo organisierte 
wiederholt Hilfstransportenach Ex-Jugoslawien. Nach 
seinem Rücktritt wurde der Posten des-Ausländer- 
beauftragten mit den Stimmen der Bündnisgrünen 
und des Oberbürgermeisters gestrichen. 


Siemens soll an neuem russischen 
Kernkraftwerkstyp beteiligt werden 


dpa/München/Moskau - Siemens bekommt schritt- 
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weise größeren Zugang zum osteuropäischen und 
russischen Kernkraftwerksmarkt. In Moskau wurde 
nach Angaben des bayerischen Umweltministeriums 
zwischen der russischen Atomenergiebehörde Min- 
atom und der Siemens AG (Berlin/München) eine 
Absichtserklärung über eine industrielle Zusammen- 
arbeit für Kontroll- und Überwachungssysteme bei 
einem neuen russischen Reaktortyp unterzeichnet. 
Der neue Atomreaktormit der Bezeichnung WWER- 
640 habe einen erhöhten Sicherheitsstandard und 
sollden Tschernobyl-Typ (RBMK) ersetzen,teilte das 
Ministerium am 3. November mit. 

Vor drei Jahren wurde eine bayerisch-russi- 
sche Arbeitsgruppe zur Verbesserung der Sicherheit 
russischer Kernkraftwerke gegründet. Bei den Ge- 
sprächen in Moskau wurde nach Angaben von Bay- 
erns Umweltminister Thomas Goppel (CSU) ein ent- 
scheidendes Ergebnis und die Voraussetzung er- 
zielt, daß die noch in Betrieb befindlichen Reaktoren 
des Tschernobyl-Typs am Standort Sosnowy Bor bei 
St. Petersburg ‘ehestmöglich abgeschaltet werden’. 

Das Abkommen mit Siemens, das nach 
Goppels Angabevoraussichtlich bis Jahresende end- 
gültig vereinbart werden soll, sieht zur Finanzierung 
der Siemens-Arbeiten ein Kompensationsgeschäft 
vor. Dabei beabsichtige Siemens jährlich denKauf 
von ‘Urantrennarbeit’ im Wert von 15 Millionen DM, 
die vom Energiekonzern Bayernwerk AG (München) 
für das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld genutzt wer- 
den soll. Weder Siemens/KWU noch das Bayernwerk 
konnten am Freitag abend hierzu weitere Detailan- 
gaben machen. Als Urantrennarbeit werden meist 
Vorstufen bei der Brennelementfertigung bezeich- 
net. 

Siemens will zusammen mit dem französi- 
schen Konzern Framatomeauch die Regel- und 
Steuertechnik bei der Fertigstellung des slowaki- 
schen Kernkraftwerks Mochovce liefern. Dies bestä- 
tigte am Freitag nochmals ein Siemens-Sprecher. 
Das Auftragsvolumen könnte sich aufetwa 150 Millio- 
nen DM belaufen. Entsprechende Vereinbarungen 
sollen bis Jahresende verhandelt werden. 
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‘Särge statt Säcke!” 


Humanitär töten - human sterben! 
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Zum ersten Mal seit 1945 stehen deutsche Soldaten wieder ihren Mann an 
der Front im ehemaligen Jugoslawien. Die Erfahrung hat gezeigt, daß einen 
Krieg nur gewinnt, wer langfristig plant und alle Unwägbarkeiten in Betracht 


zieht. Doch dramatische Lücken in der Logistik tun sich auf. 

Bald schon wird der erste unserer Jungs den Heldentod sterben. 
Sicherlich haben auch Sie sich schon gefragt, ob ein würdiger Rücktransport 
seines Leichnams gewährleistet ist, oder? Die schockierende Antwort: 
Mitnichten! Lediglich unästhetische und umweltverschmutzende Plastik- 
säcke stehen zur Verfügung - ein Um stand, der gerade bei sommerlichen 
Temperaturen im Süden zu unangenehmen Begleiterscheinungen führen 
Kann. 


“Wir meinen: „Wer für deutsche Interessen im Krieg tötet, 
soll.in Frieden ruhen! Unsere Jungs brauchen anständige 
Särgel“ | 

Leider sind, wie Sie ja sicherlich wissen, die öffentlichen Kassen alles andere 
als prall gefüllt, und auch der deutschen Industrie können keine weiteren 
Unkosten zugemutet werden... 


Bürgerinnen und Bürger! 
Wir selbst müssen aktiv werden! 


Was jeder von uns tun kann: 


* Ermöglichen Sie den würdevollen Rücktransport einer deutschen 
Soldatenleiche: Spenden Sie auf das Konto 14 18 39 45-95 bei der 
Bank für Humanität, Bonn.(*) | 

* Verweigern Sie auf keinen Fall den Kriegsdienst! 

* Denken Sie keinesfalls an ein Rhinozeros! 


(*) Auch Sachspenden werden gerne entgegengenommen (bitte nur ‚Made in Standort 
Germany“) 


Nach einem Plakat der Jungdemokratinnen/Junge Linke, Wuppertal, 


